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Schreckensbilanz an der Saar 

Nach drei Jahren CDU/SPD-Koalition im Saar¬ 
land stellt ihr die dortige DKP ein Armutszeugnis 
aus. 
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„Säuberungsaktion“ 

Ein Jahr nach dem Massaker von Odessa: Kiew 
schützt die Täter. Die westlichen Regierungen 
schweigen dazu. 
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Thema der Woche 


Sieg der Freiheit über die 
faschistische Tyrannei 

Der 8. Mai 2015 ist der 70. Jahrestag des 
Sieges der Freiheit über die faschistische 
Gewaltherrschaft in Europa. Er wurde er¬ 
rungen durch das Bündnis der Völker der 
Sowjetunion, Großbritanniens, der USA, 
Frankreichs und der kommunistisch geführ¬ 
ten Widerstandskräfte in Europa, China und 
Südostasien. - Eine Erklärung der KP Britan¬ 
niens, der DKP, der FKP, der KPRF und der KP 
der USA zum 70. Jahrestag des Sieges über 
den Faschismus. 

Seite 9, siehe auch die Seiten 8,10 und 11 


Befreiung! Was sonst? 



I n diesen Tagen feiern wir in vielen 
Ländern Europas den 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus und 
der Befreiung von der Nazi-Diktatur. 
In Europa war der Krieg zu Ende. Noch 
wurde in Ostasien und im Pazifik ge¬ 
kämpft ... 

Erinnert wird in diesen Tagen auch 
in Städten und Gemeinden Deutsch¬ 
lands an die Soldaten der Antihitler¬ 
koalition, vor allem an jene, die die 
Hauptlast bei der Zerschlagung des 
Faschismus trugen - das sowjetische 
Volk und seine Roten Armee -, an die 
Kämpferinnen und Kämpfer des illega¬ 
len Widerstandes, die den Sieg über den 
Faschismus mit ermöglichten. 

Gedacht wird der Zwangsarbeite¬ 
rinnen und Zwangsarbeiter. Erinnert 
wird an die elf Millionen in den Kon¬ 
zentrationslagern, Zuchthäusern und 
Folterkammern der Gestapo bestia¬ 
lisch Ermordeten sowie an jene, die die 
Hölle überlebten und am 8. Mai 1945 
schworen: „Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg!“ 

Im Bundestag wird man dagegen 
am 8. Mai in einer Gedenkstunde „an 
das Ende des Zweiten Weltkrieges in 
Europa, mit dem auch die nationalso¬ 
zialistische Gewaltherrschaft endete“ 
erinnern. 


40 Jahre hatte es gedauert, bis zum 
Jahr 1985, ehe der damalige Präsident 
der Bundesrepublik Deutschland, Ri¬ 
chard von Weizsäcker, in einer An¬ 
sprache zum 8. Mai diesen als „Tag 
der Befreiung“ bezeichnete und in sei¬ 
ner Rede auch der Kommunistinnen 
und Kommunisten als tapferer Wider¬ 
standskämpfer gedachte. Heute geht 
es offiziell um das „Ende des Zweiten 
Weltkrieges, mit dem auch ...“ 

Bestenfalls wird in den Reden auf 
die unglaublichen Verbrechen, auf 
die Leiden der Häftlinge, den Mas¬ 
senmord, die Kriegszerstörungen und 
-Opfer verwiesen und aufgerufen, sich 
gegen jede Form von Rassismus, gegen 
Antisemitismus und Angriffe auf jüdi¬ 
sche Einrichtungen, gegen Extremis¬ 
mus und Totalitarismus zu stellen, aus 
der Geschichte zu lernen. Man habe 
entsprechend bereits gelernt, so Au¬ 
ßenminister Steinmeier in seiner Rede 
in Sachsenhausen. Er machte auf die 
Leiden der Häftlinge aufmerksam und 
auf das tiefe Unrecht. Kein Wort fand 
er zu den Ursachen von Faschismus 
und Krieg, kein Wort zu jenen, die Hit¬ 
ler an die Macht brachten, deren Wün¬ 
sche nach Revision der Ergebnisse des 
1. Weltkrieges, nach Neuaufteilung der 
Welt und nach Zerschlagung der Ar¬ 


beiterbewegung die Nazi-Partei be¬ 
diente. Kein Wort zu den Verbrechen 
der SS und Wehrmacht in den besetz¬ 
ten Ländern, vor allem in der Sowjet¬ 
union mit Billigung, Unterstützung und 
Beteiligung des Industrie- und Finanz¬ 
kapitals, von Thyssen, Krupp, Siemens, 
IG Farben, Deutsche Bank und viele 
andere. Diese verdienten an Aufrüs¬ 
tung, am Krieg, an der Ausplünderung 
anderer Länder, an der Sklavenarbeit 
und am Massenmord Unsummen. Er 
fand auch kein Wort für die sowjeti¬ 
schen Befreier. Lehren aus der Ge¬ 
schichte will man gezogen haben? 

Kurze 10 Minuten sprach Bundes¬ 
kanzlerin Merkel am 3. Mai in Dach¬ 
au. Dass sie vor allem die jüdischen 
Opfer hervorhob, irritierte an diesem 
Ort, denn das KZ Dachau wurde Ende 
März 1933 zunächst für politische Ge¬ 
fangene errichtet, in Dachau stand 
auch der erste Priesterblock für kriti¬ 
sche Geistliche... An die Politischen 
erinnerte Merkel nicht. Die mehr als 
200 000 Menschen, die im KZ Dachau 
oder einem seiner Außenlager litten, 
wurden - so Merkel - verfolgt, gequält 
und getötet, „weil sie anders dachten, 
anders glaubten, anders lebten, als es 
der Ideologie des Nationalsozialismus 
entsprach, oder einfach nur, weil es 


sie gab“. Auch von ihr kein Wort zu den 
Ursachen von Faschismus und Krieg. 

Immer deutlicher wird, dass ein 
Schlussstrich gezogen werden soll. 
Dazu muss man Entscheidendes aus 
der Geschichte verfälschen, verschwei¬ 
gen, verdrängen. 

Es geht um Deutschlands „neue 
Rolle“ in der Welt, oder wie Steinmei¬ 
er in Sachsenhausen es formulierte, um 
die sich aus der deutschen Geschichte 
ergebenden „Verantwortung im Inne¬ 
ren unserer Gesellschaft“ und die deut¬ 
sche Rolle in der Welt. Er nannte das 
ein Engagement für eine „internationa¬ 
le Friedensordnung“. Was das bedeutet, 
wissen wir spätestens seit dem Jugos¬ 
lawienkrieg, seit Deutschland wieder 
Kriegspartei ist, seit die Bundeswehr 
in aller Welt mitmischt und man eigene 
ökonomische und politischen Interes¬ 
sen auch wieder mit kriegerischen Mit¬ 
teln verfolgt. Dazu gehört denn auch, 
dass man Aufmärsche von Faschisten 
im Baltikum toleriert und - wie in der 
Ukraine - offen mit Regimes paktiert, 
in dem Ultranationalisten und offene 
Faschisten wichtige Regierungspositi¬ 
onen einnehmen. - Und dagegen müs¬ 
sen wir aufstehen und uns noch stärker 
wehren: „Nie wieder Faschismus! - Nie 
wieder Krieg!“ Nina Hager 


Auf nach Köln! 

Vom 22. bis 25. Mai veranstaltet die 
Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ) im Jugendpark Köln das 

„Festival der Jugend“ 

Gemeinsam mit vielen Jugendlichen 
will der sozialistische Jugendverband 
feiern und diskutieren und mit Kon¬ 
zerten, spannenden Workshops und 
aufregenden Sport- und Kulturange¬ 
boten ein cooles Festival gestalten. 
Unterstützung für das Festival gibt es 
auch von anderen: 

„Wenn Forschung und Lehre immer 
mehr vom ,good will 4 der Banken und 
Konzerne abhängig werden, weil Un¬ 
terfinanzierung und Drittmittelabhän¬ 
gigkeit immer mehr zunehmen, dann 
muss dagegen was getan werden. Was, 
darüber will ich auf dem Festival der 
Jugend quatschen. Nebenbei ist auch 
die gute Musik echt ein Magnet.“ er¬ 
klärt Esther Bender, Vorsitzende des 
AStA der Uni Hamburg. 

★ 

Der Landessprecherinnenrat der 
Linksjugend [,solid] NRW stellt fest: 
„Wir unterstützen das Festival der Ju¬ 
gend, weil wir wissen, wie wichtig der 
Zusammenhalt linker Gruppen ist. So¬ 
lidarität & Sozialismus!“ 

Mehr Informationen unter Festival- 
der-Jugend.de 

★ 

Der Normalpreis für die Teilnahme 
beträgt 28,00 Euro, mit dem Solipreis 
von 38,00 trägt man/frau noch etwas 
zur Unterstützung des Festes bei. Im 
Preis inbegriffen sind Frühstück am 
Samstag, Sonntag und Montag, Mit¬ 
tagessen am Samstag und Sonntag so¬ 
wie der Zugang zum Zeltplatz. Alle, 
die vorbeikommen wollen und das 
Programm genießen möchten, sind 
herzlich eingeladen. Das gesamte Pro¬ 
gramm ist kostenlos. 



Nahles* Streiks 

Vorstoß zum Tarifeinheitsgesetz verschärft Konflikt bei der DB AG 


Zum achten Mal hat die GDL ihre Ta¬ 
rifverhandlungen mit der Deutschen 
Bahn AG für gescheitert erklärt und 
zu neuen Streiks aufgerufen. Für Au¬ 
ßenstehende ist es kaum noch nach¬ 
vollziehbar, worum es eigentlich geht, 
da es einen stetigen Wechsel in den 
Äußerungen durch die GDL Führung 
gibt. Sie reichen in der einen Woche 
von „Annäherungen“ in den Verhand¬ 
lungen und sind kurz darauf „unüber¬ 
brückbaren“ Positionen gewichen. Das 
hat damit zu tun, das es hier nicht mehr 
vorrangig um Geld geht, um eine Ta¬ 
riferhöhung oder Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit. Hintergrund ist Uneinigkeit 
über die Zielrichtung der Verhandlun¬ 


gen in Hinblick auf die Ausweitung 
der Zuständigkeit der GDL auf wei¬ 
tere Berufsgruppen in der DB AG. Die 
GDL ist nicht bereit, dass bestehende 
Tarifsystem als Grundlage zu akzep¬ 
tieren. Erschwert wird diese Position, 
weil diese Berufsgruppen mehrheitlich 
bei der Branchengewerkschaft EVG 
organisiert sind. Das trifft auch für die 
jetzt zum „Knackpunkt“ erklärten Lo- 
krangierführer zu. 

Die jetzige Vorgehensweise der 
GDL unterscheidet sich deutlich ge¬ 
genüber der Vergangenheit. Seit über 
zehn Jahren setzt die GDL eigene Ta¬ 
rifverträge durch. Sie hat hier eine 
stetige kontinuierliche Zähigkeit be¬ 


wiesen und den Bahnunternehmen 
immer wieder schrittweise Zugeständ¬ 
nisse abgerungen. Demgegenüber ver¬ 
sucht sie jetzt ihre Ziele fast mit Bra¬ 
chialgewalt durchzusetzen. Frei nach 
dem Motto „Alles oder nichts“. 

Verständlich wird diese Vorge¬ 
hensweise, wenn wir parallel das Vor¬ 
haben der Bundesregierung zur Ver¬ 
abschiedung eines vermeintlichen 
Tarifeinheitsgesetzes in den Blick neh¬ 
men. Das Gesetz aus dem Hause Nah¬ 
les soll schon in wenigen Wochen den 
Bundestag passieren. Verschiedene 
Organisationen haben angekündigt, 
hiergegen eine Verfassungsklage ein¬ 
zureichen und selbst der wissenschaft¬ 


liche Dienst des Deutschen Bundes¬ 
tages hat Zweifel an der Verfassungs¬ 
mäßigkeit des Gesetzes. Doch bis die 
Verfassungsmäßigkeit entschieden 
wird, dürften Jahre vergehen, und in 
der Zwischenzeit ist die Handlungs¬ 
fähigkeit einer kleinen Berufsgewerk¬ 
schaft - wie die GDL nun einmal eine 
ist - bedeutend eingeschränkt. So wer¬ 
den für die GDL die sofortige Auswei¬ 
tung ihrer Zuständigkeit und damit 
die Vergrößerung ihrer potentiellen 
Mitgliedschaft überlebensnotwendig. 

Es tritt jetzt genau das ein, wovor ei¬ 
nige Arbeitsrechtler und Gewerkschaf¬ 
ten bereits zum Beginn der Debatte um 
die Tarifeinheit gewarnt haben: Der 


Gesetzesentwurf wirkt vor Inkrafttre¬ 
ten streikverschärfend. Ohne den Vor¬ 
stoß in Sachen Tarifeinheitsgesetz hät¬ 
ten die Verhandlungen wahrscheinlich 
bereits in einer Kompromisslösung ge¬ 
endet. Die Fortführung und Zuspitzung 
des aktuellen Konflikts zwischen GDL 
und DB sowie der erneute Streik sind 
somit dem Vorgehen von Frau Nahles 
geschuldet. Spätestens jetzt ist dies ein 
klares Signal an unsere Industriege¬ 
werkschaften, ihre Unterstützung für 
das Tarifeinheitsgesetz der SPD-Mi- 
nisterin Nahles zurückzuziehen. Eine 
Beschränkung des Streikrechts ist in 
jeder Situation unakzeptabel. 

Rainer Perschewski 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Gastkolumne von Anne Rieger 

Der 8. Mai und die deutsche 
Gewerkschaftsbewegung 


„Wirtschaft ist keine Privatangelegenheit“ 

Linkspartei startet Kampagne für bessere Arbeits- und Lebensverhältnisse. 
Armutskonferenz im Ruhrgebiet geplant 


Schon vor dem endgültigen Sieg über 
den Faschismus am 8. Mai organisier¬ 
ten überlebende Gewerkschafter Be¬ 
triebsvertretungen und örtliche Ge¬ 
werkschaften, die erste am 18. März 
1945. Mit den aus den KZs zurück¬ 
gekehrten Gewerkschaftern bauten 
sie Wohnungen, Infrastruktur und 
Betriebe auf, übernahmen dort teil¬ 
weise die Kontrolle und kümmerten 
sich um die Lebensmittelversorgung. 

Die Lehre aus der schweren Nie¬ 
derlage der Arbeiterbewegung war - 
über alle weltanschaulichen Grenzen 
hinweg - die Entwicklung der Ein¬ 
heitsgewerkschaft. „Die Einheitsge¬ 
werkschaft - ohne Bindung an eine 
politische Partei - dieser Gedanke 
ist in den faschistischen Konzentrati¬ 
onslagern und Gefängnissen geboren 
worden“, so der spätere ÖTV Vorsit¬ 
zende Adolph Kummernuss. 

Während die britische und ame¬ 
rikanische Militärregierung weni¬ 
ge Tage vor der Kapitulation ge¬ 
werkschaftliche Aktivitäten verbot, 
konnte in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone bereits am 15. Juni 1945 
zur Gründung der Einheitsgewerk¬ 
schaft aufgerufen und im Februar 
1946 der Allgemeine Deutsche Ge¬ 
werkschaftsbund (ADGB) wieder¬ 
gegründet werden. In den drei west¬ 
lichen Besatzungszonen erfolgte der 
Aufbau der Gewerkschaften - be¬ 
hindert durch die Alliierten - erst 
nach dem Potsdamer Abkommen 
im August 1945 uneinheitlich und 
schleppend. Im Oktober 1949 - 
nach Gründung der BRD - schlos¬ 
sen sich 16 Einheitsgewerkschaften 
mit dem DGB als Dachorganisati¬ 
on zusammen. „Ein Betrieb - eine 
Gewerkschaft“ war ein bedeutender 
Fortschritt gegenüber den zersplit¬ 
terten Gewerkschaften der Weima¬ 
rer Republik, noch ohne die Ange¬ 
stelltengewerkschaft DAG und den 
östlichen Teil des Landes. Gefordert 
wurde u.a. die Sozialisierung der 
Schlüsselindustrien, Wirtschaftspla¬ 
nung und Mitbestimmung. 

Damit war die zweite Lehre aus 
den faschistischen Kerkern, die Neu¬ 
ordnung der gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse, die Brechung der Macht 
der Großindustrie, die als Förderer 
des Faschismus und als Kriegstreiber 
erkannt waren, beiseite geschoben. 
Noch im August 1946 hatte der Ge¬ 
werkschaftsbund von Württemberg- 
Baden gefordert: „Die Gewerkschaf¬ 
ten kämpfen für die Überwindung der 
kapitalistischen Wirtschaft. Ihr End¬ 
ziel ist eine sozialistische Wirtschaft.“ 

Große Erfolge konnten in der 
restaurierten BRD nur nach harten 


761 Abmahnungen gegen Kolleginnen 
von Daimler Bremen, die sich gegen die 
Auslagerung der Logistik-Sparte wehren 
und dafür zu ihrem wirksamsten Mittel 
griffen: Streik. 

In der Nacht vom 11. auf 12. Dezem¬ 
ber 2014 hatte die Nachtschicht nach ei¬ 
ner Informationsrunde beim Betriebsrat 
spontan das Werk verlassen, um gegen 
die vom Konzern geplanten Maßnahmen 
zu protestieren. Dem waren bereits meh¬ 
rere Arbeitsniederlegungen vorangegan¬ 
gen (UZ berichtete). 

Allein im Dezember haben etwa 
1300 Kolleginnen an dieser Aktion teil¬ 
genommen, die von der Werksleitung als 
„Wilder Streik“ gewertet wird. 761 von 
ihnen bekamen Abmahnungen, die wie¬ 
derum 30 Kolleginnen jetzt zum Anlass 
genommen haben, sich nun auch juris¬ 
tisch zur Wehr zu setzen. 

Nächste Woche werde deshalb eine 
Massenklage beim Bremer Arbeitsge¬ 
richt eingereicht, so Rechtsanwalt Be¬ 
nedikt Hopmann auf einer von den 
Beschäftigten organisierten Pressekon¬ 
ferenz am Montag im Bremer DGB- 
Haus. Hopmann, den die „SZ“ als „Der 


Kämpfen erreicht werden: z.B. die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
für Arbeiter oder die Einführung 
der 35-Stunden-Woche erst nach 16 
Wochen bzw. 13 Wochen Streik und 
einer Aussperrungsorgie der Me¬ 
tallunternehmer. Auf dem Höhe¬ 
punkt streikten 57 500 IG-Metaller, 
aber 147 000 Metallarbeiter wurden 



„heiß“, weitere 396 000 Beschäftigte 
„kalt“ ausgesperrt. Die Kohl-Regie¬ 
rung verweigerte das Kurzarbeiter- 
geld. 

Der Anschluss der DDR 1990 
und der Zusammenbruch der UdSSR 
wirkten zwar nicht unmittelbar, das 
geschwächte Kräfteverhältnis der 
Beschäftigten und ihrer Gewerk¬ 
schaften gegenüber dem Kapital 
wurde aber bald sichtbar. 1993 kün¬ 
digten die Metallunternehmer erst¬ 
mals widerrechtlich laufende Tarif¬ 
verträge und setzten das trojanische 
Pferd „Härtefallklausel“ durch. Um 
alle Beschäftigten gefügig zu machen 
assistierte die Regierung wenig spä¬ 
ter mit den Hartz-Gesetzen. 

Die Auswirkungen sind nach¬ 
haltig: die schleichende Erosion der 
Einheitsgewerkschaft wird durch 
die Zunahme von Berufsgewerk¬ 
schaften und den unterschiedlichen 
Widerstand der DGB-Gewerk- 
schaften gegen die massiven An¬ 
griffe des Kapitals, wie das Streik¬ 
verhinderungsgesetz und TTIP & 
Co, sichtbar. Gleichzeitig wird eine 
Regierung in der Ukraine durch die 
deutsche Bourgeoisie unterstützt, 
an der Faschisten beteiligt sind. 69 
Jahre nach der Befreiung wurden 
dort Gewerkschaftshäuser abgefa¬ 
ckelt. 

„Wir sind in einer Klassengesell¬ 
schaft, und das muss man deutlich sa¬ 
gen. Das müssen auch die Gewerk¬ 
schaften deutlicher machen, als das 
bisher der Fall gewesen ist. Das ist 
meine feste Überzeugung. Man muss 
den Kollegen die Wahrheit sagen, 
aber was ist Wahrheit. Wahrheit ist 
die Härte dieses Kampfes,“ kritisierte 
Willi Bleicher. 


Mann hinter Emmely“ titulierte, sagte 
deutlich, warum dieser Fall seiner An¬ 
sicht nach eine besonders weitreichende 
Bedeutung hat: „Es geht um das Streik¬ 
recht.“ 

„Warum ist eine Klage für alle so 
wichtig? Weil die Kollegen eine Gewiss¬ 
heit brauchen, ob die Daimler AG sie ab¬ 
mahnen durfte oder nicht. (...) Vor rund 
150 Jahren wurde das Streikverbot auf¬ 
gehoben. Und doch gibt es immer wieder 
noch erhebliche Einschränkungen des 
Streikrechts, wie die 761 Abmahnungen 
zeigen. Es geht darum, dass diese Ein¬ 
schränkungen des Streikrechts beendet 
werden. Das, was die Nachtschicht getan 
hat, war gerechtfertigt. Das muss von den 
Gerichten anerkannt werden“, so Bene¬ 
dikt Hopmann in einer Erklärung zur 
Pressekonferenz. 

In ihrer Klage berufen sich die An¬ 
wälte der Daimler-Kolleginnen, zu de¬ 
nen auch Helmut Platow, Reinhold Nie- 
merg und Gabriele Heinecke gehören, 
auf Artikel 6 der Europäischen Sozial¬ 
charta. Die Anwälte wollen alle Instan¬ 
zen ausschöpfen, denn „Streikrecht ist 
laut Artikel 11 Menschenrecht“. UZ 


UZ: Ihre Partei hat unlängst die Kampa¬ 
gne „Das muss drin sein!“gestartet. Was 
sind deren politischen Kernelemente? 

Sascha H. Wagner: Die Kampagne stellt 
zunächst einmal fünf Hauptforderungen 
in den Mittelpunkt. 

Wir wollen Befristung und Leihar¬ 
beit stoppen. Viele, vor allem junge Men¬ 
schen hangeln sich von einem befriste¬ 
ten Job zum nächsten oder finden nur in 
Leiharbeit eine Beschäftigung. Wir wol¬ 
len gute Arbeitsverhältnisse, mit denen 
alle ihre Zukunft planen können. Wir 
wollen existenzsichernde Mindestsiche¬ 
rung ohne Sanktionen statt Hartz IV. Es 
muss Schluss sein damit, dass Erwerbs¬ 
lose durch Sanktionen gegängelt und in 
schlechte Jobs gedrängt werden. Wir wol¬ 
len eine soziale Mindestsicherung für Er¬ 
werbslose und ihre Familien. Wir wollen 
Arbeit umverteilen statt Dauerstress und 
Existenzangst. Viele Menschen arbeiten 
in unfreiwilliger Teilzeit oder Minijobs, 
während andere unter Überstunden und 
Dauerstress leiden. Wir wollen diese Ar¬ 
beit umverteilen und mehr Zeit für Fa¬ 
milie und Freizeit. Wir wollen Wohnung 
und Energie bezahlbar machen. Wir 
wollen die Verdrängung durch steigen¬ 
de Mieten, Sanierungskosten und Ener¬ 
giepreise stoppen. Eine bezahlbare Woh¬ 
nung muss auch in den Großstädten drin 
sein. Wir wollen mehr Personal für Bil¬ 
dung, Pflege und Gesundheit. Eine gute 
öffentliche Daseinsvorsorge für Kinder, 
Kranke und Pflegebedürftige hilft nicht 
nur den Betroffenen und ihren Famili¬ 
en, sondern auch den Beschäftigten im 
Kampf gegen Arbeitsüberlastung. Die¬ 
se wesentlichen Fragen wollen wir als 
„Linke“ wieder in den gesellschaftlichen 
Diskurs rücken. Die Anlage der bundes¬ 
weiten Kampagne ermöglicht es unseren 
Gliederungen vor Ort auch noch eigene 
Schwerpunkte im Rahmen der Kampa¬ 
gne zu setzen. Das ist etwas ganz neues 
für uns als Partei. 

UZ: Und an wen richtet sich die Kam¬ 
pagne? 

Sascha H. Wagner: Im Grunde genom¬ 
men an jede und jeden. Zum einen soll 
sie sich an all die Betroffenen richten 
die von prekären Lebenssituationen 
berührt sind. Aber natürlich wollen wir 
auch wieder verlorene und enttäuschte 
Wählerinnen und Wähler erreichen. Wir 
wollen aber nicht nur deren Stimmen 
sammeln, sondern ein echtes Angebot 
zur Selbstermächtigung und Mitgestal¬ 
tung unterbreiten. Wir müssen uns wie¬ 
der mehr öffnen, um verstärkt Einfluss 
auf die gesellschaftlichen Debatten zu 
erlangen. 

UZ: Im Rahmen der Kampagne übt ihre 
Partei deutliche Kritik an Prekarisierung 
und Niedriglohn. Was genau bemängeln 
Sie? 

Sascha H. Wagner: Zehn Jahre nach der 
Agenda 2010 feiert die Bundesregie¬ 
rung die angeblichen „Erfolge“. Aber die 
Wirklichkeit sieht anders aus. 25 Prozent 
der Beschäftigten arbeiten in prekären 
Jobs, oft zu Niedriglöhnen. Ein Drittel 
der Bevölkerung wird in prekäre Ar¬ 
beits- und Lebensverhältnisse gedrängt. 
Prekär heißt „unsicher“ und „unplanbar“. 
Für viele ist das inzwischen ganz normal 
geworden: mit dem Lohn nicht über die 
Runden zu kommen, auch weil Miete, 
Energieversorgung und das Leben insge¬ 
samt immer teurer werden. Wer neu ins 
Berufsleben einsteigt, landet in Schleifen 
befristeter Verträge oder in Werkverträ¬ 
gen ohne Sozialversicherung. Viele Men¬ 
schen arbeiten in unfreiwilliger Teilzeit 
und in Minijobs, während andere unter 
Überstunden und Dauerstress leiden. All 
diese Faktoren führen zunehmend dazu, 
dass sich die Individualisierung immer 
mehr ausbreitet sich und eine versteti- 
gende Entsolidarisierung breit macht. 
Dem muss eine Gesellschaft mit ganzer 
Kraft entgegenwirken. 

UZ: Also wird der Kampf gegen Armut 
und schlechte Arbeitsbedingungen wieder 
verstärkt eines der Schwerpunktthemen 
der Linkspartei? 


Sascha H. Wagner: Ja absolut. Auch 
wenn diese Themen natürlich immer ein 
wesentlicher Bestandteil unserer Politik 
waren und bleiben werden, müssen wir 
unsere Aktivitäten bundesweit darauf 
bündeln, die Kampagne in aller Mun¬ 
de zu bringen. Aber es gibt auch weitere 
wichtige Fragen, wie die der Flüchtlings¬ 
politik in Nordrhein-Westfalen. Hierzu 
erarbeiten wir als Landesvorstand gera¬ 
de einen Schwerpunktantrag zum nächs¬ 
ten Landesparteitag. Die Armutsfrage ist 
auch eng mit der Situation der Flüchtlin¬ 
ge verbunden und die stärker werdenden 
Ressentiments müssen uns hellwach wer¬ 
den lassen. 

UZ: Sie selbst sind Landesgeschäftsfüh¬ 
rer der „ Linken “ in Nordrhein-Westfalen. 
Dort gilt vor allem das Ruhrgebiet als so¬ 
ziales Sorgenkind. Wie stellt sich die Situ¬ 
ation für Sie dar? 

Sascha H. Wagner: In NRW werden seit 
Jahren die Reichen reicher und die Ar¬ 
men ärmer. Deutschlandweit erreicht 
die Armut ein Rekordhoch, in NRW 
sind davon drei Millionen Menschen 
betroffen, das sind 17,1 Prozent der Be¬ 
völkerung. Die bundesweite Spaltung 
der Gesellschaft in Oben und Unten 
findet in unserem Bundesland in einem 
besonders hohen Tempo statt: die Ar¬ 
mut wächst in NRW seit Jahren mehr 
als doppelt so schnell wie im Rest von 
Deutschland, in den letzten sieben Jah¬ 
ren stieg sie um 23 Prozent an. Beson¬ 
ders betroffen von dieser Entwicklung 
ist das Ruhrgebiet. Schon vor drei Jah¬ 
ren sprach der Paritätische Wohlfahrts¬ 
verband von einem armutspolitischen 
Erdrutsch in der Region, in der heute 
jedes dritte Kind in Armut lebt. Der Pa¬ 
ritätische Wohlfahrtsverband macht da¬ 
bei eine weitere Region in NRW aus, die 
ebenfalls zu einem Brennpunkt der Ar¬ 
mutsentwicklung zu werden droht: den 
Großraum Köln/Düsseldorf, wo die Ar¬ 
mut seit Jahren rasant anwächst. Damit 


manifestiert sich in der Landeshaupt¬ 
stadt die Spaltung der Gesellschaft wie 
unter einem Brennglas: Einerseits droht 
Düsseldorf sich zu einer neuen Armuts¬ 
zone zu entwickeln, andererseits ist 
Düsseldorf mit 378 Einkommensmilli¬ 
onären die Hauptstadt der bundesdeut¬ 
schen Millionärselite. Zu der wachsen¬ 
den privaten Armut kommt die Ar¬ 
mut der öffentlichen Haushalte. Viele 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
sind faktisch pleite, finanzieren laufen¬ 
de Ausgaben durch Kassenkredite und 
sind gezwungen, die Infrastruktur der 
Städte zerfallen zu lassen, weil das Geld 
für die Instandsetzung fehlt. Die Folgen 
sind für die Menschen vor Ort unmittel¬ 
bar spürbar durch eine Kürzungspolitik 
im Sozial-, Kultur- oder Jugendbereich. 

UZ: Und welche Lösungsansätze schla¬ 
gen Sie vor, um diese Armutsspirale zu 
stoppen? 

Sascha H. Wagner: Unser Landesver¬ 
band steht für eine entschiedene Ab¬ 
kehr von einer Politik in Nordrhein- 
Westfalen, die nur den Reichsten nutzt, 
die Armen ärmer werden lässt und die 
Mittelschicht bedroht. Ziel jeder Wirt¬ 


schafts-, Arbeits- und Sozialpolitik muss 
das Wohl der Mehrheit der Menschen 
in Nordrhein-Westfalen sein. Wir wol¬ 
len gut bezahlte, sichere Arbeitsplätze 
für die Menschen, mehr Demokratie 
und Mitbestimmung, damit sich nicht 
bloß die Interessen einiger weniger 
durchsetzen, soziale und lebenswerte 
Kommunen. Für einen solchen Politik¬ 
wechsel stellt die NRW-Linkspartei auch 
die Eigentumsfrage. Wirtschaft ist kei¬ 
ne Privatangelegenheit, sondern ein ge¬ 
samtgesellschaftliche Aufgabe. Die Kon¬ 
zentration der Wirtschaft auf das Wohl 
einiger Weniger hat auch in Nordrhein- 
Westfalen zu einer wachsenden sozialen 
Spaltung geführt. Um dem entgegenzu¬ 
wirken ist es notwendig, die Produktion 
des gesellschaftlichen Wohlstands demo¬ 
kratisch zu organisieren. Ziel sind wür¬ 
dige Arbeitsbedingungen, sicher und gut 
bezahlte Arbeitsplätze, Mitbestimmung, 
Teilhabe und Verteilungsgerechtigkeit. 
Dazu gehört auch ein Programm, das 
Belegschaftsübernahmen fördert und 
unterstützt. 

Um uns inhaltlich mit der Thema¬ 
tik noch intensiver auseinanderzuset¬ 
zen, werden wir am 12. Juni mit Sahra 
Wagenknecht, Oskar Lafontaine und 
Sevim Dagdelen, dem Wissenschaftler 
Christoph Butterwegge und verschie¬ 
denen Vertretern aus Gewerkschaften 
und auch dem Paritätischen Wohlfahrts¬ 
verband im Jahrhunderthaus in Bochum 
eine öffentliche Konferenz mit dem Ti¬ 
tel „Armutsspirale im Ruhrgebiet stop¬ 
pen“ durchführen. Im Rahmen dieser 
Konferenz wollen wir mit Vertreterin¬ 
nen und Vertretern aus Politik, den Ge¬ 
werkschaften und der Wissenschaft der 
Frage nachgehen, wie die Armutsquoten 
im Ruhrgebiet aussehen werden, wenn 
das beschriebene Szenario Wirklichkeit 
wird. Welche Rolle spielt die herrschen¬ 
de Politik? Welche Möglichkeiten gibt 
es, den Trend zu stoppen und umzukeh¬ 
ren? Kurzum: Was muss getan werden, 
um die Armutsspirale im Ruhrgebiet 


aufzuhalten? Zudem wird das Thema 
Armut ein Schwerpunktthema auf dem 
kommenden Landesparteitag im Juni 
sein. 

UZ: In der Linkspartei gibt es regelmäßig 
Vorstöße, 2017 mit SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen eine Bundesregierung zu bil¬ 
den. Auf welcher Grundlage können Koa¬ 
litionen mit den „Agenda 2010“-Parteien 
überhaupt möglich sein? 

Sascha H. Wagner: Indem die Agenda 
2010 systematisch zurückgenommen 
wird. Ich glaube jedoch nicht, dass sich 
diese Regierungsoption unweigerlich 
entwickeln wird. Die Grünen sind auf 
dem besten Wege, ihre letzten sozialpo¬ 
litischen Fragen über Bord zu werfen, um 
Juniorpartnerin unter Kanzlerin Merkel 
zu werden. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Öffentliche Konferenz: „Armuts¬ 
spirale im Ruhrgebiet stoppen“. 
Freitag, 12. Juni, 16 bis 21 Uhr. 
Jahrhunderthaus, Alleestraße 80, 
Bochum. 


Daimler Bremen 


„Streikrecht ist Menschenrecht“ 



Sascha H. Wagner ist Landesgeschäftsführer der Linkspartei in Nordrhein- 
Westfalen 












m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 8. Mai 2015 3 


Rüstungskonversion ist machbar 

Deutschland ist viertgrößter Waffenexporteur. Trotzdem wäre eine Umstellung auf zivile Produktion möglich 


H eute, 70 Jahre nach der Befrei¬ 
ung von Faschismus und Krieg, 
ist die deutsche Rüstungspro¬ 
duktion so groß wie seit dem Faschis¬ 
mus nicht mehr. Meist wird die Produk¬ 
tion von Militärgütern mit demVerweis 
auf die angebliche volkswirtschaftliche 
Bedeutung und letztlich mit dem Er¬ 
halt von Arbeitsplätzen gerechtfertigt. 
Konzepte für eine Umstellung von mi¬ 
litärischer auf zivile Produktion wer¬ 
den als unrealistisch gebrandmarkt. 
Auch in den Gewerkschaften finden 
derzeit Debatten zur Rüstungskon¬ 
version statt. 

Die Gewerkschaften stehen dabei 
im Spannungsfeld zwischen der antimi¬ 
litaristischen Tradition der Arbeiterbe¬ 
wegung und der Sorge vieler Mitglie¬ 
der um ihre Arbeitsplätze. 

Zeit, die Diskussion zur Rüstungs¬ 
konversion in der Gesellschaft und be¬ 
sonders in den Gewerkschaften wieder 
voranzutreiben und mit einigen Argu¬ 
menten zu unterfüttern. 

Erhalt von Arbeitsplätzen? 

Zunächst muss man feststellen, dass 
hohe Rüstungsausgaben die Finan¬ 
zierung gesamtgesellschaftlich not¬ 
wendiger Aufgaben verhindern. Was 
für Rüstung ausgegeben wird, fehlt in 
Kindergärten, Schulen, in der Pflege, 
in Bildung und Forschung. Wie viele 
Arbeitsplätze könnten hier geschaf¬ 
fen werden? 


In wirtschaftlich starken Regionen 
mit einer hohen Rüstungsproduktion, 
in Baden-Württemberg zum Beispiel 
die Bodenseeregion, könnten viele 
Facharbeiterinnen und Facharbeiter 
und Ingenieurinnen und Ingenieure 
auch in Firmen mit ziviler Produktion 
Beschäftigung finden, da viele qualifi¬ 
zierte Arbeitsplätze unbesetzt sind. 

Ökonomisch notwendig? 

Welche gesamtwirtschaftliche Bedeu¬ 
tung hat aber nun die Rüstungspro¬ 
duktion selbst und sind Alternativen 
wirklich nicht denkbar? Mit einem 
Weltmarktanteil von 11 Prozent ist die 
BRD der derzeit viertgrößte Waffen¬ 
exporteur. Richtig ist aber auch, dass 
der Anteil der Rüstungs- an der Ge¬ 
samtproduktion lediglich 0,68 Prozent, 
der Anteil der Rüstungsgüter am Ge¬ 
samtexport nur ca. 1,2 Prozent beträgt. 
Demzufolge wäre eine völlige Umstel¬ 
lung militärischer auf zivile Produkti¬ 
on möglich und volkswirtschaftlich 
verkraftbar. 

Warum halten die Herrschenden 
dann trotzdem so beharrlich an der 
Rüstungsproduktion fest? 

Die deutsche Außenpolitik setzt 
zunehmend auf die militärische Karte. 
Um dabei von anderen Ländern weit¬ 
gehend unabhängig zu sein, ist eine 
eigenständige, an den Interessen des 
deutschen Imperialismus ausgerichte¬ 
te Rüstungsindustrie unerlässlich. 


Rüstungskonversion ist 
machbar - Das Beispiel 
Lucas Aerospace 

In den späten 1970er Jahren gerie¬ 
ten Arbeiterinnen und Arbeiter des 
britischen Rüstungskonzerns Lucas 
Aerospace zunehmend in Sorge um 
ihre Arbeitsplätze. 

Aufgrund der Krise waren Auf¬ 
träge weggebrochen, eine verstärkte 
Rationalisierung hatte Entlassungs¬ 
wellen zur Lolge. Zugleich begannen 
die Beschäftigten, ihre Arbeit in der 
Rüstungsindustrie kritisch zu hinter¬ 
fragen. Ohne Wissen des Manage¬ 
ments entwickelten sie Konzepte 
für eine völlige Umstellung auf zivi¬ 
le Produktion. Sie zeichneten Pläne 
oder bauten Prototypen für Hybrid¬ 
motoren oder Wärmepumpen oder 
entwickelten medizinische Innova¬ 
tionen wie Defibrillatoren und Dia¬ 
lyse-Geräte. Von der Konzernleitung 
wurden die Pläne damals abgelehnt, 
viele der entwickelten Produkte wa¬ 
ren jedoch ihrer Zeit voraus und 
werden heute von Arbeiterinnen 
und Arbeitern in anderen Lirmen 
produziert. 

Dieses auch im Hinblick auf eine 
Arbeiterselbstverwaltung erfolgrei¬ 
che Beispiel zeigt, dass Rüstungs¬ 
konversion auch jederzeit machbar 
ist. Konversion ist möglich und nö- 
tig! 

Aus: Stuttgart Links, DKP-Zeitung Kreis Stuttgart 



„Wir haben einen langen Atem - aber keine Geduld!“ 

Bunt und kreativ streiken - Für mehr Personal an der Berliner Charite 


Diesen Satz rief Carsten Becker von 
der Charite-Streikleitung den Demo- 
Teilnehmern zu und der Geschäftslei¬ 
tung als Warnung entgegen. 

Zwei Tage zeigten die Kollegin¬ 
nen und Kollegen der Berliner Cha¬ 
rite, dass sie es ernst meinen. Bereits 
am ersten Tag des Warnstreiks hatten 
sie ihr Streikziel übertroffen, ein Vier¬ 
tel der Charite-Betten waren „leerge¬ 
streikt“. 500 Kolleginnen und Kollegen 
an den drei Standorten der Charite 
streikten erstmals für einen Tarifver¬ 
trag für mehr Personal, Gesundheits¬ 
schutz und Ausbildung. Die Verhand¬ 
lungen um einen Tarifvertrag für mehr 
Personal laufen bereits seit 2013. 365 
Tage im Jahr arbeiten die Beschäftig¬ 
ten in ständiger Unterbesetzung. 

Glaubt man der Charite-Leitung, 
dann würde die Einstellung der von 
den Beschäftigten geforderten 600 Zu¬ 
satzkräfte jährlich mindestens 32 Mil¬ 
lionen Euro kosten. Zu diesem Schritt 
ist die Charite-Führung nicht bereit. 
Carsten Becker hielt ihnen die Aus¬ 


sagen von Rudolf Virchow entgegen, 
der sich bereits im 19. Jahrhundert für 
eine medizinische Grundversorgung 
der Bevölkerung einsetzte und sagte, 
„Wenn man eine öffentliche Gesund¬ 
heitsversorgung haben will, darf man 
nicht fragen, was sie kostet, sondern 
was man braucht.“ 


Die Streikenden an der Charite 
wollen nicht mehr Lohn, 
sondern mehr Personal: 

★ „Keine Nacht allein“: Mindestens 
zwei Pflegefachkräfte auf Station in 
der Nacht 

★ Für den Bereich der Intensivthera¬ 
piestationen: Personalschlüssel von 
mindestens i:2 

★ Für die „Normalpflege“ einen 
Personalschlüssel von 1:5 oder die 
Rückkehr zur Personalverordnung 
(PPR100+) 


Die Haltung der jetzigen Ge¬ 
schäftsleitung zeigt dagegen die Miss¬ 
achtung und Respektlosigkeit gegen¬ 
über den Beschäftigten und ihre Ver¬ 
antwortungslosigkeit gegenüber den 
Patienten. Oder, um wiederum Cars¬ 
ten Becker zu zitieren: „Auch die Pati¬ 
enten haben keine Geduld mehr. Eine 
Patientin wird nicht sagen: Lasst mich 
allein hier im Bett liegen, damit die 
Charite schwarze Zahlen schreibt.“ 
Lucy Redler, Sprecherin des Bünd¬ 
nisses „Berlinerinnen für mehr Perso¬ 
nal im Krankenhaus“ stellte die Frage, 
ob mit der Gesundheit der Menschen 
Profite gemacht werden sollen oder es 
um eine bedarfsgerechte Patientenver¬ 
sorgung geht. Gegen das Argument der 
leeren Kassen führte sie als Beispiel an, 
dass der BER-Flughafen jeden Monat 17 
Millionen Euro „kostet“, und zwar dafür, 
dass er leer steht. Damit verschlingt der 
Flughafen in zwei Monaten mehr Geld, 
als die geforderten 600 Stellen in einem 
Jahr kosten. Das sind die Verhältnisse, 
um die es in diesem Land geht. 


Bei dem Streik an der Charite 
handelt es sich um einen politischen 
Streik. Besonders die Demonstration 
am Dienstagnachmittag mit 1 500 Be¬ 
schäftigten, ausgehend vom Virchow- 
Klinikum und durch den Berliner Wed¬ 
ding, blieb nicht ohne Außenwirkung. 
Kalle Kunkel, ver.di-Sekretär, sagte, 
dass es gelungen sei, das Thema Perso¬ 
nalnotstand in Krankenhäusern in die 
öffentliche Wahrnehmung zu heben. 
„Den Leuten ist klar, dass die medi¬ 
zinische Versorgung eine allgemeine 
Aufgabe der Gesellschaft ist.“ 

Sollten die Gespräche an diesem 
Montag nicht erfolgreich gewesen 
sein, sind die Beschäftigten laut ver. 
di-Sekretär Kalle Kunkel zu weiteren 
Streikmaßnahmen bereit. Ob es in 
diesem Fall wieder einen Warnstreik 
gebe oder ob es zu einer Urabstim¬ 
mung komme, sei noch unklar. Klar 
ist aber, dass die Kolleginnen und 
Kollegen weiterhin solidarische Un¬ 
terstützung von möglichst vielen Sei¬ 
ten brauchen. 


Die DKP Berlin wird dazu ihren 
Beitrag leisten. Am Montag, dem ers¬ 
ten Tag des Warnstreiks, wurde eine 
Solidaritätserklärung der DKP an 
die Streikleitung übergeben und eine 
Sonderausgabe des „Schrittmachers“, 
DKP-Betriebszeitung für die Charite- 
und Vivantes-Beschäftigten, vor den 
Betrieben verteilt um für die Demons¬ 
tration zu mobilisieren. 

Der Warnstreik hat aufgerüttelt 
und die Streikenden haben mit ihren 
lauten, bunten und phantasievollen 
Aktionen nicht nur auf der Demo, son¬ 
dern auch an den beiden Streiktagen 
an den drei Standorten Virchow, Mitte 
und Benjamin-Franklin viel Überzeu¬ 
gungsarbeit geleistet und deutlich ge¬ 
macht, dass ihr Streik auch im Interes¬ 
se der gesamten Bevölkerung ist. Dass 
dies von vielen richtig verstanden wur¬ 
de, beweisen die unterstützenden Bot¬ 
schaften und Solidaritätserklärungen 
nicht nur aus anderen Krankenhäu¬ 
sern. 

Karin Mack 


Brandenburger Nahverkehr wird weiter bestreikt 

Arbeitgeber setzen auf Subunternehmen und Streikbrecher - Für eine Einigung fehlt angeblich das Geld 


Bus- und Bahnfahrer in Brandenburg 
streiken. Bei Redaktionsschluss waren 
sie mehr als eine Woche im Ausstand 
und ein Ende des Streiks war noch 
nicht abzusehen. Die Dienstleistungs¬ 
gewerkschaft ver.di teilte mit, dass die 
Arbeitgeber immer noch kein ver¬ 
handlungsfähiges Angebot unterbrei¬ 
tet hätten. Nur in zwei Landkreisen 
fuhren Busse und Bahnen im norma¬ 
len Takt. 

Nachdem drei Verhandlungsrun¬ 
den gescheitert waren und Warnstreiks 
keine Lösung gebracht hatten, erklärte 
ver.di die Verhandlungen für endgül¬ 
tig gescheitert und leitete die Urab¬ 
stimmung ein. 93 Prozent der gewerk¬ 
schaftlich Organisierten hatten sich 
dabei für einen unbefristeten Streik 
ausgesprochen. 

Rund 3000 Beschäftigte im Bran¬ 
denburger Nahverkehr sind in den 
Ausstand getreten. Ihre Forderung: 
Alle Entgeltgruppen sollen künftig 120 
Euro brutto mehr im Monat bekom¬ 


men. Für den Fahrdienst entspricht 
das einer Steigerung von knapp sechs 
Prozent. 

Bei dem Streik gehe es auch darum, 
dass der Beruf des Bus- und Straßen¬ 
bahnfahrers mehr anerkannt wird, so 
die Gewerkschaft. Im Land Branden¬ 
burg liegt der Einstiegslohn mit rund 
1800 Euro brutto deutlich unter dem 
in anderen Bundesländern. Der Unter¬ 
schied zum Saarland und Baden-Würt¬ 
temberg würde mindestens 300 Euro 
betragen, zu Bayern sogar 500 Euro. 
Selbst im mecklenburgischen Neu¬ 
brandenburg bekomme der Busfah¬ 
rer zu Beginn seiner Tätigkeit fast 200 
Euro mehr als im Land Brandenburg. 

Die Arbeitgeber lehnen diese For¬ 
derung ab. Mehr als eine Lohnerhö¬ 
hung von monatlich 45 Euro in die¬ 
sem und weitere 45 Euro im nächsten 
Jahr seien nicht drin, meinen sie. Dabei 
verweisen sie darauf, dass die Landes¬ 
mittel für den öffentlichen Nahverkehr 
seit vielen Jahren ausbleiben. Es wür¬ 


den anders als in anderen Bundeslän¬ 
dern keine eigenen Gelder der Lan¬ 
desregierung fließen und Bundesmit¬ 
tel seit Jahren zurückgehalten. 

Ein Knackpunkt bei den geschei¬ 
terten Verhandlungen sei aber die 
Forderung der Gewerkschaft gewe¬ 
sen, dass ihren Mitgliedern ein Vor¬ 
teil in Form eines kleinen Geldbetra¬ 
ges oder zwei zusätzlicher Urlaubsta¬ 
ge eingeräumt wird. So eine Regelung 
sei schon in Tarifverträgen mit ande¬ 
ren Verkehrsgesellschaften vereinbart 
worden, sagte Streikleiter Marco Pav- 
lik. Dieser Mitgliedervorteil sei aber 
für die Arbeitgeber ein rotes Tuch, weil 
auf diesem Wege die Gewerkschaft ge¬ 
stärkt werden könnte. 

Nach Medienberichten wollen die 
Arbeitgeber ein neues Angebot un¬ 
terbreiten. Bedingung sei aber, dass 
ver.di aufhöre, den Bonus für Ge¬ 
werkschaftsmitglieder zu fordern. Die 
Gewerkschaft verteidigt diesen aber. 
Immerhin würden auch die Unorga¬ 


nisierten von neuen Tarifabschlüssen 
profitieren. 

Durch den Streik ist der öffentli¬ 
che Nahverkehr fast zum Erliegen ge¬ 
kommen. Um den Betrieb wenigstens 
teilweise aufrecht halten zu können, 
setzen die Verkehrsgesellschaften auf 
Subunternehmer, die nicht bestreikt 
werden können, oder versuchen, 
Streikbrecher einzusetzen. So habe 
z.B. die Geschäftsführung der Stadt¬ 
verkehrsgesellschaft Frankfurt/Oder 
(SVF) mehrere Busse und Bahnen au¬ 
ßerhalb des Betriebsgeländes abstel¬ 
len und durch ein Sicherheitsunter¬ 
nehmen bewachen lassen, sagte Pav- 
lik. Dort hätte man die Fahrzeuge nur 
kurzfristig blockieren dürfen, wodurch 
ein Streik in Frankfurt keinen Sinn ge¬ 
macht hätte. 

Die notwendigen Fahrer hätte die 
SVF gehabt, gibt die Geschäftsleitung 
zu. Sie habe eine Liste 30 Busfahrern, 
die bereit wären, trotz Streiks zu arbei¬ 
ten. Außerdem hätten Führungskräf¬ 


te der SVF schon am Sonnabend vor 
Beginn des Arbeitskampfs polnische 
Busfahrer eingewiesen, wie die Erd¬ 
gastanks der SVF-Busse betankt wer¬ 
den, berichtete Pavlik weiter. 

Die Uckermärkische Verkehrsge¬ 
sellschaft (UVG) in Angermünde und 
Schwedt hat ebenfalls Versuche unter¬ 
nommen, Streikbrecher zu gewinnen. 
Zeitungsberichten zufolge bot UVG- 
Chef Lars Boehme jedem Streikbre¬ 
cher 30 Euro pro Tag. Bei den Bus¬ 
fahrern in Angermünde und Schwedt 
hatte er damit wenig Erfolg. Allerdings 
sollen in Prenzlau die Hälfte und in 
Templin ein Viertel der Busfahrer aus¬ 
gerückt sein. 

In Cottbus scheint es mehr Einheit 
unter den Bus- und Bahnfahrern zu ge¬ 
ben. Die Cottbuser Verkehrsbetriebe 
teilten mit, dass wohl keine Straßen¬ 
bahn und kein Bus fahren werden. Nur 
der Schulverkehr soll aufrecht gehal¬ 
ten werden. 

Bernd Müller 
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Glosse von Guntram Hasselkamp _ Erschütternde Bilanz 

Terror in Hessen der GroKo im Saarland 


DKP konstatiert alarmierende Ergebnisse 


Es ist finster. Deutschland ist ausge¬ 
sprochen unterentwickelt. Mal terror¬ 
technisch betrachtet. Die Einzigen, die 
prügelnd und mordend durch die Lan¬ 
de ziehen, sind ausgewiesene Rechte. 
Und selbst da muss offensichtlich der 
Verfassungsschutz noch mit Millio¬ 
nenbeträgen nachhelfen. Die routine¬ 
mäßige 1.-Mai-Schauergeschichte der 
Bild-Zeitung musste sich diesmal mit 
der Schlagzeile zufriedengeben „Mai- 
Chaoten werfen Pyrotechnik und 
Flaschen.“ Echte China-Böller, wie 
furchtbar. Zu sehen waren allerdings 
eher Wasserwerfer und die prügelnde 
Staatsmacht, die sich bekanntlich auf 
die Fahne geschrieben hat: „Von Ame¬ 
rika lernen heißt siegen lernen.“ 

In dieser terrormäßigen Diaspora 
muss natürlich jeder Strohhalm her. Ein 
Ehepaar aus Oberursel soll („schwe¬ 
re staatsgefährdende Gewalttat“) die 
Grundfesten des Staatswesens bedroht 
haben. Das „Spezialeinsatzkommando“ 
will Munition (9 mm), Teile eines G3 
(7,62 mm), eine „funktionsfähige Rohr¬ 
bombe“, eine Übungsgranate und drei 
Liter Wasserstoffperoxid gefunden ha¬ 
ben. Ja, wenn man mit diesem Sammel¬ 
surium, wo das eine nicht zum anderen 
passt, den Staat aus den Angeln heben 
kann ... 

Und wieder Wasserstoffperoxid. 
Wie seinerzeit bei „Terror-Fritz“ (Bild) 
aus dem Sauerland. Diesmal in han¬ 
delsüblicher Verdünnung aus dem Bau- 


Ein Endlager für radioaktiven Müll in 
Deutschland zu finden wird noch lange 
Zeit brauchen. Davon geht die Arbeits¬ 
gruppe 3 der Endlager-Kommission 
des Bundestages aus, wie Ende April 
bekannt wurde. Es könnten durchaus 
noch 150 Jahre ins Land streichen, bis 
radioaktive Abfälle sicher gelagert 
werden können. 

Nach einem Bericht, den Michael 
Sailer, Covorsitzende dieser Arbeits¬ 
gruppe, am 20. April vorstellte, könn¬ 
te sich die bundesweite Suche nach ei¬ 
nem Endlager für radioaktiven Müll 
und dessen Verschluss um Jahrzehnte 
verzögern. Wie es in der Mitteilung der 
Endlagerkommission heißt, „könnte 
die Endlagerung sogar erst in 150 Jah¬ 
ren oder später abgeschlossen sein“. Es 
sei frühestens für 2045/2050 vorstellbar, 
dass der erste Atommüll in das Endla¬ 
ger gebracht wird und zwischen 2070 
bis 2130 könnte die Einlagerung been¬ 
det werden. Weiter heißt es: „Das Ziel, 
die hoch radioaktiven Abfälle sicher 
und wartungsfrei im Bergwerk einzu¬ 
schließen, sei erst zwischen 2095 und 
2170 oder sogar später erreichbar.“ 

Weil es sich um einen „extrem lan¬ 
gen Zeitraum“ handle, sprach sich Sai¬ 
ler für eine umfassende wissenschaft¬ 
liche Begleitung des gesamten Such- 
und Einlagerungsprozesses aus. In der 
Vergangenheit wurden allerdings zahl¬ 
reiche Fehler begangen, hieß es am 
30. April aus der Endlagerkommis¬ 
sion, die zu einem Versagen wissen¬ 
schaftlicher Kontrollmechanismen ge¬ 
führt hätten. So sei im Atommülllager 
Asse „über vier Jahrzehnte unter dem 
Deckmantel einer wissenschaftlichen 


Auto demoliert 

Im mittelfränkischen Schwabach ist sie 
bekannt und hoch anerkannt - nicht 
zuletzt als resolute Sprecherin der ört¬ 
lichen „Initiative gegen Rechtsextre¬ 
mismus“. Nun wurde in der Nacht zum 
1. Mai auf ihren PKW ein feiger An¬ 
schlag verübt: Die Scheiben des Au¬ 
tos wurden eingeschlagen und alle vier 
Reifen zerstochen. 

Seit Jahren ist Christel S., auch als 
Vorstandsmitglied der VVN-BdA in 
Nürnberg, immer wieder gegen Na- 


markt. Die Spekulation, dass das Ehe¬ 
paar in der Lage gewesen sein soll, aus 
dem schlichten Bleichmittel Spreng¬ 
stoff herzustellen, diesen in besag¬ 
te „Rohrbombe“ zu füllen, mit einem 
funktionsfähigen Zünder zu versehen 
und das Ganze an irgendeinen Ort zu 
transportieren, wo es dann kontrolliert 
zur Explosion gebracht werden kann, 
ist derart abenteuerlich, dass sie zur Vo¬ 
raussetzung hat, dass die Nation beim 
Chemie-Unterricht kollektiv gepennt 
hat. Selbst wenn die Herstellung eines 
Acetonperoxidderivats, wie TATP, ge¬ 
lingen sollte, stellt schon die Lagerung 
und das Handling dieses extrem explo¬ 
siven Sprengstoffs eine kaum zu neh¬ 
mende Hürde dar. Das Ehepaar, so es 
denn solches hätte versuchen wollen, 
liefe zuallererst Gefahr, sich selbst in 
die Luft zu sprengen. 

Wie schon bei „Terror-Fritz“ inter¬ 
essieren die Details ebenso wenig wie 
die Waffenidentität bei den „Döner¬ 
morden“. Zur Not tut‘s eben auch ein 
bisschen Phantasie: Es gibt ein Radren¬ 
nen „Rund um den Finanzplatz Frank¬ 
furt-Eschborn“. Na, also. „Verdächtige“ 
in Haft, Sprengstoff eher nein, Strecke 
abgesucht, nichts gefunden. Aber egal. 
Man nimmt, was man kriegen kann. 
Rennen abgesagt. Terror-PR für Arme. 

All das wäre keine fünf Zeilen wert, 
ginge es nur um die Sache selbst. Da¬ 
rum geht es bekanntlich selten. Die 
„Dienste“ sind in der Kritik. Der NSA 


Forschungseinrichtung ein Endlager 
betrieben worden“. Kleine Experten¬ 
zirkel „hätten eine Wagenburgmenta¬ 
lität entwickelt“ und so seien mehrfach 
wissenschaftliche Erkenntnisse über 
Wasserzuflüsse in das Bergwerk unter¬ 
drückt worden. 

Um so etwas künftig verhindern 
zu können, schlug Kommissionsmit- 


Im Atommülllager Asse 
wurde „über vier Jahrzehnte 
unter dem Deckmantel 
einer wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtung ein 
Endlager betrieben“ 


glied Ulrich Kleemann vor, ein unab¬ 
hängiges wissenschaftliches Kontroll- 
gremium zu schaffen. Dieses soll das 
Auswahlverfahren für die Endlager 
begleiten und es solle mit ausreichend 
finanziellen Mitteln ausgestattet wer¬ 
den, um eine von den Behörden unab¬ 
hängige Arbeit zu gewährleisten. 

Michael Sailer schlug außerdem 
vor, dass ein künftiges Endlager ge¬ 
währleisten müsse, dass die Abfälle ge¬ 
borgen und zurückgeholt werden kön¬ 
nen. „Wenn die mittel- und langfristige 
Sicherheit des Endlagers in Frage ge¬ 
stellt wird oder es in 80 oder 200 Jahren 
ein anderes Verfahren geben sollte, das 
viel besser ist, dann müssen die späte¬ 
ren Verantwortlichen sich umentschei¬ 
den können“, betonte Sailer. 

Während die Endlager-Kommis¬ 
sion noch diskutiert, schafft die Bun¬ 
desregierung Fakten. Nach der EU- 


ziaktivitäten aufgetreten. Erst letzte 
Woche hatte sie auf der Einladung zu 
einem Fest am 7. Mai presserechtlich 
verantwortlich gezeichnet, das die 
Schwabacher Initiative für Demo¬ 
kratie und gegen Rechtsextremismus 
anlässlich des 70. Jahrestages der Be¬ 
freiung vom Faschismus organisiert 
hat. 

Folglich liegt der Verdacht nahe, 
dass der Angriff auf das Konto der 
Naziszene geht. Anzeige bei der Poli- 


hat sich zur Aufgabe gemacht, „alles“, 
was elektronisch passiert, aufzufangen 
und zu speichern. Seit Edward Snow- 
don ist das keine „Verschwörungstheo¬ 
rie“ mehr, sondern Massenbewusstsein. 
Dass dieses „alles“ natürlich auch die 
Kommunikation aller Bundesbürger 
inklusive des Berliner Personals meint, 
ist offenbar regierungsamtlich d’accord. 
Dass es aber auch die Komplizenschaft 
des BND gegen die eigene Industrie 
einschließt, ist harter Tobak. So etwas 
heißt üblicherweise Hochverrat. 

Nun entlarvt sich die parlamenta¬ 
rische Geheimdienstkontrolle gerade 
als das, was sie ist: Ein legitimatorisches 
Feigenblatt. Die Ex-Pullacher, aus der 
„Organisation Gehlen“ des faschisti¬ 
schen Generalmajors „Fremde Heere 
Ost“ entstanden, hatten sich immer als 
stramm antikommunistischer Kampf¬ 
verband verstanden. Der Begriff „Par¬ 
lamentarische Kontrolle“ dürfte in dem, 
nach eigenen Angaben 6 500 Festange¬ 
stellte starken Geheimdienst allenfalls 
als Lachnummer existieren. Und wie im 
Russlandboykott ersichtlich, sind auch 
hier die alten Kalte-Kriegs-Allianzen 
augenscheinlich stärker als die parti¬ 
ellen Profitinteressen einzelner Indus¬ 
triebranchen. Stoff, der sich eher we¬ 
niger zur so dringend ersehnten (die 
reale begleitende) moralischen Auf¬ 
rüstung eignet. Aber glücklicherweise 
gibt es ja noch den Terror in Hessen, im 
Sauerland und auch anderswo. 


die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, 
bis zum 23. August dieses Jahres den 
Bestand an radioaktiven Abfällen und 
abgebrannten Brennelementen zu er¬ 
fassen und ein Nationales Entsorgungs¬ 
programm (NaPro) vorzulegen. Dieses 
wurde in den Osterferien veröffentlicht 
und bis zum 31. Mai haben alle Bürger 
Deutschlands Gelegenheit, zu diesem 
Programm Stellung zu beziehen und 
Einwendungen einzureichen. 

Dazu ruft auch die Umweltorgani¬ 
sation „AG Schacht Konrad“ gemein¬ 
sam mit der IG Metall Salzgitter-Peine 
und dem niedersächsischen Landvolk 
Braunschweiger Land auf. Das NaPro 
zeichne sich dadurch aus, dass es vor¬ 
handene Probleme konsequent igno¬ 
riert, heißt es in dem Aufruf. So gehe 
das NaPro von unrealistischen Zeit¬ 
prognosen aus und verliere kein Wort 
über den teilweise besorgniserregen¬ 
den Zustand des zwischengelagerten 
Atommülls. Die Bundesregierung wol¬ 
le das bisher einzige in Deutschland 
genehmigte Endlager, Schacht Kon¬ 
rad, erweitern und will in ihm deutlich 
mehr und anderen Atommüll einla¬ 
gern, als beantragt und genehmigt wor¬ 
den ist, heißt es in einem Aufruf der 
Umweltorganisation. Außerdem igno¬ 
riere die Bundesregierung den Stand 
der Wissenschaft und die Diskussion 
der Endlager-Kommission, weil die 
Einlagerung im Schacht Konrad als 
nicht rückholbar gilt. Einwendungen 
können von der Internetseite der AG 
Schacht Konrad heruntergeladen und 
ausgedruckt werden (www.ag-schacht- 
konrad.de). Bernd Müller 


zei wurde umgehend erstattet. Antifa- 
Bündnisse und die DKP Nordbayern 
sind dabei, die materielle Solidarität für 
die Betroffene zu organisieren. 

„Einschüchtern lasse ich mich 
nicht“, erklärt Christi S. „Die beste 
Antwort an die blindwütigen Täter 
kann nur sein, dass sich noch viel 
mehr Menschen gegen Nazis, wel¬ 
cher Couleur auch immer, engagie¬ 
ren.“ 

Eva Petermann 


Spätestens mit der Einführung der 
Schuldenbremse erreichte die Hilf¬ 
losigkeit der Regierenden ihren Hö¬ 
hepunkt. In der irrigen Annahme, mit 
dem Rotstift die Probleme lösen zu 
können, machen CDU und SPD als 
Träger der Großen Koalition (Gro¬ 
Ko) das Land systematisch kaputt. 
Auch der neue Innenminister kann 



Saarländische Ministerpräsidentin 
Annegret Kramp-Karrenbauer 

keine Wende bringen. Er hat zwar den 
Ruf eines „Machers“ und viele Leute 
glauben, dass jetzt endlich ein Mann 
da ist, der sich durchsetzen kann. 
Doch mit marktschreierischen Paro¬ 
len und Hau-den-Lukas-Methoden ist 
den Problemen des Landes nicht bei¬ 
zukommen. 

Kein Weg 
führt an Ein¬ 
nahmever¬ 
besserungen 
vorbei, und 
das ist nur 
umsetzbar, wenn der politische Kurs 
grundsätzlich geändert wird. Nachste¬ 
hend eine stichwortartige Bilanz, wel¬ 
che die verhängnisvolle Politik deut¬ 
lich macht, die uns die saarländische 
CDU/SPD-Koalition im Landtag bis¬ 
her beschert hat. 

Arbeitslosigkeit 

Die Arbeitsagenturen betreuen nur 30 
Prozent der Arbeitslosen: die mit den 
besseren Qualifikationen und Chan¬ 
cen. Die übrigen müssen sehen, wo sie 
bleiben. Gestiegen ist die Arbeitslosig¬ 
keit von Älteren (55 Jahre und älter) 
seit 2013 um 1,9 Prozent, von Auslän¬ 
dern um 10,9 Prozent. Inzwischen sind 
mehr als 14 000 Menschen langzeitar¬ 
beitslos, das sind 4,1 Prozent mehr als 
im Oktober 2013. Sie sind in der Regel 
mindestens ein Jahr lang arbeitslos und 
haben häufig die geringsten Chancen 
auf einen Wiedereinstieg in den Ar¬ 
beitsmarkt. 

Armut im Saarland 

Seit 2006 ist hier die Armutsquote um 
48 Prozent gestiegen. Das Ergebnis 
kommt einem Erdrutsch der Altersar¬ 
mut gleich und stellt die Alterssiche¬ 
rung und damit die Einhaltung des Ge¬ 
nerationenvertrages gänzlich infrage. 
Im Saarland hat die Armut bundesweit 
mit am stärksten zugenommen. Fast je¬ 
der fünfte im Saarland lebende Mensch 
ist arm. Bei jungen Menschen zwischen 
18 und 24 Jahren ist jeder vierte arm; 
bei Jugendlichen und Kindern unter 18 
Jahren jeder fünfte. 

Wachsende Altersarmut 

Das Rentenniveau sinkt fortgesetzt, 
bezogen auf die Kaufkraft. Die Alters¬ 
armut steigt im Saarland besonders 
stark an. Fast jede/r fünfte Rentner/in 
über 65 Jahre ist betroffen. Jede/r zwei¬ 
te Rentner/in im Saarland erhält eine 
Rente unter dem Grundsicherungsbe¬ 
darf von 706 Euro und hat Anspruch 
auf zusätzliche Sozialleistungen. 

Trotz Arbeit arm 

In Deutschland leben 3 Millionen Be¬ 
rufstätige in Armut, ihre Zahl wächst 
seit den 90er Jahren stetig an. Im Saar¬ 
land liegt die Quote über dem Bun¬ 
desdurchschnitt. Hier sind vor allem 
Frauen betroffen. Die Landesregie¬ 
rung duldet trotz Vergabe-Gesetz den 
Missbrauch von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen, dessen verbrecherische Aus¬ 
wirkungen beim Bau des Center-Parks 
am Bostalsee deutlich wurden. 


Frauen benachteiligt 

„Frauen haben das Recht auf glei¬ 
chen Lohn für die gleiche Arbeit.“ So 
steht es im Gesetz, aber trotzdem ver¬ 
dienen Saarländerinnen laut Statisti¬ 
schem Bundesamt 25 Prozent weniger 
als Männer. Die „Linke“-Abgeordnete 
Spaniol sagte dazu: „Der Unterschied 
ist bei uns besonders gravierend. Diese 
Entgeltlücke muss endlich geschlossen 
werden“. Wenn hier nur 47,2 Prozent al¬ 
ler Frauen sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt seien, belege dies einmal 
mehr, dass es offenbar an zukunfts¬ 
festen Stellen vor allem für Frauen im 
Land fehle. Viele Mütter müssten mit 
dem Risiko leben, dass nach der El¬ 
ternzeit der Wiedereinstieg in den Be¬ 
ruf erschwert oder gar verwehrt wer¬ 
de. Spaniol weiter: „Im letzten Jahr ar¬ 
beiteten rund 30 000 Saarländerinnen 
im Niedriglohnsektor, die prekäre Be¬ 
schäftigung im Saarland ist auf einem 
Höchststand.“ 

Finanzierung von Kliniken 

„Es ist daher Gift, wenn das Land plant, 
die Krankenhausfinanzierung um wei¬ 
tere 3,5 Millionen Euro zu kürzen“, 
sagte Regionalverbandsdirektor Peter 
Gillo (SPD), der als Mitglied des Saar¬ 
ländischen 
Landkreistags 
im Ausschuss 
sitzt. Das 
Saarland be¬ 
finde sich im 
Vergleich der 
Krankenhaus-Förderquoten der Län¬ 
der bereits jetzt im unteren Drittel. 

Zu wenig Verwaltungspersonal 

In vielen Grundschulen im Saarland ar¬ 
beiten Sekretärinnen weniger als zehn 
Stunden pro Woche! Die Verwaltungs¬ 
arbeit bleibt somit bei den Schulleitern 
hängen. Bei einigen Schulen wird die 
Verwaltung im Rathaus miterledigt. 
Grundschulen sind in Trägerschaft der 
Kommunen. Die Schulleiter sind völ¬ 
lig überlastet, immer weniger Lehrer/ 
innen sind bereit, Schulleiter/in zu wer¬ 
den. 

Zu wenig für Schulen 

Die Landeselterninitiative für Bildung 
sieht sich durch die Untersuchung des 
Statistischen Bundesamtes in ihrer Hal¬ 
tung bestätigt, dass das Saarland weiter¬ 
hin Nachholbedarf bei den Ausgaben 
für die schulische Bildung habe, es sei 
notwendig, den geplanten Abbau von 
Lehrerstellen zu korrigieren. Die El¬ 
tern hatten in den vergangenen Wochen 
immer wieder darauf aufmerksam ge¬ 
macht, dass die Einsparungen den An¬ 
schluss des Saarlandes an den Durch¬ 
schnitt der Bundesländer bei den Bil¬ 
dungsausgaben verhindern und dass sie 
die im Koalitionsvertrag angekündigten 
Maßnahmen gefährden, wie etwa klei¬ 
nere Klassen an Grund- und weiterfüh¬ 
renden Schulen, den Ausbau von Ganz¬ 
tagsschulen, die Umsetzung der UN-Be- 
hindertenrechtskonvention, den Ausbau 
der Lehrerfeuerwehr sowie das Koope- 
rationsj ahr Kindergarten/Grundschule. 

Nach den jüngsten Zahlen des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes liegt das Saar¬ 
land schon seit Jahren mit den Ausgaben 
je Schüler in Höhe von 5 800 Euro auf 
dem drittletzten Platz und bleibt damit 
deutlich unter dem Durchschnitt der 
Bundesländer (6 300 Euro). Bezogen 
auf die Schulformen liegt das Saarland 
mit den Ausgaben je Schüler bei den 
Grundschulen mit 5 600 Euro (Bundes¬ 
schnitt = 5 400 Euro) und den Gesamt¬ 
schulen mit 7 500 Euro (Bundesschnitt 
= 7 200 Euro) zwar im Mittelfeld, aber 
bei den Gymnasien auf dem viertletzten 
Platz (mit 6 800 Euro, Bundesschnitt = 
7 200 Euro), bei den Erweiterten Re¬ 
alschulen auf dem zweitletzten Platz 
(mit 6 300 Euro; Bundesschnitt = 7 700 
Euro) und bei den beruflichen Schulen 
auf dem letzten Platz (mit 3 600 Euro; 
Bundesschnitt = 4 300 Euro). (Quelle: 
Stat. Bundesamt) 

Aus: uz-extra/saarland-report Mai 2015; 
auch unterwww.dkp-saarland.de 


Endlager frühestens in 150 Jahren 

Bundesregierung will Atommüll in ungeeignetem Lager unterbringen 

Richtlinie 2011/70/EURATOM sind 


Anhaltende Arbeitslosigkeit, 
wachsende Armut, bedrohte 
Krankenhäuser, fehlende Lehrer und 
verarmende Kommunen 
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Naziangriffe auf Kommentor von Georg Fülberth 

Gewerkschafter und Linke Gründungsverbrechen 


Versuche den i. Mai zu vereinnahmen 


Polit-Thriller im Kanzleramt 

Immer mehr Minister in der Schusslinie 


Birgit Gärtner 


setzte sich schließlich die Auffassung 
von der Einzigartigkeit des deutschen 
Judenmords durch. 

Joachim Gauck predigt seit län¬ 
gerer Zeit schon, Deutschland habe 
zwar dieses größte Verbrechen began¬ 
gen, aber es sei inzwischen geläutert, 
insbesondere durch die Friedliche Re¬ 
volution in der DDR. Als Weltmeister 
der Reue sei es besonders dazu befugt, 
anderen Völkern ins Gewissen zu re¬ 
den und die von den Vorvätern zwar 
mit Füßen getretenen, von den Enkeln 
aber nunmehr hochgehaltenen Men¬ 
schenrechte mit Waffengewalt welt¬ 
weit durchzusetzen. 

Was sagen wir dazu? Nichts. Der 
Bundespräsident ist ein Verfassungs¬ 
organ, und dieses darf man nicht da¬ 
durch schmähen, dass man ausspricht, 
was man vom gegenwärtigen Inha¬ 
ber dieses Amtes denkt. Benutzen wir 
stattdessen die Gelegenheit, die Kon¬ 
sequenz der Gauckschen Argumenta¬ 
tion zu ziehen. Sie lautet: Faschismus, 
Angriffskrieg und Judenmord - diese 
Dreiheit war das Gründungsverbrechen 
der Bundesrepublik Deutschland. 


deutsch-französische Partnerschaft ge¬ 
legt. 1969 entstand durch Fusion der 
Konzern Messerschmidt, Bölkow und 
Blohm (MBB), der 1992 in Daimler 
Chrysler Aerospace (DASA) eingeglie¬ 
dert wurde. Wenig später wurde der Zu¬ 
sammenschluss von Bölkow/Messer¬ 
schmidt und B&V in die Tat umgesetzt, 
und die Hamburger Flugzeugbau GmbH 
war endgültig Geschichte. 

Dieses Konsortium hatte Verbin¬ 
dungen zur USA, ein Teil des Aktien¬ 
kapitals gehörte der Boeing-Company. 
Diese investierte in MBB - 9,7 Prozent 
des Stammkapitals - und leistete somit 
Anschub-Finanzierung für das Airbus- 
Projekt. Ein kleiner Treppenwitz der Ge¬ 
schichte, dass die Boeing ausgerechnet in 
den Konzern investierte, der ihr wenige 
Jahre später einen erbitterten Kampf um 
die Vorherrschaft auf dem Weltmarkt lie¬ 
fern würde. 

Dieses Airbus-Werk in Finkenwer¬ 
der erregte ebenfalls im Jahr 2001 die 
Aufmerksamkeit des FBI. Und zwar 
unabhängig von den Anschlägen vom 
11. September. Nach dem Absturz ei¬ 
nes Airbus 300 am 12. November 2001 
in New York mit 265 Toten erhielt das 
FBI der Springer-Zeitung „Welt“ zu¬ 
folge Hinweise eines „Airbus-Insi¬ 
ders“, dass bei der Konstruktion dieses 
Flugzeugtyps auf gut Deutsch gesagt 
gepfuscht worden war. Im März 2003 
nahmen FBI-Beamte die Ermittlungen 
in unmittelbarer Nähe des Werkstors 
auf. Laut der Tageszeitung „Die Welt“ 
ohne bundesdeutsche Behörden vorab 
davon in Kenntnis gesetzt zu haben. 
Der Informant widerrief übrigens Jahre 
später seine Aussage. Da hatte das FBI 
aber die Freigabe sensibler Daten er¬ 
folgreich juristisch erzwungen. Anklage 
wurde indes nie erhoben, weder gegen 
den Konzern, noch gegen einzelne In¬ 
genieure, die angeblich den Pfusch zu 
verantworten haben sollten. 


A uch in diesem Jahr haben 
neofaschistische Organisati¬ 
onen und Parteien versucht, 
den „Tag der Arbeit“ für ihre soziale 
Demagogie und rassistische Hetze zu 
missbrauchen. So kam es in mehreren 
bundesdeutschen Städten zu Aufmär¬ 
schen von Nazis und Rassisten, denen 
sich jedoch insgesamt mehrere Tau¬ 
send Menschen entgegenstellten. 

Was die Neonazis tatsächlich von 
Gewerkschaften und dem Kampf 
für soziale Gerechtigkeit halten, 
wurde am 1. Mai vor allem in Wei¬ 
mar deutlich. Dort attackierten Fa¬ 
schisten - offensichtlich Anhänger 
der NPD-Jugendorganisation „Jun¬ 
ge Nationaldemokraten“ (JN) - eine 
DGB-Kundgebung und verletzten 
mehrere Gewerkschafter. „Dieser 
Überfall ist ein Angriff auf die ge¬ 
werkschaftliche Tradition, am Tag 
der Arbeit für die Rechte der Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf 
die Straße zu gehen, und auf die de¬ 
mokratische Meinungsfreiheit aller 
friedlichen Bürgerinnen und Bürger“, 
kritisierte das politische Spitzenper¬ 
sonal, allen voran der Thüringer 
Ministerpräsident Bodo Ramelow 
(Partei „Die Linke“), in einer ge¬ 
meinsamen Erklärung den brutalen 


Angriff. Der Überfall der Neonazis 
sei ein Vorfall, „der uns empört und 
erschüttert“. „Wir begrüßen die Fest¬ 
nahme von 29 Verdächtigen und sind 
zuversichtlich, dass der Vorfall voll¬ 
ständig aufgeklärt wird. Unsere So¬ 
lidarität gilt den Angegriffenen. Wir 
wünschen vor allem den Verletzten 
schnelle Genesung“, heißt es in der 
Erklärung weiter. 

Die neofaschistische NPD deutete 
den Angriff 
auf die Ge¬ 
werkschaf¬ 
ter in einer 
Stellungnah¬ 
me, für die 
der NPD- 
Bundespres- 
sesprecher 
Klaus Beier verantwortlich zeichne¬ 
te, hingegen zu einer „legitime Pro¬ 
testaktion gegen den globalen Kapi¬ 
talismus“ um. 

Auch in Saalfeld kam es zu bru¬ 
talen Übergriffen von Nazis auf ver¬ 
meintliche und tatsächliche Gegen¬ 
demonstranten. Es wurden mehrere 
Personen schwer verletzt, die gegen 
einen Aufmarsch der faschistischen 
Kleinstpartei „Der Dritte Weg“ pro¬ 
testieren wollten. So warfen die rech¬ 
ten Gewalttäter etwa Feuerwerks¬ 
körper, Steine und Flaschen auf von 
ihnen als Gegner ausgemachte Per¬ 
sonen. „Ausgeschlagene Zähne, Ge¬ 
hirnerschütterungen, innere Blutun¬ 
gen und Krankenhausaufenthalte 
zeugen von der enormen Brutalität. 
Ein Betroffener wird im Laufe der 
Woche erneut operiert werden müs¬ 
sen“, berichtete ein Mitarbeiter der 
Linkspartei. Kritik kam auch von 
örtlichen Gewerkschaftern. „Die Si¬ 
cherheit der Saalfelder Bürgerinnen 
und Bürger entlang der Aufmarsch¬ 


strecke, eines Teils der anwesenden 
Journalisten sowie der Gegende¬ 
monstranten und auch der eingesetz¬ 
ten Polizeieinheiten war nach meiner 
Wahrnehmung nicht gewährleistet“, 
monierte etwa der IG-Metall-Bevoll- 
mächtigte für Jena-Saalfeld, Michael 
Ebenau. 

Auch in anderen Städten, wo es 
zu Aufmärschen von Neonazis kam, 
versuchten diese Gegendemonstran¬ 
ten zu attackieren. So etwa in Essen, 
wo die neofaschistische Partei „Die 
Rechte“ aufmarschiert war. Während 
rund 250 bis 300 Nazis an besagtem 
Aufmarsch teilnahmen, gelang es den 
Gegendemonstranten diesen zu blo¬ 
ckieren. Die Nazis konnten daher 
nicht - wie ursprünglich geplant - 
ins benachbarte Gelsenkirchen hin¬ 
eindemonstrieren. Ein ebenfalls von 
der Partei „Die Rechte“ angemelde¬ 
ter Aufmarsch in Duisburg wurde von 
den Nazis abgesagt. 

Aus verschiedenen Städten wur¬ 
de außerdem vermeldet, dass zum 
Schutz der Nazis eingesetzte Polizei¬ 
beamte mit Schlagstockeinsätzen und 
Pfefferspray, sowie mancherorts auch 
mit Hunden und Reiterstaffeln, ge¬ 
gen antifaschistische Proteste vorge¬ 
gangen seien. So etwa im nordhrein- 


westfälischen Mönchengladbach, wo 
2 000 Nazigegner gegen schlappe 150 
NPD-Anhänger demonstrierten. 

Vor allem in Oberhausen und 
Duisburg, wo „Pro NRW“ bzw. die 
extrem rechten „Republikaner“ mit 
jeweils nicht einmal zwei Dutzend 
Anhängern Hasskundgebungen ab¬ 
hielten, griffen die Beamten linke Ge¬ 
gendemonstranten an. In Oberhau¬ 
sen habe der „brutalste Polizeieinsatz 
seit Jahren“ 
stattgefun¬ 
den, berich¬ 
tete etwa 
der dortige 
Linkspartei- 
Bundestags¬ 
abgeordnete 
Niema Mo- 
vassat, der später selbst Strafanzeige 
gegen polizeiliche Gewalttäter erstat¬ 
tet hatte. „Es gab keine Kooperati¬ 
onsbereitschaft seitens der Polizei“, 
befand der Bundestagsabgeordne¬ 
te außerdem und berichtete weiter, 
dass „mehreren Personen ein Platz¬ 
verweis für das gesamte Stadtgebiet 
von Mülheim an der Ruhr erteilt“ 
worden war, weil „Pro NRW“ später 
dort eine weitere Kundgebung abhal¬ 
ten werde. 

Unterdessen drohen ausgerech¬ 
net am 8. Mai, dem 70. Jahrestag der 
Befreiung Deutschlands vom Fa¬ 
schismus, weitere Aufmärsche von 
extrem rechten Gruppierungen. So 
will „Pro NRW“ an diesem Tag of¬ 
fenbar in Duisburg und Düsseldorf 
aufmarschieren. Es steht zu befürch¬ 
ten, dass dann wieder Hunderte Po¬ 
lizisten eingesetzt werden, um eine 
Handvoll Rechter mit aller Gewalt 
vor den legitimen Protesten von An¬ 
tifaschisten zu schützen. 

Markus Bernhardt 


Manche Nationen haben ihre Geschich¬ 
te mit einem Gründungsverbrechen be¬ 
gonnen. Einige von ihnen gestehen dies 
später sogar ein - nämlich dann, wenn 
sie so mächtig geworden sind, dass sie 
nicht mehr dafür bestraft werden kön¬ 
nen. 

Die Türkei hat sich anders entschie¬ 
den. In ihrer heutigen Form entstand sie 



aus dem Zerfall des Osmanischen Rei¬ 
ches im Ersten Weltkrieg. Die Jungtür¬ 
ken, die späteren Neugründer dieses 
Nationalstaates, ermordeten über eine 
Million Armenierinnen und Armeni- 


Der Polit-Thriller zieht immer größe¬ 
re Kreise - oder engere, je nachdem 
aus welcher Perspektive das betrachtet 
wird: Aus dem als NSA-Affäre bekannt 
gewordenen Überwachungsskandal wur¬ 
de zunächst die BND-Affäre, jetzt ist sie 
als Kanzleramts-Affäre in den Schlag¬ 
zeilen. Dabei gibt es viele offene Fra¬ 
gen. Wer hat was ausspioniert? Wer war 
oder ist dafür verantwortlich? Zunächst 
geriet Innenminister Thomas de Maizi¬ 
ere (CDU) in die Schusslinie, dann auch 
Peter Altmaier (CDU), seines Zeichens 
Bundesminister für besondere Aufgaben, 
und bald könnte es auch für Außenmi¬ 
nister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
eng werden. 

Zunächst wurde bekannt, dass US- 
Geheimdienste spionieren. Ok, so what. 
Das ist schließlich deren Aufgabe. Und 
überhaupt geht es darum, die allgegen¬ 
wärtige „Terrorgefahr“ abzuwenden. 
Wie das einvernehmlich zu bewerkstel¬ 
ligen sei, dazu wurden Vereinbarungen 
zwischen dem größten Auslandsgeheim¬ 
dienst der USA, NSA (Nationale Sicher¬ 
heitsbehörde), und dem Bundesnach¬ 
richtendienst (BND) getroffen - zu ei¬ 
ner Zeit, als Steinmeier noch die Aufsicht 
über den BND hatte. Im Rahmen dieser 
Vereinbarungen wurden der NSA spä¬ 
testens 2002 Datenbanken geöffnet, die 
diese munter anzapfte. 

Die besagten Vereinbarungen aus 
dem Jahre 2002 waren die Folge der Ter¬ 
rorhysterie nach den Anschlägen vom 
11. September 2001. Wir erinnern uns: 
wenige Stunden nach den furchtbaren 
Ereignissen wurden zwei in Hamburg 
lebende Studenten arabischer Herkunft 
als vermeintliche Täter ausgemacht. Be¬ 
reits am 14. September 2001 bezog ein 
in Berlin stationierter FBI-Agent in der 
Hansestadt Quartier, am 1.10.2001 wa¬ 
ren schon 10 FBI-Beamte vor Ort. 

Inzwischen ist bekannt, dass die NSA 
den Begriff „Terrorabwehr“ recht groß¬ 
zügig auslegte, und im Rahmen dessen 


Gewerkschafterlnnen für 
Frieden und Solidarität 

Verschiedene Beschäftigtenvertreter 
aus fast allen DGB-Gewerkschaften 
haben im März in Bochum die Initiati¬ 
ve „Gewerkschafterlnnen für Frieden 
und Solidarität“ gegründet. Diese will 
als Auftakt für künftige Aktivitäten am 
9. Mai in der Ruhrgebietsmetropole für 
ein „friedliches, soziales und demokra¬ 
tisches Europa“ demonstrieren. 

In ihrem Aufruf zu den Protesten 
nehmen die Veranstalter explizit Be¬ 
zug auf den 70. Jahrestag der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus. „Im 70. 
Jahr nach der Befreiung schauen wir 
besorgt auf die Entwicklung in unserer 


er. Ministerpräsident Erdogan hat dies 
nunmehr in einer offiziellen Erklärung 
eingeräumt. Aber er weigert sich wei¬ 
terhin, hierfür den Begriff „Völker¬ 
mord“ zu verwenden. Außenminister 
Steinmeier lehnt ebenfalls die Benut¬ 
zung dieser zutreffenden Bezeichnung 
ab. Er begründete dies so: „Wir müssen 
in Deutschland aufpassen, dass wir am 
Ende nicht denen recht geben, die ihre 
eigene politische Agenda verfolgen und 
sagen: Der Holocaust hat eigentlich vor 
1933 begonnen.“ 

Die „Süddeutsche Zeitung“ be¬ 
schimpfte ihn als „absurd“, „dreist“ 
und „ungehörig“. Vielleicht hat ihr Au¬ 
tor nie etwas von einer Episode aus der 
Geschichte der Bundesrepublik gehört, 
die Steinmeier offenbar gut kennt: Mit¬ 
te der achtziger Jahre hatte der rechte 
Historiker Ernst Nolte den Holocaust 
zu relativieren versucht. Er sei nicht das 
erste Verbrechen dieser Art gewesen: 
vorher habe es schon den Völkermord 
an den Armeniern gegeben. 1939 hatte 
sich Hitler auf dieses Vorbild berufen. 

Jürgen Habermas trat Nolte ent¬ 
gegen, und in diesem Historikerstreit 


auch politische Verbündete ausspionier¬ 
te. Sogar das Handy der Kanzlerin blieb 
offensichtlich nicht verschont. Darauf re¬ 
agierte diese verschnupft. „Das Ausspä¬ 
hen von Freunden geht gar nicht“, rügte 
Angela Merkel (CDU) im Herbst 2013. 

Doch nun stellt sich heraus: Das Trei¬ 
ben der US-Geheimdienste war dem 
BND nicht nur bekannt, es wurde tole¬ 
riert, unterstützt und auch davon profi¬ 
tiert. Und ausgespäht wurde nicht nur im 
üblichen Rahmen - etwa um die viel zi¬ 
tierten Terroranschläge zu verhindern - 
sondern von Interesse waren auch Kon¬ 
zerne wie EADS und Eurocopter. 

Bekannt ist auch, dass das Kanzler¬ 
amt spätestens seit dem Jahr 2005 über 
das Ausmaß und Gegenstand der Aus¬ 
kundschaftungen der NSA hätte im Bil¬ 
de sein müssen. Zu dem Zeitpunkt war 
de Maiziere zuständig. Zuletzt infor¬ 
mierte BND-Chef Gerhard Schindler 
im März 2015 das Kanzleramt, nun war 
der Mann für alle Fälle, Altmaier, Chef 
des Bundeskanzleramts. 

Es handelt sich nicht um beliebige 
Konzerne, die offenbar ausgespäht wur¬ 
den, sondern bei EADS und Eurocop¬ 
ter um Luftfahrtkonzerne, die kräftig im 
Rüstungsgeschäft mitmischen und zu de¬ 
ren Portfolio u.a. auch der Airbus-Kon¬ 
zern gehört, der mit der amerikanischen 
Konzern Boeing im steten Wettstreit um 
die Marktführerschaft im Flugzeugbau 
steht. 

Das in Hamburg-Finkenwerder an¬ 
sässige Airbus-Werk hat seine Wurzeln in 
der im September 1937 als Tochterfirma 
der Hamburger Traditionswerft Blohm 
und Voss (B&V) in Betrieb genommene 
Hamburger Flugzeugbau GmbH (HBF). 
Bis 1945 wurden 800 Flugzeuge - vor¬ 
nehmlich für Kriegszwecke - produziert. 
Nach dem Krieg verlor das Werk seine 
Lizenz, erst 1957 wurde der Betrieb wie¬ 
der aufgenommen. 

1963 wurde mit dem Bau der Trans- 
all-Maschinen der Grundstein für die 


Welt, in Europa und im eigenen Land. 
Unsere Hoffnung auf eine Welt des 
Friedens, der Demokratie und sozialer 
Gerechtigkeit ist längst nicht erfüllt“, 
konstatieren die Gewerkschafter, (bern) 

Erneut „NSU“-Ausschuss 
eingesetzt 

Der sächsische Landtag hat Ende Ap¬ 
ril erneut einen Untersuchungsaus¬ 
schuss eingesetzt, der sich mit den 
Hintergründen des „NSU“-Terrors im 
Freistaat beschäftigen soll. Auch ent¬ 
sprechende Untersuchungsausschüsse 
in Baden-Württemberg, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen haben inzwi¬ 
schen ihre Arbeit aufgenommen. Im 


Thüringer Landtag gibt es ebenfalls 
zum zweiten Mal einen solchen Aus¬ 
schuss. „Wir haben im letzten Unter¬ 
suchungsausschuss erfahren, dass sich 
das Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen sowie Polizei und Landes¬ 
kriminalamt auf durchaus zutreffen¬ 
de Hinweise über einen möglichen 
Aufenthalt der Flüchtigen in Chem¬ 
nitz stützen konnten. Wir wissen aber 
bis heute nicht, woher diese Hinwei¬ 
se im Einzelnen stammten und warum 
sie letztlich nicht zur Ergreifung der 
Flüchtigen führten“, monierte Kerstin 
Köditz, sächsische Landtagsabgeord¬ 
nete und Sprecherin der Linksfrakti¬ 
on für antifaschistische Politik, (bern) 



Tausende demonstrierten 
erfolgreich gegen Rassismus und 
rechte Gewalt. Trotzdem mehrere 
Schwerverletzte nach Naziangriffen 
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i. Mai - international 

In vielen Ländern der Welt begingen 
fortschrittliche Gewerkschaften, Partei¬ 
en und Antifaschisten den 1. Mai als den 
traditionellen Kampftag der Arbeiter. In 
Havanna, Moskau, Caracas und anderen 
Hauptstädten gingen Zehntausende auf 
die Straße, um mit machtvollen Demons¬ 
trationen ihr Eintreten für die Rechte 
der Schaffenden, für Frieden und Soli¬ 
darität zu bekräftigen. 

Angeführt von den als „Los Cinco“ 
bekannten „Helden der Republik Kuba“ 
setzte sich in Havanna um sieben Uhr ein 
trotz Regens kilometerlanger Demonst¬ 
rationszug aus 700 000 Teilnehmern zum 
Platz der Revolution in Bewegung. Dort 
erklommen die fünf Kundschafter die 
Tribüne vor dem Denkmal des National¬ 
helden Jose Marti, wo sie von Kubas Prä¬ 
sidenten Raul Castro, anderen Ehrengäs¬ 
ten und dem Präsidenten Venezuelas, Ni¬ 
colas Maduro, begrüßt wurden. 

In Havanna und anderen Städten 
Kubas hatten sich die Straßen schon vor 
Sonnenaufgang mit Millionen Menschen 
gefüllt. Der Marsch in der Hauptstadt 
wirkte noch mächtiger, internationaler, 
bunter und fröhlicher als in den Vorjah¬ 
ren. Ob das an der erstmaligen gemein¬ 
samen Teilnahme aller fünf Mitglieder 
der „Cuban Five“ der Zustimmung zum 
l.-Mai-Motto „Vereint beim Aufbau des 
Sozialismus“ (Unidos en la construcciön 
del Socialismo) oder vielleicht an beidem 
lag, war nicht zu erkennen. 

Wie im Vorjahr marschierten die Be¬ 
schäftigten des Gesundheitssektors in 
den ersten Reihen der Demonstration in 
Havanna. Die internationalen Hilfspro¬ 
gramme kubanischer Ärzte, Kranken¬ 
schwestern und Pfleger und ihr selbstlo¬ 
ser Einsatz in den Ebola-Gebieten West¬ 
afrikas wurden mit Stolz gewürdigt. 

Vor Zehntausenden Menschen hat 
Venezuelas Präsident Nicolas Maduro 
bei der Maikundgebung in Caracas zu 
einer Arbeiteroffensive für den Sozialis¬ 
mus und gegen die Oligarchie aufgeru¬ 
fen. Es gehe darum, dass die Arbeiter¬ 
klasse sich darauf vorbereite, die Wirt¬ 
schaft des südamerikanischen Landes zu 
führen, rief er auf der Plaza O’Leary im 
Zentrum der Hauptstadt auf. Allerdings 
fehle es weiten Teilen der arbeitenden 
Menschen in Venezuela noch an dem 
dafür notwendigen Bewusstsein, so Ma¬ 
duro. Die Arbeiter dürften nicht nur auf 
ihre persönlichen Anliegen und die Pro¬ 
bleme in ihrem direkten Umfeld achten, 
sondern müssten die Bedürfnisse der ge¬ 
samten Arbeiterklasse und des gesamten 
Landes im Blick behalten. 

Der Staatschef kündigte eine Erhö¬ 
hung des geltenden Mindestlohns um 30 
Prozent, eine entsprechende Anpassung 
aller Lohnstufen im öffentlichen Dienst 
sowie der Renten und Pensionen an. Es 
ist bereits die zweite Erhöhung in die¬ 
sem Jahr, eine Reaktion auf die anhal¬ 
tend hohe Inflation. 

Mehr als 150 000 Menschen sind in 
Moskau bei der traditionellen Parade 
der Gewerkschaften zum 1. Mai mit der 
Forderung „Faire Löhne für anständige 
Arbeit“ über den Roten Platz marschiert. 
Präsident Wladimir Putin zeichnete bei 
einer Zeremonie im Kreml fünf Bürger 
als „Helden der Arbeit“ aus. Auch in an¬ 
deren Städten wie St. Petersburg und 
Wladiwostok gingen Zehntausende auf 
die Straße. 

Nach Übergriffen ukrainischer Nati¬ 
onalisten auf Mitglieder und Sympathi¬ 
santen der Kommunistischen Partei sind 
in Kiew mindestens 19 Menschen festge¬ 
nommen worden. Die Rechtsradikalen 
hätten versucht, die etwa 1000 Demons¬ 
tranten der KPU anzugreifen, teilte die 
Polizei mit. Die Verwaltung hatte Kund¬ 
gebungen der Kommunisten „aus Sicher¬ 
heitsgründen“ verboten. 

Angegriffen wurden auch Demons¬ 
tranten in Istanbul. Mit Tränengas und 
Wasserwerfern drängte die türkische 
Polizei die Menschen gewaltsam zu¬ 
rück, die trotz eines Verbots auf dem 
symbolträchtigen Taksim-Platz eine 
Kundgebung zum 1. Mai abhalten woll¬ 
ten. Nach Polizeiangaben wurden min¬ 
destens 136 Menschen festgenommen. 
Die Behörden hatten Kundgebungen 
zum 1. Mai auf dem Taksim-Platz be¬ 
reits im Vorfeld verboten. Die Polizei 
war mit Tausenden Beamten und Was¬ 
serwerfern im Einsatz und riegelte den 
Platz weiträumig ab. 


„Säuberungsaktion“ 

Ein Jahr nach dem Massaker von Odessa: Kiew schützt die Täter - 
Westliche Regierungen schweigen 



Blick in einen ausgebrannten Raum des Gewerkschaftshauses von Odessa. 


I m Jahr nach dem von ukrainischen 
faschistischen Schlägertrupps ver¬ 
übten Massenmord an Gegnern 
des Kiewer Putsch-Regimes wurde am 
Wochenende der Opfer des grausamen 
Verbrechens gedacht. In Odessa legten 
Hunderte Menschen Blumen am Ge¬ 
werkschaftshaus, dem Ort des Gesche¬ 
hens, nieder. Auch an vielen anderen 
Orten in der Ukraine und im Ausland, 
darunter in Berlin und Moskau fanden 
Gedenkveranstaltungen statt. Vor der 
ukrainischen Botschaft in Moskau ver¬ 
sammelten sich mehr als 1 000 Men¬ 
schen, um der Opfer zu gedenken und 
dagegen zu protestieren, dass das Ki¬ 
ewer Regime und seine Handlanger 
in Odessa die Aufklärung des Verbre¬ 
chens verschleppen. 

Am 2. Mai 2014 wurden Gegner der 
Kiewer Junta, die Zelte aufgebaut hat¬ 
ten und Unterschriften für eine Födera- 
lisierung der Ukraine sammelten, von 
faschistischen Schlägern des „Rechten 
Sektors“ und anderen Ultranationalis¬ 
ten überfallen. Die Schläger setzten das 
Zeltlager in Brand. Ein Teil der Anti- 
Maidan-Aktivisten konnte fliehen und 
versteckte sich im nahe gelegenen Ge¬ 
werkschaftshaus. Die Angreifer ver¬ 
sperrten die Ausgänge des Gebäudes 
und bewarfen es mit Molotow-Cock- 
tails. Und die Polizei sah tatenlos zu. 
Mindestens 48 Menschen starben, viele 
verbrannten bei lebendigem Leibe. Wer 
sich durch einen Sprung aus den Fens¬ 
tern zu retten versuchte, wurde erschla¬ 
gen. Auf Videoaufnahmen zu sehen, 
wie die rechten Mörder jubeln, wäh¬ 
rend aus dem Gebäude schreckliche 
Todesschreie zu hören sind. Nach we¬ 
nigen Minuten seien dann die Schreie 
verstummt. 

Trotz zahlreicher eindeutiger Be¬ 
weise über die Täterschaft der Faschis¬ 
ten und Ultranationalisten (Videos, Fo¬ 
tos, Zeugen) unternehmen das Kiewer 
Regime und seine Justizorgane nichts 
zur Aufklärung des Verbrechens. Of¬ 
fenbar will man die Sache aussitzen. 
Mehr noch. Der Gouverneur des Ge¬ 
biets Odessa verteidigte das Vorgehen 


der Faschisten sogar 
als „rechtmäßig“. 

Und der ukrainische 
Rada-Abgeordnete 
Igor Mossijschuk 
von der Radikalen 
Partei, die der in 
Kiew regierenden 
Koalition angehört, 
bezeichnete die Er¬ 
eignisse in Odessa 
als „markanter Tag 
für die Ukraine“ so¬ 
wie als „eine Säu¬ 
berungsaktion“. Er 
würdigte auf Face- 
book „ukrainische 
Patrioten“, die „das 
ukrainische Odessa 
vor Besatzern und 
Kollaborateuren ge¬ 
halten“ und es zum 
„südlichen Vorpos¬ 
ten der Ukraine am 
Schwarzen Meer“ 
gemacht hätten. 

Eine ebenso un¬ 
geheuerliche und 
menschenverach¬ 
tende Äußerung hat auch der Beauf¬ 
tragte der tschechischen Regierung 
Vaclav Bartuska zu den Ereignissen 
vor einem Jahr in Odessa in einem In¬ 
terview für Neovlivni.cz abgesondert. 
Er habe das „Modell“ der Proteste in 
der Ostukraine aufmerksam verfolgt, 
sagte er. „Zunächst besetzten Zivilis¬ 
ten - Männer, Frauen und Kinder - 
Verwaltungsgebäude. In den beiden 
nächsten Tagen bewaffnen sie sich. 
Dann verschwinden die Frauen und 
Kinder und es bleiben nur bewaffnete 
Männer“, so der Politiker. „Wenn man 
ihnen schnell Widerstand leistet, so 
wie es in Odessa der Fall war, wo man 
sie einfach verbrannt hat, oder in Dn- 
jepopetrowsk, wo sie getötet und am 
Straßenrand begraben wurden, dann 
bleibt es ruhig. Tut man nichts - be¬ 
kommt man einen Krieg.“ 

Im Unterschied zu den führenden 
Politikern des ukrainischen Regimes 


verurteilte der tschechische Außenmi¬ 
nister diese Äußerungen seines Diplo¬ 
maten allerdings als zynisch und un¬ 
moralisch. „Es ist unzulässig, daß ein 
Mitarbeiter des Außenministeriums 
die Verbrennung von Menschen als 
eine der Methoden für eine Konflikt¬ 
lösung bezeichnet“, twitterte er. Von 
einer Entlassung Bartuskas ist jedoch 
nichts bekannt. 

In Berichten der westlichen bürger¬ 
lichen Presse über den Massenmord 
ist verharmlosend von „schweren Aus¬ 
schreitungen“ und von „Zusammenstö¬ 
ßen von Gegnern und Anhängern der 
Regierung“ die Rede. In einer dpa- 
Meldung über die Trauerkundgebung 
heißt es: „Am Gewerkschaftshaus, das 
am 2. Mai 2014 in Brand geraten war 
und zur Todesfälle wurde, legten Trau¬ 
ergäste Blumen und Kränze nieder.“ 
Die Trauerfeier selbst wird als „pro¬ 
russische Kundgebung“ verunglimpft. 


Vor diesem Hintergrund muss man 
eine Stellungnahme des Moskauer 
Außenministeriums zum Jahrestag des 
Massenmords in Odessa wohl als äu¬ 
ßerst zurückhaltend bezeichnen. Dar¬ 
in heißt es, die ukrainische Justiz habe 
bislang „keine greifbaren Schritte“ in 
Richtung einer objektiven Ermittlung 
unternommen. Es wird zugleich aller¬ 
dings zutreffend darauf hingewiesen, 
dass Politiker und Medien in Westeu¬ 
ropa und Nordamerika das Branddra¬ 
ma in Odessa weitgehend ignoriert und 
dadurch die Passivität der ukrainischen 
Justiz gefördert hätten. Das sei „nicht 
akzeptabel“. Die Straflosigkeit schaf¬ 
fe einen schrecklichen Präzedenzfall. 
„Wir rufen die Weltgemeinschaft, ins¬ 
besondere die Menschenrechts- und 
Nichtregierungsorganisationen dazu 
auf, die ukrainischen Behörden zu ge¬ 
nauen und unparteiischen Ermittlun¬ 
gen zu bewegen.“ Willi Gerns 


Pustekuchen 

Die Situation der Afroamerikaner hat sich seit Obamas Amtsantritt nicht nennenswert verbessert 


Marily Mosbi heißt die Frau, die jetzt 
als frisch gekürte Staatsanwältin in Bal¬ 
timore den Job tut, den die Welt von 
Barack Obama bei seinem Amtsein¬ 
tritt als US-Präsident erwartet hätte: 
Sie greift entschieden gegen Willkür, 
Rassismus und Brutalität in Polizei und 
Justiz durch. Jedenfalls ist die Mordan¬ 
klage gegen sechs Polizeibeamten we¬ 
gen des unter mysteriösen Umständen 
in Polizeihaft verstorbenen Afro-Ame¬ 
rikaners Freddy Gray ein erster Schritt 
in diese Richtung. 

Schon während ihrer Kandidatur 
zur leitenden Staatsanwältin von Bal¬ 
timore kündigte Mosbi an, dass sie ihre 
Energie darauf verwenden werde, ge¬ 
walttätige Polizeibeamte vor Gericht zu 
bringen. Doch wer hat schon damit ge¬ 
rechnet, dass sie tatsächlich ernst damit 
macht? Oh yes, she can. Ja, sie kann. Sie 
entstammt einer Polizistenfamilie und 
weiß, mit welchem mächtigen Gegner, 
insbesondere der FOP, einer Art Poli¬ 
zei-Bruderschaft, sie sich anlegt. Doch 
das scheint sie nicht zu schrecken. Der 
ethisch und kulturell vielschichtig ge¬ 
prägte ehemalige Bürgerrechtsanwalt 
sieht neben ihr schon nach vier Mona¬ 
ten Amtszeit ganz schön blass aus. 

Was aus dieser Mordanklage wer¬ 
den wird, steht zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht fest. Aber sicher ist, dass 
Mosbi vielen Menschen in den USA, 
vor allem solchen mit nicht-weißer 
Haut, Hoffnung und auch ein Stück 
Würde gegeben hat. 

Am 10. Februar 2007 verkündete 
Barack Obama seine Kandidatur für 
das Amt des Präsidenten der Vereinig¬ 


ten Staaten von Amerika. Damals saß 
er als Vertreter des Bundesstaates Illi¬ 
nois im US-Senat, einer Art Bundes¬ 
rat, der gemeinsam mit dem Reprä¬ 
sentantenhaus den Kongress der USA 
bildet. Auf sich aufmerksam gemacht 
hatte der auf Verfassungsrecht spezia¬ 
lisierte Jurist, der zu Beginn seiner An¬ 
waltstätigkeit in einer auf Bürgerrecht 
spezialisierten Kanzlei arbeitete, u.a. 
durch seine Kampagne im Jahre 1992 
für die Wählerregistrierung der afro¬ 
amerikanischen Bevölkerung. So hatte 
er satte 150 000 Stimmen für Bill Clin¬ 
ton rekrutieren können. Schon 1996, als 
Abgeordneter in Illinois, trieb ihn das 
Thema Krankenversicherung um. Auf 
seine Initiative hin musste die Polizei 
in Illinois Vernehmungen im Zusam¬ 
menhang mit Anklagen auf Todesstra¬ 
fe auf Video aufnehmen. 2003 wurden 
in Illinois alle aktuellen Todesstrafen 
in lebenslange Haft umgewandelt, seit 
dem 9. März 2011 ist sie endgültig ab¬ 
geschafft. Als Senator besuchte er 2006 
die US-Truppen in Kuwait und im Irak, 
und erklärte, der Konflikt lasse sich mi¬ 
litärisch nicht lösen. 

Auch seine persönliche Vita las sich 
vielversprechend: Seine Mutter, weiße 
Amerikanerin mit europäischen, u.a. 
deutschen Wurzeln, heiratete seinen 
kenianischen Vater auf Hawaii, da zu 
dem Zeitpunkt gemischte Ehen in den 
anderen US-Bundesstaaten verboten 
waren. Die beiden trennten sich jedoch, 
die Mutter heiratet erneut, und Oba¬ 
ma verbrachte viele Jahre seiner Kind¬ 
heit in Jakarta/Indonesien, bevor er als 
10-Jähriger zu seinen Großeltern nach 


Hawaii zog. Schon früh engagierte er 
sich sozial im Kirchenkreis. 

Das ließ viele Menschen, nicht nur 
in den USA, große Hoffnung in ihn 
setzen: auf ein Ende des Irak-Krieges, 
Ende der militärischen Auseinander¬ 
setzungen generell, der Diskriminie¬ 
rung der nicht-weißen US-amerikani¬ 
schen Bevölkerung, Abschaffung der 
Todesstrafe, Begnadigung von politi¬ 
schen Langzeitgefangenen wie Leo¬ 
nard Peltier und Mumia Abu-Jamal, 
Aufhebung der Blockade gegen Kuba 
und vieles mehr. 

Diese Hoffnung wandelten viele in 
bare Münze um: Kein Kandidat hat je 
so viel Privatspenden bekommen wie 
Obama. Allerdings setzten so gese¬ 
hen auch Microsoft und Google große 
Hoffnungen in Barack Obama ... 

Als einzige Gegenkandidatin inner¬ 
halb der Demokratischen Partei kris¬ 
tallisierte sich Hillary Clinton, Ehefrau 
des ehemaligen US-Präsidenten Bill 
Clinton, heraus. Die ehemalige First- 
Lady hatte es in ihrer Amtszeit nicht 
dabei belassen, freundlich in Kame¬ 
ras zu lächeln, auf Charity-Veranstal¬ 
tungen mit Waisenkindern zu posieren 
und hier und da mal ein Band zur Er¬ 
öffnung von irgendwas zu zerschnei¬ 
den. Nein, die studierte Juristin, die 
gern Justizministerin geworden wäre, 
was aber als Ehefrau des Präsidenten 
unmöglich war, hatte eigene Projekte, 
u. a. in Sachen Frauenrechte und gegen 
sexuelle Gewalt von Kindern. 

Der relativ unbekannte Obama ge¬ 
wann tatsächlich gegen die ehemalige 
First Lady. Das war den Hoffnungen 


geschuldet, die in ihn gesetzt wurden, 
aber auch ein deutliches Zeichen: Die 
US-Amerikaner lassen sich lieber von 
einem Schwarzen regieren als von ei¬ 
ner Frau. 

„Yes we can!“, das wurde das Wahl¬ 
kampfmotto Obamas. „Yes we can“, 
oder mit Obama wird alles möglich - 
und vor allem besser, das dachten auch 
hierzulande viele. Tja, Pustekuchen. 
Zwar pfiff Obama die US-Truppen aus 
dem Irak zurück, dafür bekam er im 
Dezember 2009 sogar den Friedens¬ 
nobelpreis, überzog die Region jedoch 
mit so vielen Kriegen wie vor ihm kein 
anderer US-Präsident. Der Irak ist in¬ 
zwischen im Chaos versunken, die IS- 
Truppen wurden entweder mit Waffen 
versorgt, oder erbeuteten welche, mit 
denen sie jetzt Angst und Schrecken im 
Nahen Osten und in Afrika verbreiten. 
Unterdessen wurden kurdische Trup¬ 
pen von den USA mit Waffen versorgt. 
Die Zukunft wird zeigen, wer die wann 
erbeuten und gegen wen richten wird. 

Die Situation der afro-amerikani- 
schen Bevölkerung hat sich nicht nen¬ 
nenswert verändert. Die USA haben 
die meisten Gefangenen der Welt, die 
Todesstrafe wird nach wie vor prak¬ 
tiziert, Leonard Peltier und Mumia 
Abu-Jamal sind immer noch in Haft, 
Polizeibrutalität hat ein Ausmaß ange¬ 
nommen, das vor 10 Jahren noch nicht 
vorstellbar gewesen wäre, und aktuell, 
nach dem Mord an Freddy Gray, Re¬ 
volten im gesamten Land auszulösen 
droht. Wenn das verhindert wird, dann 
ist das ganz sicher nicht Obamas Ver¬ 
dienst. Birgit Gärtner 
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In einem der ärmsten Länder der Welt stehen viele vor dem 
Nichts. In Nepal finden Helferinnen und Helfer unter den 
Trümmern derzeit immer mehr Opfer des Erdbebens vom 
25. April. Ganze Dörfer sind - wie die Infrastruktur - zer¬ 
stört, den Überlebenden fehlt es an Nahrung, Wasser und 
einem Dach über dem Kopf. 

Für Empörung sorgte, dass zuallererst die Touristen am 
Mount Everest mit Hubschraubern gerettet wurden und 
dass die Regierung nach wie vor völlig unzureichend die 
vielen Verletzten und Obdachlosen unterstützt. Und das, 
obgleich die maoistische Kommunistische Partei Nepals 
(M), die in einem Bürgerkrieg von 1996 bis 2006 gegen die 
Monarchie und das Kastensystem kämpfte, im Parlament 
die Mehrheit stellt. Auch die Kommunistische Partei Nepals 
(Vereinigte Marxisten-Leninisten) ist mit 21 Sitzen im 
Parlament vertreten. Doch die realen Machtverhältnisse 
sehen anders aus, derzeit regiert eine Übergangsregierung. 
Nach einem Generalstreik im April 2006 gegen den König, 
der damals absolutistisch herrschte, wurde das Parlament 


wieder eingesetzt und eine Sieben-Parteien-Regierung 
gebildet. Am 28. Dezember 2007 votierte das Übergangs¬ 
parlament mit mehr als zwei Drittel der Abgeordneten¬ 
stimmen für einen Zusatz zur Übergangsverfassung, der 
de facto die Abschaffung der Monarchie bedeutete. Eine 
Mehrheit der Abgeordneten sprach sich für eine föderale 
demokratische Republik als Staatsform aus. 

Die Wahl zur Verfassunggebenden Versammlung ergab 
am 2008 einen überraschenden Erdrutschsieg für die 
Maoisten, die aber die absolute Mehrheit verfehlten, 
jedoch nach wie vor die stärkste Kraft in Nepals Legislative 
sind. Am 28. Mai 2008 wurde in Nepal mit überwältigender 
Mehrheit von der Versammlung die Republik ausgerufen. 
An der Lebenslage der Mehrheit der Bevölkerung änderte 
sich aufgrund von Korruption und Vetternwirtschaft nichts, 
es existiert nach wie vor eine große Kluft zwischen den 
Lebensbedingungen der Stadt- und Landbevölkerung. Das 
Land ist abhängig vom indischen Nachbarn und internatio¬ 
naler Unterstützung. 


Neue Regierung, alte Politik 

Dänemark: Sozialdemokraten und Konservative im Wettstreit um Sozialabbau 
und staatlichen Rassismus. Ein Interview 


UZ: Dänemark war lange als ein liberales 
Land bekannt. Dann haben wir Anders 
Fogh Rasmussen kennengelernt... Wie 
ist die gegenwärtige politische Situation 
in Dänemark? 

Bo Möller: Leider betreibt die sozialde¬ 
mokratisch geführte Regierung, welche 
auf die Rechtsregierung unter Führung 
von Anders Fogh Rasmussen und dann 
Lars Lökke Rasmussen folgte, in der 
Wirtschaftspolitik wie auf anderen Fel¬ 
dern dieselbe Politik wie ihre Vorgänger. 

Eine der schlimmsten Katastrophen, 
die daraus erwuchsen, war ein massiver 
Einschnitt beim Arbeitslosengeld. Frü¬ 
her konnte ein Arbeitsloser vier Jahre 
Leistungen beziehen. Diese Frist wur¬ 
de auf zwei Jahre verkürzt, so dass viele 
Arbeitslose ihre Bezüge verloren haben 
und nun auf die viel niedrigere Sozial¬ 
hilfe angewiesen sind, die aber ebenfalls 
gekürzt wurde. Dieser Einschnitt erfolg¬ 
te ausgerechnet zu Zeiten hoher Arbeits¬ 
losigkeit während der Wirtschaftskrise. 

Spätestens im September wird ein 
neues Parlament gewählt. Voraussicht¬ 
lich führt dies zu einer neuen Rechtsre¬ 
gierung, so dass die Lage sich noch ver¬ 
schlechtern wird. 

UZ: Wir haben von den Maßnahmen 
gegen Flüchtlinge in Dänemark gehört. 
Kannst du uns darüber und über die Vor¬ 
urteile in der Bevölkerung mehr sagen? 

Bo Möller: Traurigerweise sind die rech¬ 
testen, die konservativen und auch die 
Sozialdemokratische Partei in einem 
Wettbewerb, wer die Zahl der nach Dä¬ 
nemark reisenden Flüchtlinge und ande¬ 
rer Immigranten am stärksten beschrän¬ 
ken kann. Daher ist das Einwanderungs¬ 
recht vielfach geändert worden, und 
zumeist hatten die Änderungen das Ziel, 
es Ausländern schwerer zu machen nach 
Dänemark zu kommen, oder Flüchtlin¬ 
gen und Einwanderern das Leben hier 
so unangenehm wie möglich zu machen. 
Eine Ausnahme ist es natürlich, wenn ein 
hoch qualifizierter Ausländer aus einem 
westlichen Land nach Dänemark kom¬ 
men möchte. Akut ist das gravierends¬ 
te Problem die stetig steigende Zahl 
von Flüchtlingen, die bei ihrem Versuch 
nach Europa zu kommen im Mittelmeer 
ertrinken. Dies ist eine katastrophale Si¬ 
tuation, die vor allem von der EU und 


der NATO, einschließlich Dänemarks, 
verursacht wurde. Hätten sie nicht Liby¬ 
en angegriffen und Ghaddafi ermordet, 
wäre die Lage ganz anders. Bei der Ab¬ 
stimmung im Folketing über den Kriegs¬ 
eintritt haben alle Parteien mit „ja“ ge¬ 
stimmt. Die KPiD ist im Parlament nicht 
vertreten, aber wir haben vom ersten Tag 
an für einen dänischen Rückzug aus dem 
Krieg agitiert. 

UZ: Im Mai findet euer 11. Parteitag statt. 
Welche Themen werden im Vordergrund 
stehen? 

Bo Möller: Eine der Hauptfragen wird 
das baldige Referendum über erweiter- 
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te Befugnisse der EU und die Aufgabe 
dänischer Souveränität in Justiz und Im¬ 
migration sein. Hier wird die KPiD ihr 
Bestes für ein klares dänisches NEIN 
tun! Wir werden dann die Lage in Dä¬ 
nemark im Verhältnis zu den kommen¬ 
den Parlamentswahlen diskutieren. Wir 
werden über die globale Lage sprechen, 
in der die Kriegsgefahr als Konsequenz 
aus der aggressiven Linie von NATO und 
EU gegen Russland näher rückt. 

Wir werden zudem über die Lage im 
Nahen Osten und andere Themen debat¬ 
tieren. 

Auch werden wir darüber sprechen, 
wie wir unsere recht kleine Partei und ih¬ 
ren Einfluss in den Gewerkschaften, der 
Jugend usw. stärken können. 

Während des Parteitags wird das neu 
gewählte Zentralkomitee zusammentre¬ 


ten und den Vorsitz neu bestimmen, da 
unsere langjährige Vorsitzende Betty F. 
Carlsson schon vor langer Zeit angekün¬ 
digt hat, aus Altersgründen nicht länger 
zur Verfügung zu stehen. Betty wird na¬ 
türlich weiter der Parteiführung ange¬ 
hören. 

UZ: Es gibt eine traditionelle Zusam¬ 
menarbeit zwischen eurer Partei und den 
KPen Norwegens und Schwedens. Kannst 
du diese näher erläutern? 

Bo Möller: Die gute Zusammenarbeit 
liegt an unserer geografischen Nähe und 
der sprachlichen Verständigung ohne 
Übersetzung. Hinzu kommt, dass unse¬ 
ren Ländern u. a. ihre Geschichte gemein 
ist. Wir nehmen immer an den jeweiligen 
Parteitagen teil. Häufig übernehmen wir 
Artikel aus den Zeitungen der anderen 
Parteien und verwenden sie in unserer. 
Alljährlich haben wir ein gemeinsames 
Sommercamp mit politischen Diskus¬ 
sionen, Kulturveranstaltungen, gutem 
Essen u.a.m. - ein großer Erfolg. Das 
Camp rotiert zwischen unseren drei Län¬ 
dern. Dieses Jahr ist Dänemark an der 
Reihe. 

Erstmals wird die KPiD an dem Tref¬ 
fen der KPen der Nordpolarstaaten teil¬ 
nehmen: Norwegen, Schweden, Finnland, 
Russland und nun eben auch Dänemark. 
Dänemark hat wegen der Verbindungen 
unseres Landes mit Grönland ein beson¬ 
deres Interesse an der Polarregion. Wir 
hoffen, dass wir auch dieses Thema auf 
dem Parteitag besprechen können. 

UZ: Eure Partei beteiligt sich nicht an der 
Europäischen Linkspartei (ELP). Wes¬ 
halb haltet ihr euch aus dieser Partei he¬ 
raus? 

Bo Möller: Der wesentliche Grund ist, 
dass wir die ELP nicht als revolutionä¬ 
re kommunistische Partei ansehen, son¬ 
dern nur als eine Partei auf der breiten 
Linken. Es kommt hinzu, dass die ELP 
die EU nicht ablehnt, während wir für 
einen vollständigen Austritt Dänemarks 
aus der EU eintreten. Wir glauben, wenn 
wir als Partei der ELP beiträten, würden 
wir unsere kommunistische Seele verlie¬ 
ren. Der Beitritt würde uns von unserem 
Ziel weiter entfernen statt uns ihm näher 
zu bringen - dem Sozialismus. 

Die Fragen stellte Marcel de Jong 


EL im Saal und auf der Straße 

Vorstandssitzung der Europäischen Linkspartei in Brüssel 


Die Tagung des Vorstands der Europä¬ 
ischen Linkspartei am 18. und 19. April 
bot eine Fülle von Informationen zu den 
Kämpfen der linken Parteien und Be¬ 
wegungen. Besonderen Raum bei dem 
Treffen in Brüssel nahm die Solidarität 
mit der griechischen Bevölkerung und 
der Syriza-geführten griechischen Re¬ 
gierung ein. Eine große Gefahr sieht Pi¬ 
erre Laurent, Vorsitzender der EL, im 
Wachsen von Parteien und Bewegungen, 
die sich als „anti-systemisch“ anpreisen, 
tatsächlich aber auf Rechtskurs sind. Sie 
nützten aus, dass sehr viele Menschen 
der EU kritisch gegenüberstehen, ohne 
einen klaren Kompass zu besitzen, so 
Laurent. Das Schlüsselwort, das Linke 
von Rechten unterscheide, heiße Solida¬ 
rität. Das gelte auch für die Flüchtlings¬ 
bewegungen aus Afrika und dem Nahen 
Osten und die dramatische Entwicklung 
im Mittelmeer. 

Großen Raum in der Debatte nahm 
auch die Situation in Osteuropa ein, wo 
in vielen Ländern der Antikommunis¬ 
mus zur Staatsdoktrin geworden ist. 


Die EL will die Gleichsetzung „Rot = 
Braun“ nicht akzeptieren. In vielen wei¬ 
teren Beiträgen wurde die Situation in 
Ländern der EU, der Türkei und des tür¬ 
kisch besetzten Teils Zyperns beleuchtet. 
Einen Überblick über die Aktivitäten 
beim Weltsozialforum gab ein Vertreter 
des linken tunesischen Parteienbünd¬ 
nisses. 

Die Kampagne gegen die Freihan¬ 
delsabkommen TTIP, CETA und TISA 
unterstützt die ELP vorbehaltlos, nicht 
zuletzt weil diese Abkommen die Sou¬ 
veränität der Staaten bedroht. Deshalb 
reihten sich die Vertreter der versam¬ 
melten Parteien auch in die Anti-TTIP- 
Demonstration am Nachmittag des 
18. April in der Brüsseler Innenstadt ein. 

Die Tagung endete mit Informatio¬ 
nen zu kommenden Aktivitäten der EL; 
so der schon traditionellen Sommeruni¬ 
versität. 

Das nächste EL-Vorstandstreffen 
wird voraussichtlich Ende September 
in Wien stattfinden. 

M.I. 


Dokumentiert 


Zur Spaltung beigetragen 


ELP erkennt EU-Strukturen an 

Die ELP ist keine Bündnisorganisation, son¬ 
dern eine Partei. Sie erkennt die Strukturen der 
Europäischen Union an, was es schwer ver¬ 
mittelbar macht, sie gleichzeitig zu bekämp¬ 
fen. Entscheidungen innerhalb der ELP werden 
im Konsensprinzip gefällt. Dadurch gibt es zu 
manchen Fragen keine Entscheidung. 

Der Charakter der ELP-Mitgliedschaft ist 
äußerst heterogen. Es sind Kommunistische 
Parteien Mitglieder, aber es gibt auch antikom¬ 
munistische Positionen zu Fragen der Vergan¬ 
genheit sowie in der Gegenwart und Haltungen 
zu Kriegseinsätzen imperialistischer Staaten 
oder zu „Schutzverantwortung“ genannten 
Formen eines Menschenrechtsimperialismus, 
die der Programmatik der DKP widersprechen. 

Die Bekämpfung der Europäischen Uni¬ 
on aus einer Klassenposition heraus, die da¬ 
von ausgeht, dass die EU die Interessen des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus, der 
Großunternehmen und des französischen und 
deutschen Imperialismus vertritt, lässt sich 
mit einer von den EU-lnstitutionen finanzier¬ 
ten Struktur wie der ELP nicht vereinbaren. Die 
ELP als Gesamtheit verkennt diesen Klassen¬ 
charakter der Europäischen Union, wenn auch 
einzelne ihrer Mitglieds-KPen diesen Charak¬ 
ter verstehen. 

Die ELP hat de facto objektiv zur Spaltung 
unter den Kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien Europas beigetragen. Eine Zusammen¬ 
arbeit linker Kräfte in der EU ist nur begrenzt 
gelungen, da sich in den Jahren nach der 
Gründung kaum osteuropäische und im All¬ 
gemeinen nur kleine Organisationen der ELP 
angeschlossen haben. 

Für die DKP hat sich die intensive Be¬ 
obachtung der letzten beiden Jahre gelohnt. 
Zum einen sind dabei bei geringem finanzi¬ 
ellem Aufwand Kontakte zu nichtkommunis¬ 
tischen Organisationen entstanden, die sonst 


schwerer zu organisieren gewesen wären. 
Zum anderen wurde deutlicher, warum die 
überwiegende Mehrheit der KPen Europas eine 
Mitgliedschaft in der ELP ablehnt. Eine Been¬ 
digung des formellen Status als Beobachter 
steht einer weiteren Beobachtung, d.h. über 
die Veröffentlichungen der ELP, nicht entgegen. 
Die gewachsenen guten Kontakte in die Partei 
„Die Linke“ werden dazu ebenso hilfreich sein 
wie die zu den KPen in der ELP. 

Die DKP unterhält zu gut 45 Kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien in Europa Bezie¬ 
hungen, die unterschiedlich stark ausgeprägt 
sind. Darunter sind acht Mitglieder und fünf 
Beobachter der ELP. Mit wenigen Ausnahmen 
sind die Beziehungen zu diesen zwölf Partei¬ 
en gut, wobei sich die Intensität der Kontakte 
unabhängig von der Mitgliedschaft bzw. Beob¬ 
achtung der ELP gestaltet - ebenso wie sich 
Kontakte zu keiner der Kommunistischen und 
Arbeiterparteien, die die ELP aus unterschied¬ 
lichen Gründen ablehnen, verbessern würden, 
weil die DKP ihre formale Beobachtung ein¬ 
stellt. 

Die Beziehungen zwischen Kommunisti¬ 
schen Parteien, die aufgrund der Lehren von 
Marx und Lenin arbeiten, sind nicht abhän¬ 
gig von der Beobachtung oder Nichtbeobach¬ 
tung eines Parteienzusammenschlusses auf 
EU-Ebene. Sie sind abhängig von dem grund¬ 
sätzlichen Einverständnis zum Sturz der herr¬ 
schenden kapitalistischen Ordnung und dem 
Willen zum Aufbau einer sozialistischen Ge¬ 
sellschaftsordnung. 

Mit dieser Begründung (redaktionell gekürzt) 
beschloss der Parteivorstand der DKP am 
18. März bei fünf Gegenstimmen und einer 
Enthaltung den Antrag an den nächsten Par¬ 
teitag, den Beobachterstatus in der ELP zu 
beenden. 


Großmanöver in Estland 

Lettland sichtet russische Schiffe 


In Estland hat am Montag das bisher 
größte Manöver in der Geschichte des 
baltischen Landes begonnen. Nach An¬ 
gaben eines Militärsprechers werden an 
der bis 15. Mai dauernden Übung „Siil“ 
(Igel) mehr als 13 000 Soldaten teilneh¬ 
men. Neben Truppen der estnischen Be¬ 
rufs- und Freiwilligenarmee, Wehrpflich¬ 
tigen und Reservisten sind auch Einhei¬ 
ten aus acht weiteren NATO-Staaten an 
dem Manöver beteiligt. Aus Deutschland 
nimmt eine Luftwaffen-Einheit mit rund 
80 Soldaten teil. 

Nach Angaben der lettischen Ar¬ 
mee wurden nahe der Küstengrenzen 
am Sonntag ein U-Boot und zwei Schif¬ 
fe der russischen Flotte sowie ein rus¬ 
sisches Militärflugzeug gesichtet. In der 
Mitteilung hieß es, die drei Marine-Ein¬ 
heiten hätten sich knapp zehn Kilometer 
vor lettischen Hoheitsgewässern in der 
Ostsee bewegt. Die Transportmaschine 


flog im internationalen Luftraum über 
dem Binnenmeer. 

Während Russland ein Anrainerstaat 
der Ostsee ist, sind dort - ebenso wie im 
Schwarzen Meer - seit Monaten ver¬ 
stärkte Aktivitäten von Kriegsschiffen 
und Militärflugzeugen der NATO zu be¬ 
obachten, darunter aus einer Reihe von 
Ländern, die nicht zu den Anrainerstaa¬ 
ten gehören. Die NATO konnte bisher 
nicht erklären, welche Gefahr von Schif¬ 
fen und Flugzeugen ausgehen soll, die 
sich in internationalen Gewässern und 
im internationalen Luftraum bewegen. 

Polens Präsident Bronislaw Komo- 
rowski hat die zum 9. Mai in Moskau 
geplante Militärparade anlässlich des 
70. Jahrestags des Sieges über Hitler- 
Deutschland als „Demonstration der 
Stärke“ bezeichnet. Er kündigte an, Po¬ 
len werde mit einer Verstärkung des Mi¬ 
litärpotentials der NATO „antworten“. 











8 Freitag, 8. Mai 2015 


Thema der Woche 


unsere zeit m 



Moskau: 

Siegesparade am 24. Juni 1945 



2nd Lieutenant William Robertson (US-Army) und Leutnant Alexander Sylvashko (Rote Armee) beim 
symbolischen Handschlag „East Meets West“ am 27. April 1945 in Torgau. 


8. Mai 1945: Endlich der Sieg - in Europa! 





Berlin: Die erbit¬ 
terten Kämpfe um 
Berlin sind am 2. 
Mai 1945 beendet. 
Groß ist die Freude 
der Soldaten der 
siegreichen Roten 
Armee. 


Generalfeldmarschall Wil¬ 
helm Keitel unterzeichnet 
die bedingungslose 
Kapitulation der Wehr¬ 
macht im Hauptquartier 
der Roten Armee in 
Berlin-Karlshorst. 


London: 

Zwei kleine 
Mädchen 
schwenken 
ihre Fahnen 
in den Ruinen 
von Battersea. 


Reims: 

Siegesparade 
am 8. Mai 1945 
nach der Unter¬ 
zeichnung 
der Kapitu¬ 
lation durch 
die deutsche 
Wehrmacht am 
Tag zuvor. 


Volary,Tschechoslowakei: Deutsche Bürger 
werden gezwungenen den exhumierten Leichen 
jüdischer Frauen vorbeizugehen. Diese waren bei 
einem Todesmarsch der SS verhungert. 


US-Soldaten in Burma lesen am 9. Mai die 
Präsident Trumans zum Sieg in Europa. 


Proklamation 


Berlin: Deutsche 
Soldaten bei der 
Abgabe ihrer 
Waffen. 
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Ein einziges Dogma 

Syriza, Pluralismus und die Macht des Volkes - 
ein Gespräch mit Manolis Glezos. 


Erklärung 

zum 70. Jahrestag des 
Sieges der Freiheit gegen 
die faschistische Tyrannei 


UZ: Vor kurzem hat in Athen der Pro¬ 
zess gegen die faschistische Partei Chrysi 
Avgi (Goldene Morgendämmerung, CA) 
begonnen. Was sind jetzt die wichtigs¬ 
ten Aufgaben für den antifaschistischen 
Kampf in Griechenland? 

Manolis Glezos: Es ist sehr wichtig, dass 
die Führung dieser Partei jetzt zum ers¬ 
ten Mal vor Gericht steht. Die bisheri¬ 
gen Regierungen, die Regierungen der 
PASOK und der Nea Dimokratia, woll¬ 
ten die CA in einer Grauzone halten: Sie 
sitzen zwar in Untersuchungshaft, ste¬ 
hen aber noch nicht vor Gericht. Sie ha¬ 
ben gezielt dafür gesorgt, dass der Pro¬ 
zess immer wieder verschoben wurde, 
und jetzt haben wir es erreicht, dass sie 
vor Gericht stehen. 

Aber wir müssen das Problem der 
Neonazis, der CA, an seinen Wurzeln 
bekämpfen. Dieses Phänomen hat sei¬ 
ne Ursache in der Verelendung der Men¬ 
schen - wenn die Armut zunimmt, er¬ 
starken die Faschisten. Die CA hat seit 
Beginn der Krise sehr viele Wählerstim- 
men dazugewonnen. In ihrer Propagan¬ 
da behaupten sie, dass sie für das Volk 
und gegen das Kapital seien - unse¬ 
re Mission ist es, zu beweisen, dass sie 
nichts mit sozialer Gerechtigkeit zu tun 
haben. Dass die CA gegen das Kapital 
sei ist eine reine Lüge. Deshalb ist der 
Prozess gegen die CA-Führung wichtig, 
aber er ist nicht die eigentliche Lösung 
des Problems. Die eigentliche Lösung ist 
eine politische. 

UZ: Du hast Ende Februar einen Brief 
veröffentlicht, in dem du die ersten Schrit¬ 
te der neuen griechischen Regierung kri¬ 
tisierst. 

Manolis Glezos: Zuerst einmal: Ich hätte 
diesen Brief schon früher schreiben sol¬ 
len. Die alten Widerstandskämpfer ha¬ 
ben mir zu diesem Brief gratuliert, viele 
junge Leute auch. Mit diesem Brief habe 
ich mich nicht gegen die Regierung ge¬ 
stellt, ich war an der Seite der Regierung. 
Wenn dein Hemd schmutzig ist, wenn da 
ein Fleck ist, und ich sage dir nichts - bin 
ich dann dein Freund oder dein Feind? 
Wenn ich dein Freund bin, sage ich dir 
die Wahrheit. Ich will, dass diese Regie¬ 
rung Erfolg hat, deshalb habe ich die¬ 
sen Brief geschrieben. Und ich werde 
noch strenger werden, auch öffentlich. 
Die Regierung bekommt sehr viel Kritik 
von mir zu hören. 

UZ: Vor und unmittelbar nach der Wahl 
hat Syriza angekündigt, sehr schnell mit 
bestimmten Maßnahmen die humanitä¬ 
re Krise zu lindern. Wie erfolgreich war 
das bis jetzt? 

Manolis Glezos: Ich bin gar nicht zufrie¬ 
den. Ich hätte etwas anderes erwartet. 
Ich habe auch von Deutschland eine an¬ 
dere Haltung erwartet. Auch von Groß¬ 
britannien. Churchill hat während des 
zweiten Weltkrieges das Heldentum 
der Griechen gewürdigt. Warum hat 
Großbritannien das heute vergessen? 
Russland, die ehemalige Sowjetunion, 
hat uns auch vergessen. Die Deutschen 
auch. Aber die Geschichte wird nicht 
vergessen, und die Ungerechtigkeit ge¬ 
genüber Griechenland wird überwun¬ 
den werden. Griechenland wird überle¬ 
ben, auch ohne Hilfe. 

UZ: Einer der Punkte, die du in diesem 
Brief ansprichst, ist, dass die Politik der 
Austerität nicht nur von der deutschen, 
sondern auch von der griechischen Poli¬ 
tik betrieben wurde. Auf der anderen Sei¬ 
te ist häufig die Rede davon, dass Grie¬ 
chenland eine Schuldenkolonie sei - wie 
passt das zusammen? 

Manolis Glezos: Die Oligarchen sind 
Diener ausländischer Mächte. Diese 
ausländischen Mächte wollten das Me¬ 
morandum, die einheimischen Mächte 
haben genau das umgesetzt. Die Kri¬ 
se hat ihre Ursache im Finanzsektor. 
Dann hat sie sich in eine Wirtschaftskri¬ 
se verwandelt, es gab einen Dominoef¬ 
fekt - die Krise erschien auch als poli¬ 


tische Krise, als eine Krise der Nation, 
als eine moralische Krise. Die größte 
Verantwortung für diese Situation trägt 
das Deutschland Merkels und Schäub¬ 
les. Es gibt doch genügend Berichte, die 
belegen, dass Deutschland große Ge¬ 
winne aus dieser Situation in Griechen¬ 
land zieht. Deshalb erwarten wir, dass 
Deutschland sich anders verhält - so, wie 
sich Griechenland im Rahmen des Lon¬ 
doner Schuldenabkommens gegenüber 
Deutschland verhalten hat. 

UZ: Du hast gerade die Metapher vom 
schmutzigen Hemd benutzt . Dann bleibt 
es doch dabei: Du unterstützt die Regie¬ 


rung, aber die Regierung hat ein schmut¬ 
ziges Hemd. 

Manolis Glezos: Ich versuche, die Re¬ 
gierung davon zu überzeugen, ihr Hemd 
zu wechseln. 

UZ: Was für eine Art von Partei ist Syri¬ 
za heute? Ist es eine Partei, die die Men¬ 
schen mobilisiert, um auf der Straße und 
am Arbeitsplatz zu kämpfen? Oder ist es 
eine Partei, in der ehemalige Kader der 
PASOK dafür sorgen, dass sie auch in 
Zukunft noch einen Posten haben? 

Manolis Glezos: Syriza ist zunächst 
einmal eine Partei, die aus sehr unter¬ 
schiedlichen politischen Kräften besteht. 
Es gibt große, auch ideologische, Unter¬ 
schiede. Aber als Partei haben alle die¬ 
se Kräfte bestimmte gemeinsame poli¬ 
tische Ziele. Viele sagen, das ist nega¬ 
tiv. Aber mir gefallen die Unterschiede. 
Ich mag es gar nicht, wenn es nur eine 
einzige Meinung gibt. Ich habe früher 
in Athen einen Buchladen betrieben, 
da hatte ich ein Schild angebracht: „Ti- 
meo hominem unius libri“ also etwa: Ich 
fürchte mich vor dem, der nur ein einzi¬ 
ges Buch anerkennt. Ich bin kein Dog¬ 
matiker, aber ein Dogma habe ich: Wenn 
nur eine einzige Meinung herrscht, ist 
das nicht gut. Nehmen wir die Sowjet¬ 
union als Beispiel: Das sowjetische Volk 
hatte alles - Ernährung, Arbeit, Bildung. 
Aber es hatte kein Recht auf eine eige¬ 
ne Meinung, es gab nur die Meinung 
der Partei. Das habe ich auch 1963 zu 
Chruschtschow gesagt in einem langen 
Gespräch. 

UZ: Was kann denn die neue Regierung 
tatsächlich erreichen? Ist es überhaupt 
möglich, auf parlamentarischem Wege, 
im Rahmen der EU, im Rahmen der Eu- 
ro-Zone grundlegende Verbesserungen 
zu erreichen? 

Manolis Glezos: Das Allerwichtigste ist 
es, dem Volk die Macht zu geben. Vor 
ein paar Jahren hatte Syriza 4 Prozent 
der Stimmen. Bei der letzten Wahl wa¬ 
ren es 36 Prozent, und jetzt sprechen sich 
in Meinungsumfragen 82 Prozent der 
Menschen für Syriza aus. Wenn ein Volk 
einig ist, kann es nicht besiegt werden. 
Und heute ist das griechische Volk einig, 


zum ersten Mal. Die wachsende Unter¬ 
stützung für Syriza hat ihre Ursache ge¬ 
nau darin, dass die Partei den Menschen 
versprochen hat, die Macht dem Volke 
zu geben. 

UZ: Was bedeutet das denn - die Macht 
des Volkes? 

Manolis Glezos: Als ersten Schritt geht 
es darum, die politische und wirtschaft¬ 
liche Autonomie der lokalen Institutio¬ 
nen, der Kommunen, zu verwirklichen. 
Das ist in der griechischen Verfassung 
festgeschrieben, aber die Regierungen 
von PASOK und Nea Dimokratia ha¬ 


ben diese Autonomie abgeschafft. Da¬ 
bei geht es aber auch um öffentliche 
Institutionen, zum Beispiel um den öf¬ 
fentlichen Rundfunk ERT. In dem neu¬ 
en ERT, der jetzt entsteht, sollen die Be¬ 
schäftigten die Entscheidungen treffen, 
nicht der Staat. In unserer Partei hand¬ 
haben wir das genauso. Zum Beispiel - 
du bist Journalist bei der Zeitung der 
DKP. Wer entscheidet bei euch darüber, 
wer Chefredakteur wird? Ihr, die Jour¬ 
nalisten, die Beschäftigten, oder die Par¬ 
tei? 

UZ: Die Partei. 

Manolis Glezos: Und ich denke, es sollte 
umgekehrt sein - die Redakteure sollten 
entscheiden, nicht die Partei. Dass so ein 
System von direkter Demokratie funkti¬ 
oniert, hat auch mein Heimatdorf bewie¬ 
sen. In diesem Dorf, Aperathos auf der 
Insel Naxos, gab es das für zwölf Jahre. 
Dort hat sich alles geändert: Es gab kei¬ 
ne Arbeitslosigkeit mehr, dort wurden 
zwei Hochschulen gegründet und auch 
eine Wetterstation, wir hatten auch die 
erste Anlage, auf der in Griechenland 
mit erneuerbaren Energien experimen¬ 
tiert wurde. Zuerst war ich dort Vorsit¬ 
zender des Gemeinderates. Da haben 
viele gesagt: Glezos trifft alle Entschei¬ 
dungen. Ich bin dann nach zweieinhalb 
Jahren zurückgetreten, und dann hat 
sich gezeigt: Die Volksversammlung hat 
die Entscheidungen getroffen, und es 
funktionierte. 

UZ: Du siehst das also als ein Beispiel für 
eine tatsächliche Macht des Volkes, und 
die jetzige Regierung siehst du als einen 
Schritt auf dem Weg dorthin? 

Manolis Glezos: Ja. Die Regierung hat 
vor der Wahl und gleich danach verspro¬ 
chen, das umzusetzen. Und jetzt hoffen 
und warten wir darauf. In meinem Dorf 
haben die Bauern schon vor langer Zeit 
zusammengearbeitet und die Produkte 
ihrer Arbeit gleichberechtigt unterein¬ 
ander aufgeteilt - unabhängig von ih¬ 
rem Besitz. In meinem Dorf hatten wir 
schon Sozialismus, noch bevor Marx 
seine Ideen vom Sozialismus entwickelt 
hatte. Daher kommen meine Ideen - aus 
meinem Dorf. 

Interview: Olaf Matthes 


Der 8. Mai 2015 ist der 70. Jahres¬ 
tag des Sieges der Freiheit über die 
faschistische Gewaltherrschaft in 
Europa. Er wurde errungen durch 
das Bündnis der Völker der Sowje¬ 
tunion, Großbritanniens, der USA, 
Frankreichs und der kommunistisch 
geführten Widerstandskräfte in Eu¬ 
ropa, China und Südostasien. 

Der Sieg forderte Opfer in einem 
bis dahin unbekannten Maß. Aber¬ 
millionen Soldaten starben, doch die 
Zivilbevölkerung beklagte die größ¬ 
ten Verluste. Die Bestialität der Nazis 
und ihrer Verbündeten ist ein ewiges 
Schandmal in der Menschheitsge¬ 
schichte. Jedes Schulkind bringt den 
Hitlerfaschismus mit dem in Zusam¬ 
menhang, was heute - vielleicht zu 
vereinfacht - „Holocaust“ genannt 
wird. In der Sowjetunion und in den 
jüdischen Gemeinschaften der balti¬ 
schen Staaten und Osteuropas star¬ 
ben viele Millionen Unschuldiger. 
Dieser europaweite, systematische 
Massenmord traf auch Behinderte, 
wegen ihrer sexuellen Orientierung 
Gebrandmarkte und ethnische Min¬ 
derheiten wie die Roma. Wir müssen 
gewährleisten, dass künftige Genera¬ 
tionen diese ungeheuren Verbrechen 
nicht vergessen. 

In den 1920er und 1930er Jahren 
ertönte der Alarm. Unterstützt und 
ermutigt von den herrschenden Ka¬ 
pitalisten in Europa ging der Faschis¬ 
mus gegen Demokratie und Frieden 
in die Offensive und suchte den ers¬ 
ten Arbeiterstaat, die Sowjetunion, 
einzukreisen und zu zerstören. 

Die Geschichte wird niemals den 
faschistischen Staatsstreich in Rom, 
den Reichstagsbrandbetrug, den Ein¬ 
fall und den Gaskrieg in Abessinien, 
den faschistischen Putsch in Spanien, 
den Verrat von München vergessen. 
Die ganzen 1930er Jahre hindurch 
kämpften die Kommunisten um die 
Sammlung der ehrlichen, anständi¬ 
gen, tapferen und demokratisch ge¬ 
sinnten Kräfte zu versammeln, die 
allein die Flutwelle des Faschismus 
eindämmen konnten. 

Der Sieg wurde mit Opfern er¬ 
kämpft an Heimat- und Kriegsfron¬ 
ten, zu Land, zur See und in der Luft, 
in den Betrieben, in Städten und Wäl¬ 
dern, wo sich Widerstand sammelte. 
Wir gedenken des Sieges als eines Tri¬ 
umphs des Lebens über den Tod, als 
eines Belegs für die Lebenskraft der 
Demokratie, der errungen wurde von 
den arbeitenden Menschen und ihren 
Verbündeten. 

In Nürnberg sprach die Welt ihr 
Urteil über den Faschismus. Die Lo¬ 
sung „Nie wieder“ fand breiten Wi¬ 
derhall. Das Jahr 1945 bedeutete ei¬ 
nen entscheidenden Durchbruch zu¬ 
gunsten des Fortschritts, gegen die 
Kräfte der Reaktion. Die Sowjetuni¬ 
on erstrahlte als Leuchtfeuer der de¬ 
mokratischen Völker und Ansporn 
der Kämpfe gegen Kolonialismus 
und Imperialismus. Ein vereinigter 
Weltbund der Gewerkschaften wur¬ 
de parallel zu den Vereinten Natio¬ 
nen gegründet. Die UNO-Menschen- 
rechtsdeklaration wurde begeistert 
aufgenommen. 


Wir, die Unterzeichneten Kommu¬ 
nistischen Parteien der Russischen 
Föderation, Britanniens, Frankreichs, 
der USA und Deutschlands, bekräfti¬ 
gen unseren Stolz auf die heldenhaf¬ 
te Opferbereitschaft unserer Mitglie¬ 
der und Unterstützer, die in vorders¬ 
ter Front in diesen Kämpfen standen. 
Die Kommunisten waren die ersten, 
die in Konzentrationslagern gefol¬ 
tert wurden, unter den ersten, die in 
den Ebenen Spaniens kämpften und 
wenn es wie in Stalingrad erforderlich 
war, „keinen Schritt zurück“ gingen. 

Siebzig Jahre später sind Faschis¬ 
mus und Rassismus wieder auf dem 
Vormarsch. Darunter agitierende 
Provokateure, die die Geschichte des 
Krieges umschreiben wollen, um heu¬ 
tige Grenzen neu zu ziehen. NATO- 
Kriegstreiber ermutigen sie dazu. 
Dieselbe herrschende Klasse, die 
vor und während des Zweiten Welt¬ 
kriegs gegenüber dem Faschismus 
beschwichtigte und mit ihm kollabo- 
rierte, setzt heute Kommunismus und 
Faschismus gleich. 

Starke Kräfte innerhalb der herr¬ 
schenden Kreise wollen das heutige 
Russland eingekreist und isoliert se¬ 
hen. In der Ukraine ist es besonders 
das Massaker an Gewerkschaftern in 
Odessa, welches sehr deutlich zeigt, 
wie die USA, die Europäische Union 
und die NATO in ihrer Konfrontati¬ 
on mit Russland auf antikommunisti¬ 
sche, ultranationalistische und neofa¬ 
schistische Bewegungen bauen. 
Vieles davon soll von der offenkundi¬ 
gen Unfähigkeit des Kapitalismus ab- 
lenken, die sozialen Bedürfnisse neu¬ 
er Generationen bezüglich Arbeit, 
Gesundheit, Wohnen, Bildung zu be¬ 
friedigen. Überall ist die Souveränität 
der Völker in Frage gestellt, Millionen 
Entwurzelter treiben über die Kon¬ 
tinente auf der verzweifelten Suche 
nach Frieden, Arbeit und Sicherheit. 
Deshalb warnen die Kommunisten 
erneut vor den tödlichen Gefahren, 
die das kapitalistische System in der 
Krise in sich trägt. Die sozialen und 
politischen Errungenschaften der 
Zeit nach 1945 werden angegriffen 
und zurückgenommen. Die Völker 
Europas müssen wieder auf der Hut 
sein und bereit, Nationalismus, Ras¬ 
sismus, Faschismus und Militarismus 
zu bekämpfen, die die kapitalistische 
Krise und die Sparpolitik hervor¬ 
bringt. 

Wir rufen alle demokratischen, 
fortschrittlichen und friedvollen 
Kräfte, die arbeitenden Menschen 
überall in Europa, die für Frieden, ge¬ 
sellschaftliche Gerechtigkeit und für 
Freiheit gegen die Tyrannei kämpfen, 
auf, in diesem historischen Kampf für 
eine neue und gerechte Ordnung, für 
den Sozialismus, ihre Rolle zu spielen. 

;No pasarän! 

Sie kommen nicht durch! 

Kommunistische Partei Britannien 
Deutsche Kommunistische Partei 
Französische Kommunistische Partei 
Kommunistische Partei der Russi¬ 
schen Föderation 
Kommunistische Partei der USA 




1941 riss er die Hakenkreuzfahne, die die faschistischen Besatzer auf der 
Akropolis gehisst hatten, herunter. Seitdem ist Manolis Glezos ein Symbol des 
antifaschistischen Widerstandskampfes in Griechenland. 1968 brach er mit der 
kommunistischen Partei. Heute ist er für Syriza der älteste Abgeordnete im 
Europäischen Parlament, er gehört zu den prominentesten Unterstützern der 
griechischen Linkspartei. Auch Alexis Tsipras, der neue Ministerpräsident, zeigt 
sich gerne mit ihm - hier im Europäischen Parlament am 13. März 2015. 
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Mutmachend 

Konferenz des DKP-Parteivorstandes in Berlin zum 70. Jahrestag der Befreiung 



M ehr als 150 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer fanden am 
2. Mai den Weg ins Berliner 
ND-Gebäude zur Antifa-Konferenz 
des DKP-Parteivorstandes anlässlich 
des 70. Jahrestages des Tages der Be¬ 
freiung. Die Konferenz mit dem Titel: 
„8. Mai 2015: Tag der Befreiung vom 
Faschismus - Der Kampf geht weiter! 
Rolle und Aufgaben der Kommunis¬ 
tischen Partei im antifaschistischen 
Kampf gestern und heute“ bot mit 
acht Referaten, mehreren Grußwor¬ 
ten, Kulturbeiträgen und einer Podi¬ 
umsdiskussion ein anspruchsvolles 
wie lohnendes. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, der die Gäste begrüßte und 
durch das Programm führte, erinner¬ 
te zu Beginn der Konferenz an das 
auf den Tag ein Jahr zuvor in Odes¬ 
sa in Brand gesetzte Gewerkschafts¬ 
haus und die Opfer. Er bat die Teil¬ 
nehmer um eine Schweigeminute. 
Einen Höhepunkt des Tages stellte 
sicherlich der Beitrag der Gäste der 
Kommunistischen Partei der Russi¬ 
schen Föderation (KPRF) dar. Ein¬ 
drucksvoll schilderte Mikhail Kos- 
trikov, Sekretär des Zentralkomitees 
der KPRF, die Rolle der Partei beim 
Sieg über den Faschismus. Die Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten stan¬ 
den in den ersten Reihen der Kämp¬ 
fenden, waren wichtiger Bestandteil 
und Rückgrat der Roten Armee. Vie¬ 
le Mitglieder ließen ihr Leben - und 
gleichzeitig fanden viele Soldaten den 
Weg in die Partei, die Mitgliedschaft 
war ihnen eine Auszeichnung. Der 
Sieg über den Faschismus, das wurde 
deutlich an den Worten des Genos¬ 
sen Kostrikov, war ohne die führen¬ 
de Rolle der Kommunistischen Partei 
nicht möglich. Das Publikum dankte 
mit großem Applaus. 

Ähnlich laut war der Applaus zu¬ 
vor nach den Worten des letzten Ver¬ 


teidigungsministers der DDR, Heinz 
Kessler, der mit zwei Episoden aus 
seinem Leben daran erinnerte, wie der 
Überfall auf die Sowjetunion ideolo¬ 
gisch vorbereitet wurde. Er erlebte 
dies als junger Antifaschist und Kom¬ 
munist, in die Wehrmacht gepresst, 
und er zog die Konsequenz, wechselte 
kurz nach dem Überfall unter Todes¬ 
gefahr zur Roten Armee und kämpfte 
dann auf Seiten der Befreier. 

Weitere Beiträge befassten sich 
in wohltuender Kürze und Klarheit 
mit den Themen „Der 8. Mai als ge¬ 
schichtliche Zäsur“ (Anton Latzo, 
Mitglied des Landesvorstandes der 
DKP Brandenburg), „Das antifa¬ 
schistische Erbe der DDR“ (Nina 
Hager, stellvertretende Vorsitzende 
der DKP), „Kontinuitäten der Euro¬ 
pastrategien des deutschen Imperia¬ 
lismus“ (Hans-Peter Brenner, stell¬ 
vertretender Vorsitzender der DKP), 
„Strategien der kommunistischen Be¬ 
wegung im antifaschistischen Kampf“ 
(Jürgen Lloyd, Leiter der Karl-Lieb- 
knecht-Schule) und „Erscheinungen 
und Funktionen reaktionärer Bewe¬ 
gungen und Organisationen für im¬ 
perialistische Strategien heute“ (Da¬ 
niel Bratanovic, Mitglied des Sekre¬ 
tariates der DKP Berlin). Zeit für 
die Diskussion mit dem Publikum 
blieb da keine. Köbele machte aus 
der Not eine Tugend und bot Refe¬ 
rate samt Referenten für Vorträge in 
den Grundeinheiten an. Die Vorträ¬ 
ge werden zudem in einer UZ-Doku- 
mentation veröffentlicht. 

Deutlich angeschlagen von der 
abendlichen Maidemonstration durch 
Kreuzberg war die Stimme von Felix, 
der das Grußwort der SDAJ hielt. Sei¬ 
ner Orientierung für die kommenden 
Kämpfe, das Zusammenstehen von 
DKP und SDAJ im Kampf gegen 
rechts und rassistische Hetze tat das 
keinen Abbruch. 


Um Strategien im Kampf für den 
Frieden ging es bei der Podiumsdis¬ 
kussion mit Sevim Dagdelen (MdB 
Die Linke), Lühr Henken (Kasse¬ 
ler Friedensratschlag), Heiner Fink 
(VVN-BdA) und Patrik Köbele 
(DKP). Diese Runde zeigte einen 
großen Vorrat an Gemeinsamkeiten 
und war ein gelungener Beitrag zur 
notwendigen und produktiven Debat¬ 
te über die Stärkung der Friedensbe¬ 
wegung. 

Die Kultur spielte auf der Konfe¬ 
renz keine Nebenrolle, war nicht als 
Pausenfüller gedacht, sondern ge¬ 
hörte zum Konzept: Der Komponist 
Klaus Linder (Mitglied der Sekre¬ 
tariates der DKP Berlin) begeister¬ 
te mit antifaschistischen Liedern am 
Klavier, Anna Cordi (Mitglied des 
Bezirksvorstand der DKP Baden- 
Württemberg) erinnerte bewegend 
mit Texten und Bildern an das Leben 
und den Kampf der kommunistischen 
Widerstandskämpfer Ettie und Peter 
Gingold. Die Berliner Genossinnen 
mit und ohne Parteibuch Sinem Fendt 
und Belinda Wolff lasen Texte von 
Bert Brecht. 

Am Ende des langen Tages ließ 
der erste Auftritt des „Ensemble 
Bersarin“ dem neu gegründeten Sin¬ 
geclub von DKP- und SDAJ-Berlin, 
erst aufhorchen und dann mitsingen. 
Die Lieder, begleitet mit Gitarre und 
Klavier, machten dem Publikum Lust 
und dem Ensemble Mut auf mehr. 
Weitere Auftritte sind für das Befrei¬ 
ungsfest der DKP Berlin-Kreuzberg 
am 8. Mai auf dem Spreewaldplatz 
(ab 19 Uhr) und auf dem Festival 
der Jugend in Köln für Sonntag, den 
24. Mai nachmittags, im Cafe K an¬ 
gekündigt. 

Der 2. Mai 2015 in Berlin war ein 
langer Tag, aber einer mit großem Er¬ 
kenntnisgewinn. 

Wera Richter 


Nur „eine politische Biographie“? 

Auf den Spuren des kommunistischen Schneiders Wilhelm Weitling 


Weitling, einer der glanzvollsten Ver¬ 
treter der frühen Arbeiterbewegung, 
war - im Unterschied zu Marx und 
Engels - selbst Arbeiter. 

Waltraud Seidel-Höppner ist den 
Spuren des kommunistischen Schnei¬ 
ders über Jahrzehnte unermüdlich 
gefolgt, so dass der Eindruck entste¬ 
hen könnte, es gäbe da nichts mehr 
zu erforschen. Sie war bemüht, Ein¬ 
seitigkeiten und Fehleinschätzungen 
in bisherigen Publikationen zu korri¬ 
gieren, Weitlings Werk von Vorurtei¬ 
len zu befreien und in ein neues Licht 
zu rücken. 

Vehement versucht Waltraud Sei¬ 
del-Höppner mit überkommenen 
Klischees aufzuräumen, wobei der 
Rezensent sich gewünscht hätte, sie 
wäre etwas weniger harsch mit Kolle¬ 
gen (wie z.B. Karl Obermann) umge¬ 
gangen. Sie waren ihrer Zeit verhaf¬ 
tet und ohne sie hätte die vorliegen¬ 
de Biograüe wohl nicht so geschrieben 
werden können. 

Zwei Bände - insgesamt 1 866 Sei¬ 
ten stark ist das Werk, das die Gran¬ 
de Dame der Weitling-Forschung im 
Jahr 2014 der Öffentlichkeit überge¬ 
ben hat. 

Man muss der Autorin gewiss nicht 
in jedem Urteil über agierende Zeit¬ 
genossen folgen. Weitling und Marx/ 
Engels und deren Anhänger kamen 
zumeist aus einem anderen sozialen 
Umfeld, das behinderte wohl da und 
dort auch ihre Sicht auf Weitlings 
Aktivitäten - aber umgekehrt scheint 
es - so mein Eindruck - nicht viel an¬ 
ders gewesen zu sein. 

Es ist jedoch nicht nur eine politi¬ 
sche Biograüe Weitlings, die uns hier 
vorgelegt worden ist - es ist zugleich 
eine kritische Reflexion der Weitling- 


Forschung und -Interpretation der 
letzten Jahrzehnte. Zunächst, so schien 
es dem Rezensenten, als würden Marx 


und Engels ziemlich schlecht weg¬ 
kommen, es sind aber wohl eher die 
Marx-Interpreten, die gehörig gerupft 


werden. Wenn man liest, wie feinfühlig 
die Autorin dem Leser deutlich zu ma¬ 
chen versucht, was Marx und Engels 
Weitling zu verdanken haben, versteht 
man den Satz von den Kinderschuhen 
des Proletariats besser.*) 

Es ist aber einfach nicht zu verste¬ 
hen, wie ein renommierter Wissen¬ 
schaftsverlag dieses Werk ohne ein 
Namenregister ausliefern konnte und 
bereits wenige Monate nach der Ver¬ 
öffentlichung nicht mehr in der Lage 
war, ein Rezensionsexemplar zu lie¬ 
fern - sich aber anmaßend die Frage 
erlaubte, wo denn bitteschön die ge¬ 
plante Rezension erscheinen solle. 

Wohl eher nicht für jedermanns 
Bücherschrank bestimmt (allein 
schon der Preis von 169 Euro dürfte 
da ein Hindernis sein), wäre es überle- 
genswert, die eine oder andere Biblio¬ 
thek hierzulande, in der Schweiz und 
in den USA anzuregen, dieses Werk - 
sofern nicht bereits vorhanden - in 
seinen Bestand aufzunehmen. Viel¬ 
leicht könnten Genossinnen und Ge¬ 
nossen in dieser Hinsicht aktiv werden 
und damit zugleich den Verlag bewe¬ 
gen, bald eine 2. Auflage - diesmal mit 
Namenregister, das sich in Arbeit be¬ 
findet - in Angriff zu nehmen. 

Wie auch immer, Waltraud Seidel- 
Höppners Lebenswerk nötigt dem Le¬ 
ser gehörigen Respekt ab. Die Auto¬ 
rin hat uns zu einer umfassenden und 
tiefgehenden Neuinterpretation, neue 
Sichtweisen und eine von vielen Vor¬ 
urteilen befreite Biografie geführt, die 
spannend zu lesen ist. Der ideenge- 
schichtliche und soziale Hintergrund 
ist gekonnt ausgeleuchtet: In jedem 
Fall wird das Lesen ihres Werkes be¬ 
deutenden Wissensgewinn bringen. 

Erhard Kienbaum 

Waltraud Seidel-Höppner: Wilhelm 
Weitling (1808-1871). Eine politische 
Biographie. 2 Teile. Peter-Lang-Editi- 
on, Frankfurt am Main u.a. 2014, ISBN 
978-3-631-64631-1. 


* „ Was den Bildungsstand oder die 
Bildungsfähigkeit der deutschen Ar¬ 
beiter im allgemeinen betrifft, so erin¬ 
nere ich an Weitlings geniale Schrif¬ 
ten, die in theoretischer Hinsicht oft 
selbst über Proudhon hinausgehn, 
sosehr sie in der Ausführung nachste¬ 
hen. Wo hätte die Bourgeoisie - ihre 
Philosophen und Schriftgelehrten ein¬ 
gerechnet - ein ähnliches Werk wie 
Weitlings , Garantien der Harmonie 
und Freiheit’ in Bezug auf die Eman¬ 
zipation der Bourgeoisie - die poli¬ 
tische Emanzipation - aufzuweisen? 
Vergleicht man die nüchterne, klein¬ 
laute Mittelmäßigkeit der deutschen 
politischen Literatur mit diesem maß¬ 
losen und brillanten literarischen De¬ 
büt der deutschen Arbeiter; vergleicht 
man diese riesenhaften Kinderschuhe 
des Proletariats mit der Zwerghaf¬ 
tigkeit der ausgetretenen politischen 
Schuhe der deutschen Bourgeoisie, so 
muß man dem deutschen Aschenbrö¬ 
del eine Athletengestalt prophezeien. 
Man muss gestehen, dass das deutsche 
Proletariat der Theoretiker des euro¬ 
päischen Proletariats, wie das engli¬ 
sche Proletariat sein Nationalöko¬ 
nom und das französische Proletariat 
sein Politiker ist. Man muss gestehen, 
dass Deutschland einen ebenso kloni¬ 
schen Beruf zur sozialen Revolution 
besitzt, wie es zur politischen unfähig 
ist. Denn wie die Ohnmacht der deut¬ 
schen Bourgeoisie die politische Ohn¬ 
macht Deutschlands, so ist die Anlage 
des deutschen Proletariats - selbst von 
der deutschen Theorie abgesehen - 
die soziale Anlage Deutschlands. Das 
Missverhältnis zwischen der philoso¬ 
phischen und der politischen Entwick¬ 
lung in Deutschland ist keine Abnor¬ 
mität. Es ist ein notwendiges Missver¬ 
hältnis. Erst in dem Sozialismus kann 
ein philosophisches Volk seine ent¬ 
sprechende Praxis, also erst im Pro¬ 
letariat das tätige Element seiner Be¬ 
freiung finden.“ (MEW, Bd. 1, S. 405) 



Wilhelm Weitling, 1808-1871 

Schneider;Theoretiker des utopisch-revolutionären Arbeiterkommunismus 
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Alljährlich kommen am zweiten Sonntag im Januar Tausende zur Gedenkkundgebung in das kleine Bergdorf Drazgose. 


Nachtmarsch gegen den Faschismus 

Erinnerungskultur in Slowenien 


Ehrbare Patrioten 

Rechtsrocker als „verfolgte Unschuld“ 


I n kaum einem anderen Land Eu¬ 
ropas gibt es so viele antifaschisti¬ 
sche Gedenkstätten, wie in Slowe¬ 
nien. Das Erfreuliche daran: Sie sind 
in der Regel auch sehr gut erhalten. 
Ein Blick auf die Homepage des Ve¬ 
teranenverbandes (www.zzb-nob.si) 
wiederum zeigt, dass sich die Erinne¬ 
rungskultur in Slowenien nicht nur auf 
steinerne Zeugen beschränkt. Mehrere 
Veranstaltungen pro Woche sind der 
Durchschnitt. Und so entlegen kann 
ein Ort gar nicht sein, dass dort nicht 
eine eindrucksvolle Kundgebung mög¬ 
lich wäre. 

Jeden ersten Samstag im Januar 
wandern Hunderte zur Gedenkstätte 
bei Trije Zebljii am Pohorje-Gebirge. 
Erinnert wird an das Pohorje-Batail- 
lon der Partisanen, welches am 8. Ja¬ 
nuar 1943 bis zur letzten Frau und zum 
letzten Mann im Kampf gegen die fa¬ 
schistische Übermacht gefallen ist. Ein 
Kulturprogramm mit Partisanenlieder 
und Rezitationen, eine Gedenkanspra¬ 
che sowie Kranzniederlegungen durch 
den Staatspräsidenten und der Bürger¬ 
meister der umliegenden Gemeinden 
bilden den würdigen Rahmen für diese 
Veranstaltung. 

Schon eine Woche später findet im 
kleinen Bergdorf Drazgose nördlich 
von Ljubljana eine noch viel größe¬ 
re Gedenkveranstaltung statt: Bis zu 
10 000 Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer aus ganz Slowenien kommen hier¬ 
her um eines besonderen Ereignisses 
aus dem Jahr 1942 zu gedenken. Vom 
9. bis 12. Januar gab es hier das erste 
größere Gefecht zwischen Partisanen 
und deutschen Einheiten. Obwohl den 
200 schlecht bewaffneten Kämpferin¬ 
nen und Kämpfern des Cankar-Batail- 
lons 2 500 deutsche Soldaten und Poli¬ 
zisten gegenüberstanden, konnte man 
aufgrund von Geländevorteilen und 
der Guerillataktik den Deutschen er¬ 
hebliche Verluste zufügen und damit 
auch den Mythos der unbesiegbaren 
Wehrmacht zerstören. Die Nazieinhei¬ 
ten rächten sich blutig und brannten 
das Dorf nieder. 41 Zivilisten wurden 
ermordet. 

Wie sehr die Erinnerung an die 
Tragödie von Drazgose heute noch 
wach ist, zeigt nicht nur der alljährli¬ 
che Massenzustrom allein, sondern vor 
allem auch die Art der Streckenbewäl¬ 
tigung vieler. So zum Beispiel startet 
eine Gruppe von an die 200 Frauen und 
Männern um Mitternacht in Zelezniki, 
um in einem zehnstündigen Marsch 
über die Berge zur Kundgebung nach 
Drazgose zu kommen. Aus allen Rich¬ 
tungen strömen Menschen zu die¬ 
ser antifaschistischen Manifestation, 
wenn auch nicht alle Wege so anstren¬ 
gend sind wie die Nachtwanderungen. 
Natürlich sind Österreicherinnen und 
Österreicher ebenfalls immer willkom¬ 
men. Eine Gruppe aus Kärnten und der 


Steiermark findet jedes Jahr herzliche 
Aufnahme in Trzic, wo man sich der 
dortigen Wandergruppe anschließen 
kann. Mit dem Bürgermeister an der 
Spitze, begleitet von der Feuerwehr 
mit Labestationen, geht es die zirka 20 
Kilometer nach Drazgose. Die Rück¬ 
fahrt mit Bussen organisiert ebenfalls 
die Gemeinde zusammen mit lokalen 
Organisationen. 

Die Liste solcher Kundgebun¬ 
gen ließe sich beliebig fortsetzen. Be¬ 
sonders um den 27. April - dem Tag 
des Aufstandes gegen die Besatzung 
(Staatsfeiertag) - gibt es eine Vielzahl 
von Veranstaltung in allen Landestei¬ 
len Sloweniens. 

Eine antifaschistische Alterna¬ 
tive zum Jakobsweg gefällig? 

Freundinnen und Freunde von Weit¬ 
wanderungen, die jedoch dem Jakobs¬ 
weg großräumig ausweichen möchten, 
finden in Slowenien eine echte Alterna¬ 
tive: Den Pot kurirjev in vezistov (Weg 
der Kuriere und Melder). Erinnert wird 
damit an das ausgeklügelte Nachrich¬ 
tensystem der slowenischen Wider¬ 
standsbewegung gegen die faschisti¬ 
sche Okkupation. Dieser Wanderweg 
führt über 1 000 Kilometer quer durch 
Slowenien, entlang an ehemaligen Ku¬ 
rierwegen zu einer Reihe bedeutender 
Gedenkorte des Widerstands. Natürlich 
können sich Interessierte auch nur ei¬ 
nige Abschnitte auswählen beziehungs¬ 
weise sich einfach einzelne Gedenk¬ 
stätten ansehen. Eine Information fin¬ 
det man unter www.pespoti.si/pkv.php. 
Die Homepage gibt es derzeit leider 
nur auf Slowenisch, jedoch allein der 
Routenplan mit Angabe der Gehzeit 
und beigefügten Fotos sind auch für 
Nicht-Sprachkundige hilfreich. 

Die bedeutendsten antifaschisti¬ 
schen Sehenswürdigkeiten Sloweni¬ 
ens stehen unter Denkmalschutz und 
werden meist durch regionale Museen 


betreut. Auch wenn sie verständlicher¬ 
weise oft nicht in Städten oder unmit¬ 
telbar neben Straßen liegen, so lohnt 
sich ein Fußweg zu ihnen - in der Re¬ 
gel kaum beschwerlich - auf jeden Fall! 
Kaum eine Widerstandsform wird aus¬ 
geklammert: Vom Partisanenkranken¬ 
haus, geheimen Druckereien, Waldbun¬ 
kern, einem Partisanenflugplatz (!), bis 
hin zum im Wald versteckten Sitz der 
politischen Führung reicht die Palet¬ 
te. Unzählig sind auch die Gedenkta¬ 
feln an Häusern, in denen sich wäh¬ 
rend des Krieges Wichtiges ereignete. 
So zum Beispiel gibt es an einem Haus 
in Tribuce einen Hinweis, dass hier am 
24. November 1944 das 1. Österreichi¬ 
sche Freiheitsbataillon gegründet wur¬ 
de. Dieses kämpfte im Verband der Ju¬ 
goslawischen Volksbefreiungsarmee 
gegen die Nazi-Herrschaft. 

Natürlich gibt es auch in Städten 
und Dörfern Museen und Gedenkräu¬ 
me, die sich mit der Geschichte der Ok¬ 
kupation beschäftigen. Stellvertretend 
seien hier nur das Muzej narodne osvo- 
boditve (Museum der Volksbefreiung) 
in Maribor oder der Gedenkraum zur 
Erinnerung an die Vertreibung der slo¬ 
wenischen Bevölkerung in Folge der 
Germanisierungsbestrebungen der 
Nazis im Dorf Bucka bei Krsko. Selbst 
ein Besuch des Postamtes der kleinen 
Stadt Crnomelj kann das Herz einer 
Antifaschistin und eines Antifaschis¬ 
ten wärmen - im Schalterraum befin¬ 
det sich eine Ausstellung zum Nach¬ 
richtenwesen der Partisanen. Worauf 
man allerdings nicht hoffen darf: Dass 
man beim Zahlen der Briefmarken 
eine im Jahr 2011 erschienene Zwei- 
Euro-Münze mit dem Porträt des le¬ 
gendären slowenischen Partisanenge¬ 
nerals Franc Rozman-Stane herausbe¬ 
kommt. Die sind offensichtlich schon 
längst in den Laden der Sammler ver¬ 
schwunden ... 


Die Südtiroler Rockband „Frei.Wild“ 
war in den vergangenen Wochen mit 
ihrem neuen Album „Opposition“ auf 
Arena-Tournee. Kritiker sehen die 
Band im Rechtsrock-Bereich, die Mu¬ 
siker selbst verstehen sich als ehrbare 
Patrioten, heimatverbunden, aber völ¬ 
lig unpolitisch. Angesichts eines Logos, 
das einem SS-Emblem stark ähnelt, 
Unterstützung einer heimattümelnden 
Partei und Texten mit nationalistisch¬ 
völkischer Prägung, gepaart mit einer 
Prise Antisemitismus, stellt sich die Fra¬ 
ge: Wie unpolitisch ist Patriotismus? 

„Die größten, schönsten und re¬ 
nommiertesten Arenen der Republiken 
sprechen der Band erneut ihre Koope¬ 
ration aus“, bewirbt Frei.Wild ihre Tour 
auf ihrer Webseite. Darunter u.a. die 
Münchner Olympiahalle, die 02-World 
in Hamburg oder die König-Pilsener- 
Arena in Oberhausen. Einige Konzer¬ 
te, darunter in Dresden und Hannover, 
waren schon Wochen vor dem Auftritt 
ausverkauft. 

Das klingt nach einer erfolgreichen 
Band. Dieser Eindruck wird verstärkt 
durch die Nominierung in der Kate¬ 
gorie „Rock/Alternative National“ für 
den bedeutendsten deutschen Musik¬ 
preis, den Echo, im Jahr 2013 sowie 
2015. Weil verschiedene Künstlerin¬ 
nen und Künstler gegen ihren Auftritt 
protestiert hatten, wurde die Band 2013 
wieder ausgeladen. Die erneute Einla¬ 
dung wurde von der Band selbst abge¬ 
lehnt, da eine geforderte Entschuldi¬ 
gung für die Ausladung vor zwei Jah¬ 
ren nicht erfolgt sei. 

2013 wurde Hannes Wader für sein 
Lebenswerk mit dem Ehrenpreis aus¬ 
gezeichnet. Den Echo in der besagten 
Kategorie erhielt 2013 übrigens der 
Sänger „Der Graf“ von der Band „Un¬ 
heilig“, dessen Produzent auch das da¬ 
mals aktuelle Album von „Frei.Wild“ 
produziert hatte. Mit von der Schla¬ 
gerpartie waren an jenem Abend auch 
Lena Meyer-Landrut und Peter Fox, die 
ihre Musik vom selben Toningenieur 
wie „Frei.Wild“ mischen lassen. 

Die Band ist in Brixen beheima¬ 
tet, einer Stadt in Südtirol, zum italie¬ 
nischen Staatsgebiet gehörig. Und ge¬ 
nau da liegt die Ursache des Problems: 
die Bandmitglieder sprechen und sin¬ 
gen auf Deutsch, sie fühlen sich quasi 
als zwangsitalienisierte Deutsche. Der 
Begriff „Heimat“ bedeutet für sie er¬ 


klärtermaßen „die Basis des zufriede¬ 
nen Lebens“. Und diese Zufriedenheit 
ist durch die italienische Staatsbürger¬ 
schaft getrübt. 

Leadsänger Philipp Burger gründe¬ 
te 1998 eine Rockband namens „Kai¬ 
serjäger“, die von Experten als Na¬ 
zi-Band eingestuft wird und die eine 
Demo-CD mit einer Auflage von etwa 
50 Exemplaren produzierte. 2001 lös¬ 
te die Band sich auf, weil ein Konzert 
mit einer Massenschlägerei zwischen 
Deutsch und Italienisch sprechenden 
Skins endete. 

Im selben Jahr wurde „Frei.Wild“ 
gegründet. Das Logo der Band, ein 
Hirschgeweih, suggeriert auf den ersten 
Blick eine starke Nähe zu Jägermeister, 
wahrscheinlicher aber ist, dass es in An¬ 
lehnung an das Emblem der 31. SS-Frei- 
willigen-Grenadier-Division entstand. 
Der unterstanden 16 Regimenter, Ab¬ 
teilungen und Kompanien, u.a. das Po¬ 
lizeiregiment Brixen. 

Burger war bis 2008 Mitglied der 
Partei „Die Freiheitlichen“, die einen 
„Freistaat Südtirol“ fordert, Italiener 
als Ausländer betrachtet und rassisti¬ 
sche Stereotypen z.B. von Migration 
aus Sozialneid propagiert. 

Laut dem Hamburger Journalisten 
Andreas Speit besetzen „Frei.Wild“ 
mit ihren Texten klassische Rechts¬ 
rock-Themen, die sie so massentaug¬ 
lich machen. Andere Experten sehen 
die Band als musikalische Einstiegsdro¬ 
ge für White Noise. Abgesehen davon, 
dass die Band in der rechten Szene sehr 
beliebt ist, sind Songs von „Frei.Wild“ 
auf diversen Rechtsrock-Samplern zu 
hören. Vermutlich nicht mit Genehmi¬ 
gung der italienischen Rocker, aber es 
ist auch nicht bekannt, dass sie je da¬ 
gegen geklagt hätten. Außerdem, so 
heißt es in Fachkreisen, würden viele 
„Frei.Wild“-Fans z.B. im Internet auf 
„Kaiserjäger“ stoßen, oder gezielt da¬ 
nach suchen, und das sei sozusagen das 
Einfallstor für White Noise, also Mu¬ 
sik mit Texten, in denen die angebliche 
Überlegenheit der „weißen Rasse“ be¬ 
sungen wird. 

Die Frei.Wild-Musiker produzie¬ 
ren sich als verfolgte Unschuld. Davon 
handelt auch das aktuelle Album. Sie 
fühlen sich als Opfer ihrer Musiker- 
Kolleginnen und Kollegen, der Musik¬ 
branche insgesamt und den damit pak¬ 
tierenden Medien. Birgit Gärtner 


Ernest Kaltenegger 
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Das Logo - inspiriert von Jägermeister oder von der SS? 
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Hellmut Kapfenberger 

... unser Volk wird gewiss siegen. 

30 Jahre Uberlebenskampf Vietnams 
im Rückblick 

414 S., Klappenbroschur, 16,- € 

ISBN 978-3-95514-021-2 

»Weder einst ... noch heute bei der 
Rückschau auf den Kampf Vietnams 
gegen kolonialen Eroberer und im¬ 
perialistischen Aggressor konnte und 
kann ich ... >neutraler Beobachten ... 
sein. ... Ich habe mich stets mit der 
vietnamesischen >Sache gemein< ge¬ 
macht. Die Überzeugung von der Ge¬ 
rechtigkeit des Existenzkampfes Viet¬ 
nams führte mir über all die Jahrzehn¬ 
te die Feder.« 

Hellmut Kapfenberger im Nachwort 


Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 


UNSER VOLK 
WIRD GEWISS SIEGEN 



Die Geschichtsschrei¬ 
bung Vietnams - auch 
dieses dreißigjährigen 
Krieges - ist hierzulan¬ 
de noch immer geprägt 
von der Sicht »west¬ 
licher« Historiker. 

Hellmut Kapfenbergers 
Buch geht tiefer. 
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Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Leerstelle Europa 

DKP-Kreisorganisation Münster 


Eine Schwachstelle im Leitantrag-Ent- 
wurf scheint der Kampf um Demokratie 
als ein Grundbestandteil unserer Strate¬ 
gie zu sein. Er ist im Übrigen bei Lenin 
die Schule der Massen fürs Erfassen der 
Systemalternative. Bisherige Stellung¬ 
nahmen von Klaus Stein vom Bezirks¬ 
vorstand Rheinland-Westfalen und der 
Kreisorganisation Recklinghausen (UZ, 
3.4.15) greifen diese Punkte hervorhe¬ 
bend auf. 

Ebenso findet das Thema Europa 
und der Kampf gegen die reaktionäre 
EU im Entwurf keine gesonderte Be¬ 
achtung. Vermutlich steht diese Leer¬ 
stelle ebenfalls in Verbindung mit un¬ 
terschiedlichen Überlegungen zum 
Parteiprogramm, wie sie in einem Dis¬ 
kussionsbeitrag (UZ, 10.4.15, S. 12) ge¬ 
sehen werden. 

Der Entwurf knüpft damit in keiner 
Weise an den Beschluss „Antworten der 
DKP auf die Krise“ des 20. Parteitags 
2013 an, wo es noch u.a. hieß: „Ganz 
Europa ist den Profit- und Machtinte¬ 
ressen des Kapitals unterworfen, ohne 
dass die widerstreitenden Interessen 
der transnationalen und der nationalen 
Bourgeoisien aufgehoben werden ... 
Die europäische Integration bleibt ein 
Feld ... vor allem aber auch des Klas¬ 
senkampfes (Programm der DKP).‘ 

Der deutsche Imperialismus, das 
heißt das Großkapital und seine politi¬ 


schen Vertreter, nutzt dabei zum Teil im 
engen Bündnis, zum Teil in Konkurrenz 
mit Frankreich, die EU vor allem auch 
zur Durchsetzung eigener Machtinter¬ 
essen.“ 

Während im Entwurf der deutsche 
Imperialismus in seiner Rolle zu Recht 
hervorgehoben wird, fällt die EU-Prob- 
lematik und ihre politisch-organisatori¬ 
schen Anforderungen, die im ersten Teil 
des Zitates angesprochen werden unter 
den Tisch. 

Soll der Leitantrag einmal mehr zu 
den Papieren gehören, die die Euro- 
Strategie als abgehakt sehen? 

Georg Polikeit stellte unlängst fest, 
mit solchen Prognosen äußerst vor¬ 
sichtig und zurückhaltend umzugehen. 
Seine Feststellung zu den EU-Oberen, 
„dass ihre strategische Hauptorientie¬ 
rung unzweideutig darauf abzielt, die 
Währungsunion tatsächlich zu erhalten“, 
hat sich bis heute, wie auch im Umgang 
mit Griechenland gegenwärtig deutlich 
wird, nicht verändert. Wir haben auch 
hier europaweit mit ständigen Änderun¬ 
gen und Zuspitzungen zu rechnen. 

Der ganze Entwurf erweckt stark 
den Eindruck, damit in Bezug auf die 
europäische Ebene entgegen den er¬ 
arbeiteten Positionen des Parteipro¬ 
gramms und insbesondere dem ausführ¬ 
lichen Wahlprogramm zum Europapar¬ 
lament 2014 zu stehen. Es tut sich hier 


ein eklatanter Mangel und ein Rückfall 
hinter die erreichte Position der Partei 
auf. 

Es ist auch richtig, was Georg Poli¬ 
keit bereits 2009 dazu anmerkte, dass 
nämlich erarbeitete Forderungen „nach 
der Wahl nicht einfach zu den Akten ge¬ 
legt und vergessen werden sollten, son¬ 
dern wir aktuelle EU-politische Aussa¬ 
gen und Standpunkte weiterhin daran 
orientieren und jede Art von Bewe¬ 
gungen und Kampfaktionen für ihre 
Durchsetzung unterstützen sollten. Ich 
bin der Meinung, dass diese letztere He¬ 
rangehensweise nicht nur mit der stra¬ 
tegischen Orientierung übereinstimmt, 
die im DKP-Programm festgehalten 
ist, sondern auch den Erfahrungen der 
Arbeiterbewegung insgesamt und der 
marxistischen Erkenntnis über das di¬ 
alektische Verhältnis von Reform und 
Revolution entspricht.“ 

Das bedeutet folglich, wie er fort¬ 
fährt: „Der Kampf gegen weiteren So¬ 
zial- und Demokratieabbau, gegen die 
weitere Militarisierung der EU, für kon¬ 
krete soziale Verbesserungen und de¬ 
mokratische Reformen sowohl inner¬ 
halb der einzelnen Nationalstaaten wie 
auch auf der Ebene der EU insgesamt 
ist gerade heute der Schlüssel für wei¬ 
tergehende Ziele. 

Die Organisierung des Kampfes 
für diese Forderungen und Ziele muss 


in der heute gegebenen politischen Si¬ 
tuation absoluten Vorrang haben. Das 
Ziel dabei ist eine reale Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der Menschen - 
aber zugleich die Formierung von an¬ 
tiimperialistischen und antikapitalisti¬ 
schen Gegenkräften und die Herausbil¬ 
dung gesellschaftlicher Allianzen, die an 
eine über den kapitalistischen Horizont 
hinausweisende Entwicklung in Europa 
heranführen können.“ 

Es geht also bei der Formulierung 
dieses Leitantrags erneut um zwei Fall¬ 
stricke, die bisher immer wieder zu ein¬ 
ander ausschließenden Sichtweisen ge¬ 
führt haben. 

Mit der alleinigen Beschreibung der 
nationalen Ebene in Europa werden 
zum einen die nationale und die EU- 
Ebene alternativ aufgefasst, die sich er¬ 
gänzen könnten. Hier liegt eine unzu¬ 
reichende dialektische Betrachtung des 
Stands der Entwicklung der Produktiv¬ 
kräfte und Produktionsverhältnisse vor 
und in der Konsequenz eine unzurei¬ 
chende politische Praxis. 

Zum anderen taucht die im Partei- 
Streit um die bestimmende Seite die¬ 
ses Zusammenhangs nach wie vorherr¬ 
schende Tendenz auf, einzelne Seiten zu 
verabsolutieren. Auch der Entwurf ent¬ 
geht der Gefahr nicht. 

Gerade deshalb ist es wichtig, den 
aktuellen Stand der strategischen Ori¬ 


entierung des Kapital und ihrer natio¬ 
nalen und EU-Oligarchie zu beurteilen 
und hierbei nicht die politischen Ein¬ 
griffsmöglichkeiten auf der nationalen 
Ebene überzubetonen. Wir dürfen je¬ 
doch zugleich den Kampf im eigenen 
Land im Rahmen der hochgradig ent¬ 
wickelten supranationalen Verflechtung 
nicht zu einer untergeordneten vernach- 
lässigenswerten Größe tendieren sehen. 

Grundlage für die notwendige Er¬ 
gänzung des Leitantrags hinsichtlich der 
EU-Ebene könnten das Wahlprogramm 
zur Europawahlen 2014 und insbeson¬ 
dere der Beschluss „Antwort der DKP 
auf die Krise“ vom 20. Parteitag 2013 
sein. Der aktuelle Entwicklungsstand 
müsste abgeglichen werden, die supra¬ 
nationale Entwicklung kurz dargestellt 
werden. Welche Anforderungen für uns 
nach wie vor gültig sind oder sich ver¬ 
stärken und welche neu hinzukommen 
gehörten ebenso in den Leitantrag for¬ 
muliert. 

Wir plädieren dafür, nicht auf ver¬ 
engende Weise hinter gültige Positio¬ 
nen bzw. den erreichten Stand unserer 
Analyse zurückfallen, zumal sich qua 
Beschluss eines Leitantrags objekti¬ 
ve Macht- und Kräfteverhältnisse, wie 
bislang im Parteiprogramm analysiert, 
nicht aus der Welt schaffen lassen. Ei¬ 
nen entsprechenden Verbesserungsvor¬ 
schlag werden wir einreichen. 


Stellungnahme zum Leitantrag des Parteivorstandes 

DKP Minden 


Themen wie die Gefahren für den Frie¬ 
den, die aggressivere Außenpolitik 
Deutschlands und der EU sind zutref¬ 
fend benannt. Doch der Leitantrag be¬ 
steht in weiten Teilen aus programma¬ 
tischen Aussagen, wobei die Vorstellun¬ 
gen des jetzigen Parteiprogramms über 
unseren Weg zum Sozialismus verwäs¬ 
sert und simplifiziert werden. Diese Pas¬ 
sagen sind entweder überflüssig oder 
sollen das Tor zu einer Revision unse¬ 
rer Programmatik öffnen. 

Der Zusammenhang zwischen revo¬ 
lutionärem und antimonopolistischem 
Bewusstsein bleibt offen. Sind beide 
identisch gemeint, wäre das eine Absa¬ 
ge an Übergangsstufen und eine Verän¬ 
derung unserer Programmatik; es wird 
aber zugleich die Suche nach Übergän¬ 
gen gefordert. Das ist widersprüchlich. 

Der im Papier bedauerte Glaube der 
Arbeiterklasse an die scheinbare Inter¬ 
essenidentität mit dem Monopolkapi¬ 
tal ist zudem eine im besten Falle nur 
oberflächliche Betrachtung ihrer sub¬ 


jektiven Verfasstheit. Wer die Wider¬ 
sprüchlichkeit des Alltagsbewusstseins 
nicht analysiert, ist zur Politikunfähig¬ 
keit verdammt. 

Als Aufgabe wird die Überwindung 
reformistischer Illusionen genannt und 
eine Reihe von Begrifflichkeiten unter 
Verdikt gestellt, einschließlich des Be¬ 
griffs der Transformation. Die Program¬ 
matik der DKP war bisher davon ge¬ 
prägt, sich den notwendigen Bruch mit 
den Eigentumsverhältnissen keinesfalls 
als singuläres Ereignis, sondern als re¬ 
volutionären Prozess vorzustellen. Und 
wenn der Bruch nun zur Strategie er¬ 
klärt wird, ist auch das eine erklärungs¬ 
bedürftige Neuformulierung. 

Die Kritik an reformistischen Illusi¬ 
onen ist notwendig, doch in erster Linie 
sind mit den Menschen, die diese Illusio¬ 
nen haben, gemeinsame Kämpfe zu füh¬ 
ren. Solidarität ist erlebbar zu machen 
und Teilerfolge sind zu würdigen. Hoff¬ 
nung auf Veränderung ist zu wecken. 
Wer Reformen nicht für durchsetzungs¬ 


fähig hält, wird für den Sozialismus erst 
recht nicht zu gewinnen sein; vor dem 
Hintergrund der Niederlage des Sozia¬ 
lismus in Europa schon gar nicht. Hoff¬ 
nung auf Veränderung und Vertrauen 
auf die eigene Kraft bilden den Nähr¬ 
boden für linke politische Überzeugun¬ 
gen. Solange sie nicht reifen, wird nur 
propagandistisches Hineintragen von 
Klassenbewusstsein fruchtlos bleiben. 
Erkenntnis geht aus der Praxis hervor 
(und führt natürlich verändernd auf sie 
zurück). 

Kommunisten müssen die Verbin¬ 
dung zwischen den Themen und Be¬ 
wegungen hersteilen; der gemeinsame 
Gegner, die Konzerne und Banken, 
ist dafür die Grundlage. Die Vertei¬ 
lungsfrage bildet dabei eine wichtige 
Klammer zwischen verschiedenen ge¬ 
sellschaftlichen Problemen. Sie kann 
zugleich an die Eigentumsfrage heran¬ 
führen. Warum fehlt sie im Leitantrag? 
Ebenso muss die Abrüstungsforderung 
ergänzt werden. Auch die Demokratie¬ 


frage fehlt. Sie ist aber unverzichtbarer 
Bestandteil einer antimonopolistischen 
Alternative und als Möglichkeit der Ge¬ 
staltung gesellschaftlicher Entwicklung 
zentrales Element eines künftigen So¬ 
zialismus. 

Breite gesellschaftliche Allianzen 
sind notwendig, denen die Durchset¬ 
zung einer anderen Politik auch zuge¬ 
traut wird. Dafür einzutreten sollte Mar¬ 
kenzeichen von Kommunistinnen sein, 
die eine demokratische Diskussionskul¬ 
tur über gesellschaftliche Analysen und 
Perspektiven befördern. 

Voraussetzung dafür ist allerdings 
eine entsprechende Diskussionskultur 
innerhalb der Partei, die sich den aktuel¬ 
len Fragen und Problemen der Gewerk¬ 
schaften und Bewegungen stellt. Unsere 
Klassiker forderten dazu auf, sich alle 
neuen Erkenntnisse kritisch anzueig¬ 
nen. Leider haben wir darin inzwischen 
große Defizite. Sie nahmen ungeheure 
Ausmaße an, als unter Stalin die Formel 
vom Marxismus-Leninismus eingeführt 


wurde. Das Scheitern des Sozialismus in 
Europa hat darin eine seiner Ursachen. 

Nicht die Propagierung endgültiger 
Antworten, sondern die Debatte über 
Erfahrungen, Lösungen und Auswe¬ 
ge, die Qualifizierung der antimono¬ 
polistischen Alternative und der sozi¬ 
alistischen Perspektive kann die Par¬ 
tei attraktiver machen. Die Definition 
unserer Partei als marxistisch-leninis¬ 
tisch zum jetzigen Zeitpunkt würde die 
künftige Parteidebatte einengen und 
die Umsetzung dieser Aufgaben nicht 
ermöglichen. 

Die von der PV-Mehrheit verfolgte 
Konzeption, die Partei durch von oben 
verordnete Kampagnen voranzubrin¬ 
gen, wird nicht erfolgreich sein, weil sie 
weder der Realität zumindest einer gan¬ 
zen Reihe aktiver Grundorganisationen 
entspricht noch den veränderten Le¬ 
benswirklichkeiten und Lebensansprü¬ 
chen. Gemeinsames Handeln erfordert 
heute eine gut entwickelte innerpartei¬ 
liche Demokratie. 


Zu den Entwürfen zum Leitantrag zum 21. Parteitag 

Von Jörg Miehe 


Was soll und kann ein „Leitantrag“ zu 
einem Parteitag enthalten, bei Geltung 
eines Programms (von 2006), das in¬ 
haltlich völlig gegensätzliche Positio¬ 
nen enthält und hoch umstrittenen ist? 
Doch wohl neue ökonomische Entwick¬ 
lungen in der BRD, der Eurozone, der 
EU und in der Welt, sowie neue außen- 
politisch-militärische Entwicklungen in 
der Welt, soweit sie die BRD, die EU 
und die Nato und die USA berühren. 

Aber am Anfang müsste eine Skizze 
der politischen Lage in der BRD stehen, 
der Schwäche des linken Spektrums in 
der Parteienlandschaft, darin auch der 
DKP, und die mangelnde Resonanz der 
von ihrer Politik(en) in den verschiede¬ 
nen politischen Räumen. 

Rund 90 Prozent der Wähler stimmen 
für deutlich pro-kapitalistische Parteien. 
Rund 10 Prozent haben eine oppositi¬ 
onelle Wahlpraxis - ein verschwindend 
geringer Teil davon neigt zu manifestem 
Antikapitalismus und davon wiederum 
nur ein kleiner Teil zur Bereitschaft, dies 


aktiv bei Kundgebungen und Demons¬ 
trationen zu vertreten. Einige Gewerk¬ 
schaftsführungen unterstützen weiterhin 
die Agendapolitik der SPD-Grünen-Re- 
gierung und ihre Fortsetzung durch die 
Große Koalition. Die Mitgliedschaften 
und besonders jene aus dem „Kern der 
Arbeiterklasse“ sind keineswegs antika¬ 
pitalistischer, eher SPD-höriger. Welche 
Orientierung die Nicht-Wähler haben ist 
weitgehend unklar. Die durch Hartz IV 
und die prekären Arbeitsverhältnisse 
sozial geschädigten und marginalisier- 
ten Schichten orientieren sich nur min¬ 
derheitlich an der PDL und haben nur 
enge Kreise eigenständig organisieren 
können. Die Gewerkschaftsapparate 
machen eine zwiespältige Politik und 
ignorieren diese Schichten weitgehend 
und damit das objektive Bedrohungs¬ 
potential für ihre eigene Kraft und die 
soziale Demokratie. Hingegen pflegen 
die Industriegewerkschaften zusammen 
mit vielen Großbetriebsräten, also der 
organisierte Teil des „Kerns der Arbei¬ 


terklasse“, einen kooperativen Korpora¬ 
tismus mit den Konzernführungen und 
Arbeitgebern beim Betrieb des „Mo¬ 
dells Deutschland“ - der massiven Ex¬ 
portoffensive eines Teils des deutschen 
Kapitals - mit Hilfe von Lohnzurückhal¬ 
tung und einem großen Niedriglohnsek¬ 
tor - Lohndumping. 

Die politökonomische Grundlage 
der jetzigen Verhältnisse wird weiter¬ 
hin von zwei Umständen geprägt: 

★ In der BRD durch die gesetzlich ok¬ 
troyierte Unterminierung des vorheri¬ 
gen NormalarbeitsVerhältnisses mittels 
der Agenda 2010 durch SPD und Grü¬ 
ne, mit Billigung von CDU und FDP, 
bei Unterstützung oder Stillhalten der 
Gewerkschaftsführungen - im Interes¬ 
se der Exportindustrie. 

★ Weltweit durch die massive Krise der 
Industrieproduktion im Gefolge der 
zunächst in den USA platzenden Bla¬ 
se nicht nur des US-Finanzkapitals von 
2007 ff. Weder ist die industrielle Krise 
in der BRD und der EU beendet, son¬ 


dern wird in den Euro-Peripherielän¬ 
dern gerade auch von der BRD-Füh- 
rung in eine Katastrophe dirigiert, noch 
haben die Banken durch die staatlichen 
„Rettungen“ genügend eigenständige 
Stabilität und sind die Staaten mit ihren 
enormen Verschuldungen durch ernst¬ 
hafte Regulierungen des Finanzkapitals 
gegen eine erneute Krise gewappnet. 

Andererseits gibt es in der Bevölke¬ 
rung fast mehrheitlich eine tiefe Skep¬ 
sis über den „unsozialen“ Zustand der 
Gesellschaft und die Gangart des welt¬ 
weiten (Finanz-)Kapitalismus - trotz 
der Medien. 

Für diese gegensätzlichen Erschei¬ 
nungen müsste die innere Verbindung 
gesucht werden, um die Schwäche der 
Linken und der DKP zu erklären und 
Wege aus der Bewusstseins- und Akti¬ 
vitätsblockade der sozial Gebeutelten 
zu finden. 

Stattdessen finden wir in den beiden 
Papieren jeweils schlechte und gekürzte 
Fassungen der gegensätzlichen Positio¬ 


nen des Programms - einerseits der dog¬ 
matischen Beschwörung vergangener 
Epochen und andererseits modischen 
Antikapitalismus der „Bewegungen“ - 
und keinerlei Auflösung nach vorn. 

Der Parteitag sollte beide Papie¬ 
re mit Nichtbefassung bescheiden. Die 
Nicht-„Ver-Strömten“ sind aufgerufen 
sich zu Wort zu melden! Ihnen bliebe 
die schwierige Aufgabe, die weitgehend 
ähnliche Praxis der Gruppen auch pu¬ 
blizistisch zu unterstützen, auch kohä¬ 
rente und verständige Reformkataloge 
für jeweilige Wahlen zu entwickeln, die 
theoretische Auseinandersetzung über 
die kontroversen Fragen für die heutige 
Situation in der BRD und den Stand der 
Formation in der Welt im Rahmen des 
historischen Materialismus in produkti¬ 
ve Bahnen zu lenken und die Schulun¬ 
gen zur Einführung in den historischen 
Materialismus und die Kritik der poli¬ 
tischen Ökonomie für alle Mitglieder 
auf ihrem jeweiligen Kenntnisstand zu 
intensivieren. 
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Berlin: Hier fand die Hauptaktion des DGB statt. Nach einer Demonstration durch die Innenstadt zum Brandenburger Tor sprach auf der Abschlusskundgebung unter anderem der DGB-Vorsitzende Reiner 
Hoffmann (7. von links) 


1. Mai: Über 400 000 auf der Straße 



Roter 1 

i Aufstehen 


Kämpfen 


für 

prüden 

internationale Solidarität 
gölte I* Gerechtigkeit 

e Uie nachhaltige Klima p^j 


gegen 

KriegspQlilik 
neuen Faschismus 
Soziafraub 
Naturzerstörunci 


Foto: Tom Brenn 


Siegen: An der Demonstration zum Roten i. Mai in Siegen nahmen 800 Teilneh¬ 
mer teil. Rund 2 000 Menschen waren bei der Kundgebung mit Sevim Dagdelen, 
Jörg Kronauer und der Gruppe HopStopBanda aus Köln. 



Berlin: SDAJ und DKP, gemeinsam mit befreundeten Organisationen sowie Genossinnen und Genossen der KKE, der KP 
Chiles, türkischen Kommunistinnen und Kommunisten u.a.im Demonstrationszug 



In Neustadt in Holstein fand am Cap-Arcona-Ehrenmal die Gedenkveranstaltung für die 7 000 getöteten KZ-Häftlinge statt. 


Erinnerung an KZ-Opfer in der 

A m Sonntag, 3. Mai, fand eine internationale Gedenk¬ 
veranstaltung in Neustadt in Holstein statt. Über 
1000 Menschen gedachten dabei der Schiffskatastro¬ 
phe am 3. Mai 1945 in der Neustädter Bucht. Dabei waren 
etwa 7 000 Häftlinge des Konzentrationslagers Neuengamme 
ums Leben gekommen. 

Christine Eckel von der Amicale Internationale KZ Neu¬ 
engamme (AIN) erinnerte an die Geschehnisse in den letzten 
Kriegstagen. „Von den über 100 000 Häftlingen des KZ Neu¬ 
engamme und seiner Außenlager hat die Hälfte die Depor¬ 
tation nicht überlebt“, berichtete sie. „Sie starben an Krank¬ 
heit, Gewalt, Hunger, auf den Todesmärschen in den letzten 
Wochen des Krieges - oder hier in der Neustädter Bucht bei 
der Bombardierung der Häftlingsschiffe ,Cap Arcona 4 ,,Athen 4 
und ,Thielbek 4 . So kurz vor Kriegsende kamen hier vor 70 Jah¬ 
ren annähernd 7 000 Menschen zu Tode: sie verbrannten, sie 
ertranken, oder sie wurden beim Versuch sich zu retten, im 
Wasser oder an Land erschossen. Es überlebten nicht einmal 
450 Menschen.“ 

Zwar waren es britische Bomber, die die Schiffe angriffen. 
Doch die Piloten gingen davon aus, dass deutsche Truppen an 


Neustädter Bucht 

Bord waren. Das war die besondere Tragik, die sich um die 
von deutscher Seite vorbereitete hinterhältige Falle rankt. 
Eine Rettung war kaum möglich, da die Häftlinge unter 
Deck von der SS eingeschlossen waren. 

Mit Jewginij Malychin konnte einer der wenigen Über¬ 
lebenden an der Gedenkveranstaltung teilnehmen. Der 
90-Jährige war 1942 aus der Ukraine nach Deutschland ver¬ 
schleppt worden. Als 17-Jähriger musste er zunächst in den 
Borgward-Werken in Bremen Zwangsarbeit leisten. Wenige 
Monate später kam er in das KZ Neuengamme. 

Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein, 
Torsten Albig, betonte in seiner Rede, dass es in Deutsch¬ 
land viele Stimmen gebe, „die nach einem Schlussstrich ru¬ 
fen“. Albig: „Sie wollen Geschichte Geschichte sein lassen. 
Zumindest die NS-Geschichte.“ Die Cap-Arcona-Katastro- 
phe stehe jedoch sinnbildlich dafür, „wie ein ganzes Land 
in die Barbarei abrutschen kann“. Das Cap-Arcona-Ehren¬ 
mal in Neustadt in Holstein werde gebraucht als Ort des 
Erinnerns, „zur Erinnerung an die Unmenschlichkeit des 
NS-Regimes“. 

Paul Sielaff 



Mai-Demo in Köln mit über 8 000 Teilnehmern und starker DKP-Beteiligung 



WENN DEINE HAND ES WILL, 
STEHN ALLE RÄDER STILL! 


KOMMUNISTISCHE PAtfTÖ 
GRIECHENLANDS 


rrririOi 




Der 1. Mai hatte in Düsseldorf eine stark internationale Orientierung, die durch 
den Auftritt vieler Jugendlicher engagiert geprägt wurde. Unter einem roten 
Fahnenmeer marschierten Genossinnen und Genossen von KKE und KNE, aus 
der DKP und der SDAJ, aus den Niederlanden und aus derTürkei. 
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Genossin 

Margot Schlosser 

geb. Decker 
lebt nicht mehr. 

Geboren am 28. 8.1926, gestorben am 26. 4. 2015 

Ein inhaltsreiches Leben, geprägt von gesellschaftspoli¬ 
tischem Engagement und Sich-Einbringen in der Familie, 
mit viel Lebensfreude ist zu Ende. 

Margot wurde als jüngstes von zehn Kindern in einer 
Bergarbeiterfamilie geboren. Als Kind erlebte sie Akti¬ 
onen der älteren Geschwister in der antifaschistischen 
Einheitsfront. Der Faschismus zwang Familienangehörige 
in die Emigration, ermordete einen Schwager im Zucht¬ 
haus, tötete zwei Brüder im Krieg, ein Schwager kam als 
Inter-brigadist in Spanien im antifaschistischen Krieg ums 
Leben. Das hat sie für ihr Leben geprägt. Nach der Befrei¬ 
ung wurde Margot Mitglied der „Freien Demokratischen 
Jugend" (FDJ) und einige Jahre später der KP. Über Jahr¬ 
zehnte war sie Mitglied des Ortsgruppenvorstandes und 
Unterkassiererin, eine der beständigsten UZ-Freiverkäu- 
ferinnen. Unermüdlich engagierte sie sich gegen Neofa¬ 
schismus, für Frieden und Abrüstung, gegen den US-Krieg 
in Vietnam, für den Krefelder Appell. Bis sie gesundheit¬ 
lich nicht mehr teilnehmen konnte, machte sie mit bei 
Aktionen gegen Krieg und Militarismus, für sozialen Fort¬ 
schritt und Sozialismus, solidarisch mit der DDR und der 
Sowjetunion. Und ebenso wichtig war ihr die Solidarität 
mit Kuba, auch die materielle. 

Ihre Genossinnen und Genossen haben sie erlebt als hilfs¬ 
bereite und freundliche Mitstreiterin. 

Unsere Anteilnahme gilt Karin und Rainer, den Enkel- und 
Urenkelkindern und allen, die sie vermissen. 

Die Trauerfeier ist am Montag, 18. Mai 14.30 Uhr in der 
Trauerhalle, Friedhof Neunkirchen-Wiebelskirchen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Neunkirchen 
Parteigruppe Wiebelskirchen 


Unser Freund, Genosse und Weggefährte 

Horst Rupp 

starb am 1. Mai 2015 

Wir wünschen seiner Frau Inge und seinen Töchtern 
viel Kraft in diesen Tagen und trauern mit ihnen, 


Rainer 

Edith 

Eva 

Stefan 

Astrid 

Roland 

Randolph 

Iwan 

Lucas 

Rosi 

Doris 

Christian 

Heinz 

Micha 

Ruth 

Erich 


Seid vor allem immer fähig, jede Ungerechtigkeit gegen jeden 
Menschen an jedem Ort der Welt im Innersten zu fühlen. 

Das ist die schönste Eigenschaft eines Revolutionärs. 

Che Guevara 

Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Horst Rupp 

Horst war viele Jahre Mitglied im DKP Bezirksvorstand 
Nordbayern, Kreisvorsitzender der DKP Oberfranken und 
war vor allem die tragende Säule der Ortsgruppe Bamberg. 

In seinem Wohngebiet und in der Stadt Bamberg kannte 
ihn jeder als engagierten Kommunisten. Sein Interesse galt 
vor allem der Kommunalpolitik, und als Vertreter der DKP 
arbeitete er aktiv in vielen Bündnissen. 

Sein politisches „Lieblingskind“, wie er es selbst bezeich- 
nete, war das „Rote Echo Oberfranken“. Als Chefredakteur 
unserer Kleinzeitung des Kreises Oberfranken hat er viele 
kommunalpolitische Themen aufgegriffen und in seinen 
Artikeln Alternativen gemäß unserer Politik aufgezeigt. 

Kommunist zu sein bedeutete für ihn immer, das politische 
Geschehen mitzugestalten und sich mit allen Kräften gegen 
soziale Missstände, Krieg und Faschismus einzusetzen. 

Trotz seiner schweren Erkrankung kandidierte er bei den 
letzten Kommunalwahlen noch auf der Liste der Bamberger 
Linken. Eine sehr wichtige Rolle spielte er vor allem in der 
Initative „Bahnsinn“ gegen den ICE-Ausbau in Bamberg. 

Er hat die Politik unserer Partei in Bamberg und darüber 
hinaus wesentlich mitgeprägt. 

Wir verlieren mit ihm einen Freund und liebenswerten, 
klugen, politisch weitsichtig handelnden Genossen. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und seinen Töchtern. 

Bezirksvorstand Nordbayern 
Kreisvorstand Oberfranken 
Ortsgruppe Bamberg 


8. Mai 1945 - 70 Jahre Befreiung 

Einladung 

zur Zeitzeugenveranstaltung 
Erinnern um zu handeln! 

am Dienstag, den 12. Mai 2015 
Die Pumpe-Galerie, 24103 Kiel, Flaßstraße 22 

Wir wollen erinnern an den antifaschistischen 
Widerstand, um gemeinsam gegen alte und neue 
Faschisten zu kämpfen: 

Denn Faschismus ist keine Meinung, sondern ein 
Verbrechen! 

Einlader: DKP Kiel, SDAJ Kiel und WN-BdA Kiel 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 16./17. Mai 2015 
Einführung 

Marxistische Philosophie 

Referentin: Nina Hager 

Dieser zweite Teil unserer Beschäftigung mit Marxisti¬ 
scher Philosophie führt das Seminar aus dem März 2014 
weiter. Es ist aber auch für Genossinnen und Genossen 
offen, die im März nicht dabei waren. 

Ausgehend von der Grundfrage der Philosophie, die noch 
einmal eingangs diskutiert wird (Wiederholung und Neu¬ 
es: Materie-Bewusstsein, Materie-Materiestruktur. Sub- 
jekt-Objekt-Dialektik), geht es in diesem Seminar vor al¬ 
lem um den Erkenntnisprozess, Wege und Methoden der 
Erkenntnis, Wahrheit und Wert(ung). 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. 


Am 8. Mai 2015 wird unser Genosse 

Hans Dunkhase 

80 Jahre alt. 

Lieber Hans, 

wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem runden Ge¬ 
burtstag und wünschen Dir Gesundheit 
und Wohlergehen! 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP-Gruppe 
Berlin-Neukölln. 


Halbzeit! 

Am 13. Mai wird 

TRINI DIE ROTE 

50 

Gaaanz herzlich gratulieren Deine HH-Westler*innen 


Herzlichen Dank für die vielen guten Wünsche, die ich 
zu meinem achtzigsten Geburtstag von Genossinnen 
und Genossen, von Freundinnen und Freunden aus der 
Friedensbewegung erhalten habe. Bei der Geburtstags¬ 
feier wurden 600 Euro für die Kuba-Solidarität der DKP 
gespendet. Sie wurden bereits auf das Solidaritätskonto 
überwiesen. 

Annegret Gerns 



80 Jahre 


Ä 

und kein bisschen leise 



Unserem Freund 



und Companero 



Hartmut Meinert 

kämpferische Grüße zum Wiegenfest am 7. Mai! 

Wir wünschen Dir Gesundheit und Kraft 
und uns noch viele weitere 
gemeinsame Cuba-Solidaritätsaktionen. 

Deine Companeras und Companeros der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.v., 
Regionalgruppe Essen 


„Ich bin kein Herr - Vergesst es nie, wie es begann" 

Ernst Busch im Dokumentarfilm. Zu Gast: Karl Siebig, Regisseur 

1976/77 ICH BIN KEIN HERR - Ernst Busch in Kiel 1900-1924 (Kamera, Regie: Kurt Siebig. Produktion: DFFB) 

1978 VERGESST ES NIE, WIE ES BEGANN (Co-Regie, Co-Kamera (gemeinsam mit Fl. Breitel, J. Feindt, K. Volkenborn), Produktion: DFFB/ZDF) 


Dienstag, 12. Mai 2015,19:30 Uhr, Kino BABYLON, Rosa-Luxemburg-Straße 30,10178 Berlin . 

Gemeinsame Veranstaltung mit der Ernst Busch Gesellschaft. 


Lieber Günther, 

an einem schöneren Tag kann man seinen Geburtstag 
nicht feiern! Der 8.Mai ist für uns immer ein doppelter 
Feiertag. 

Wir wollen nicht groß lobhudeln, aber die Liste Deiner viel¬ 
seitigen Aktivitäten ist immer noch lang: ln der VVN, der 
DKP, im Sportverein, als aktiver Journalist, in der MASCH 
und nicht zuletzt zusammen mit Marianne als Mittelpunkt 
der Familie Wilke. 

Unser Wunsch ist es, Dich weiterhin mittendrin zu wissen! 

Alles Gute und möglichst viel Gesundheit 
zum 85. Geburtstag! 

Marianne und alle Kinder, Enkel und Urenkel 


Am 8. Mai, dem Tag der Befreiung, 
wird unser Genosse 

Günther Wilke 

85 Jahre alt! 

Wir gratulieren Dir herzlich, wünschen Dir alles erdenklich 
Gute und erlebnisreiche Jahre mit Deiner Marianne und 
im Kreise Deiner 4-Generationen-Familie. 

Du gehörst zu denen, die ihr Leben lang gekämpft und 
dabei Spuren hinterlassen haben. Unmittelbar nach der 
Befeiung von Faschismus und Krieg hast Du aktiv in die 
politischen Auseiandersetzungen gegen Remilitarisierung 
und faschistische Restaurationsversuche eingegriffen. 

Du wurdest Mitglied der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands. ln Zeiten großer Erfolge, aber auch tiefer Niederla¬ 
gen wirkst Du gemeinsam mit Deiner Marianne für eine 
sozialistische Zukunft. Unvergessen sind Deine journalis¬ 
tischen Arbeiten, die öffentlichkeits-, die Bildungs- und 
Schulungsarbeit und vor allem Deine Bündnisarbeit. Da¬ 
bei stehen für Dich das gemeinsame Handeln - die Bün¬ 
delung der fortschrittlichen Kräfte - im Vordergrund. Das 
hat unserer Partei hohes Ansehen in den unterschiedli¬ 
chen Bewegungen und Aktionen gebracht. Heute sprecht 
Ihr mit Eurer Zeitzeugenarbeit viele Menschen an, damit 
die Geschichte und die Lehren daraus nicht in Vergessen¬ 
heit geraten. 

ln Deiner Heimatstadt Wedel hast Du Dir mit Deiner an¬ 
tifaschistischen Arbeit, Deinem langjährigem Wirken in 
Kommune und Sportverein hohe Anerkennung erworben. 
Du bist Vorbild für Jüngere, Deine Beiträge bereichern 
jede Mitgiederversammlung. 

All das, was Du für unsere gemeinsame Sache geleistet 
hast, wäre natürlich ohne Deine Marianne nicht möglich 
gewesen. Für unsere DKP bist Du und Marianne Sympa¬ 
thieträger. 

An Deinem Ehrentag möchten wir Dir herzlich Danksa¬ 
gen. Wir wünschen uns, dass wir noch lange aus Deinen 
Erfahrungen und Deinem Wissen schöpfen können. 

Die DKP in Schleswig-Holstein hat Euch viel zu verdanken. 
Wir gratulieren noch einmal in Dankbarkeit und solidari¬ 
scher Verbundenheit. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
DKP Kreisvorstand Pinneberg 
Deine wedeier Genossinnen und Genossen 


Hartmut Meinert 

wird heute, am 7. Mai 2015, 

80 Jahre! 

Lieber Hartmut! Seit 1976 engagierst Du Dich konsequent 
für das sozialistische Kuba, das Du durch viele Reisen 
dorthin selbst gut kennen gelernt hast. 

Als Mitglied des Bundesvorstands (seit 1994) warst Du 
nicht immer „bequem", denn Du nimmst kein Blatt vor 
den Mund. Durch Deine klare Haltung hast Du zur posi¬ 
tiven Entwicklung der Freundschaftsgesellschaft BRD - 
Kuba oft viel beigetragen. 

Auch Deine Arbeit für die Bundesgeschäftsstelle, die Du 
nun nach fast 20 Jahren beendest, war sehr wertvoll, bei 
manchen Personalausfällen sogar „überlebenswichtig". 
Trotz Deines Ausscheidens aus dem Bundesvorstand und 
der Geschäftsstelle wirst Du entsprechend Deiner Mög¬ 
lichkeiten weiterhin aktiv für das sozialistische Kuba sein; 
davon sind wir überzeugt. 

Danke, Companero! 

Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba e.v. 
Bundesvorstand 
Bundesgeschäftsstelle 

Günter Pohl, Gunnar Siebecke, Marianne Schwei¬ 
nesbein, Marion Leonhardt, Michael Quander, Peter 
Knappe, Petra wegener, Roland Armbruster, Werner 
Ströhlein (Bundesvorstand) und Jeannette Stuck¬ 
mann (Geschäftsstelle). 
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UZ und Partei / Termine / Impressum 


UZ in Aktion - UZ stärken... 

... durch eine intensive Einbindung in die Parteiarbeit 
... durch mehr Abos & Freiverkauf & Anzeigen 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir wenden uns mit der Bitte an Euch, 
die UZ wieder stärker in Eure politi¬ 
sche Arbeit einzubeziehen. Die UZ 
braucht unsere Unterstützung - kann 
andererseits die Parteiarbeit in vielerlei 
Hinsicht bereichern. 

Abonnement-Entwicklung 

2014 konnten wir erstmals seit 
Jahren ein (hauchdünnes) Abo- 
Plus erzielen. Das ist ein erster, 
kleiner Erfolg, leider noch kei¬ 
ne Trendwende. Die Altersstruk¬ 
tur der DKP wirkt sich natürlich 
auch in diesem Bereich aus. Wir 
müssen gegensteuern und jüngere 
Leserinnen für die UZ gewinnen. 

Die UZ-Abo-Entwicklung (auch 
als Parameter des politischen Ein¬ 
flusses unserer Partei) ist weiter¬ 
hin von zentraler Bedeutung und 
verlangt hohe Anstrengungen. 
Haben alle Genossinnen eurer 
Grundeinheit ein UZ-Abo? Ver¬ 
mutlich nicht. Daher, überzeugt 
bitte jede Genossin und jeden 
Genossen, dass die UZ wertvolle 
Informationen für die politische 
Arbeit liefert. Die Preisstaffelung 
(Soli-/Normal-/Förderabo nach 
Selbsteinschätzung) erleichtert es, 
die UZ zu abonnieren. Gerne sen¬ 
den wir die UZ erst einmal 4 Wo¬ 
chen kostenlos zum Kennenler¬ 
nen: http://www.dkp-online.de/ 
druck/uzi 3 -n.pdf 

Patenschaft für ein UZ-Abo 

Trotz der gestaffelten Abo-Preise errei¬ 
chen uns vermehrt Abo-Kündigungen, 
von vielfach langjährigen, mit Partei 
und UZ eng verbundenen Leserinnen, 
die wegen Krankheit, geringer Rente 
oder Hartz-IV auf den UZ-Bezug ver¬ 
zichten müssen. Solche Kündigungen 
aus finanziellen Gründen können wir 
gut nachvollziehen, doch dürfen wir 
diese Genossinnen und Freunde nicht 
mit ihren finanziellen Problemen allei¬ 
ne lassen. Daher rufen wir alle Grup¬ 
pen und Kreise auf, eine Patenschaft 
für ein UZ-Abo zu übernehmen! Je 
nach Euren finanziellen Möglichkei¬ 
ten bitten wir um Beträge zwischen 
60 und 120 Euro pro Jahr. Aktuell wer¬ 
den rund 100 Patenschaften benötigt, 
damit niemand aus Geldnöten auf die 
UZ verzichten muss. Infos über Paten¬ 
schaften unter verlag@unsere-zeit.de 

Anzeigen in der UZ 

Viele Bezirke, Kreise und Gruppen 
schalten regelmäßig Anzeigen in der 
UZ, kündigen Veranstaltungen und 
Feste an oder ehren Jubilare. Die Sei¬ 


te 14 wird intensiv gelesen, Anzeigen 
sind wirkungsvoll und stärken gleich¬ 
zeitig die Finanzkraft der UZ. Manche 
DKP-Gliederungen fehlen noch, ob¬ 
wohl eine Anzeige nicht viel kostet und 
wir beim Layout gerne helfen. Einfach 
den Text nach Essen senden und wir 
gestalten die Anzeige ohne zusätzliche 
Kosten nach Euren Wünschen. Klein¬ 


anzeigen gibt es bereits ab 20 Euro. 
Eine auffälligere Anzeige (2-spaltig, 
6-8 cm Höhe) kostet 60-80 Euro. Wir 
beraten gerne: Telefon: 0201177 889 23 , 
info@unsere-zeit.de 

UZ-Shop 

Der neue UZ-Shop ist eine kleine Er¬ 
folgsstory. Kurz vor dem letzten Pres¬ 
sefest ins Leben gerufen, haben wir mit 
unserem Angebot ins Schwarze (besser: 
ins Rote) getroffen. Auf vielen Demos 
und Veranstaltungen sind inzwischen 
die DKP-Shirts, -Schals oder -Mützen 
zu sehen. Und der Kaffee aus den Auf¬ 
standsgebieten im Chiapas schmeckt 
aus der Tasse zum 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung vom Faschismus noch einmal so 
gut. Wir zünden mit dem Shop jetzt die 
nächste Stufe: Das gesamte DKP-Ma- 
terial (Fahnen, Broschüren, Abzeichen 
usw.) wird in Zukunft aus einer Hand 
heraus über den UZ-Shop angeboten 
und auch über den neuen Online-Shop 
vertrieben. 

UZ-Online 

Nicht nur jüngere Leserinnen erwarten 


von einer politischen Wochenzeitung 
auch ein ernstzunehmendes Online- 
Angebot. Das Fundament ist gelegt, so- 
dass auch die UZ in Kürze mit einem 
völlig überarbeiteten Angebot online 
gehen wird. 

UZ in Aktion 

In den letzten beiden Jahren ist die 
Zahl der auf Demos und an Info- 
Ständen verteilten UZ-Exempla- 
re deutlich angestiegen. Auch we¬ 
gen der äußerst günstigen Preise, 
haben zahlreiche DKP-Gliede¬ 
rungen die UZ als wirkungsvolles 
Agitationsmaterial (wieder) ent¬ 
deckt. Viele Genossinnen haben 
erstmals oder nach langer Pause 
wieder Menschen mit der UZ in 
der Hand angesprochen - und ha¬ 
ben dabei oft die Erfahrung ma¬ 
chen können, dass es ein ernst¬ 
haftes Interesse an unseren Po¬ 
sitionen gibt. Zufrieden sind wir 
mit den Vertriebszahlen trotzdem 
noch nicht. Zu oft verpassen wir 
Chancen, politisch aktiven Men¬ 
schen, Kolleginnen oder Nach¬ 
barn die UZ als Alternative zum 
Mainstreamallerlei vorzustellen. 
In Zukunft: Keine Demo oder 
Aktion ohne UZ! Preise und wei¬ 
tere Infos untervertrieb@unsere- 
zeit.de 

Berichte für die UZ 

Die UZ möchte lebendig über po¬ 
litische Aktionen vor Ort berich¬ 
ten. Helft uns dabei! Schickt Berichte, 
Leserbriefe, Fotos und Beiträge, in de¬ 
nen direkt und in aller Widersprüch¬ 
lichkeit über die inhaltliche Debatte in 
der Partei, über positive und kritische 
Erfahrungen bei der Organisation von 
Aktionen sowie in der Bündnisarbeit 
berichtet wird. Teilt uns Eure Termine 
mit, wir veröffentlichen sie in der UZ: 
termine@unsere-zeit.de 

Informiert uns bitte über Diskussi¬ 
onen und Beschlüsse in euren Grund¬ 
organisationen und Gremien zur UZ- 
Arbeit! 

Gerne kommen Genossinnen von 
Redaktion oder Verlag zu Eurer MV 
oder den Vorstandsberatungen und dis¬ 
kutieren mit euch gemeinsam über die 
Arbeit mit der UZ. Wir freuen uns auf 
Eure Einladung! 

Mit kommunistischen Grüßen 
Nina Hager ; Chefredakteurin der UZ 
Patrik Köbele Vorsitzender der DKP 
Wera Richter, stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP 

Wird fortgesetzt! 


^- izzzzz. -- m 
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Eine Klasse - eine Gewerkschaft 



Kanzleramt im Zwielicht 




termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 8 . MAI 


Göttingen: Gedenkveranstaltung der VVN- 
BdA zum 8. Mai 1945 anlässlich der Be¬ 
freiung vom deutschen Faschismus. NS- 
Zwangsarbeiter-Mahnmal, Ausgang Bahnhof 
Westseite, 18.00 Uhr. 

Cottbus: Aktionen zum Tag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus. Fotoausstellung, 
Oberkirchplatz, 15.00 Uhr. Demonstration 
und Kranzniederlegung, 17.00 Uhr. Party: 
„Wer nicht feiert hat verloren.“ Scandale, 
22.00 Uhr._ 

Schweinfurt: „Nie wieder Faschismus - nie 
wieder Krieg!“ Gruppenabend der DKP mit 
Gästen vom RotFuchs Suhl. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Köln: Kundgebung der DKP-Gruppe Porz/Poll 
am Ehrenmal der Sowjetsoldaten. Friedhof 
Köln-Porz, Alfred-Nobel-Straße, 17.00 Uhr. 

Elmshorn: 70 Jahre Selbstbefreiung. 16.00 
Uhr Kranzniederlegung am Gedenkstein vor 
dem Rathaus. Anschließend antifaschisti¬ 
scher Stadtrundgang. 18.00 Uhr Eröffnung 
der VVN-BdA-Ausstellung zum Thema: Neo¬ 
faschismus in Deutschland. 19.30 Uhr Po¬ 
diumsdiskussion mit Vertretern der DKP, 
SPD, Partei Die Linke, verdi. in der Volks¬ 
hochschule. 

München: „70 Jahre Befreiung vom deut¬ 
schen Faschismus - Der Kampf geht wei¬ 
ter“ , Veranstaltung des Betriebsaktivs der 
DKP München, der SDAJ München, der 
KKE und der DIDF; es spricht Hans-Peter 
Brenner, stellvertretender Parteivorsitzen¬ 
der, EineWeltHaus München, großer Saal, 
Schwanthalerstr. 80; 19.00 Uhr 

Wetzlar: Keine Faschisten in der Ukraine? - 
Eine Veranstaltung zum 8. Mai - Tag der 
Befreiung. SDAJ- und DKP-Veranstaltung, 
Tafelladen der Evangelischen Kirche, Bahn- 
hofsstr. 7,20.00 Uhr 


SA ★ 9. MAI 


Düsseldorf: Gedenken der DKP mit Gästen 
derNCPN am Niederländischen Ehrenfried¬ 
hof auf dem Stoffeier Friedhof, Treffpunkt: 
Eingang Bittweg 60,15.00 Uhr. 

Düsseldorf: Gedenken für die sowjetischen 
Kriegsgefangenen und Zwangsarbeiter an¬ 
lässlich der Befreiung vom Faschismus. So¬ 
wjetischer Ehrenfriedhof, Blanckertzstraße, 
17.00 Uhr._ 

Bremen: Gedenkkundgebung der „Initiative 
Nordbremer Bürger gegen den Krieg“ am 
Tag des Sieges über den Faschismus mit 
Gerd Meyer, Internationale Friedensschule 
Bremen. Gedenkstätte Bahrsplate; Bremen- 
Blumenthal, 11.00 Uhr. 

Hof (Saale): „70 Jahre Befreiung vom Fa¬ 
schismus!“ VVN-BdA Hof-Wunsiedel und 
DKP Oberfranken gedenken derer, die für 
unsere Befreiung gekämpft haben. Treff¬ 
punkt Hofer Friedhof, unterer Eingang, 
14.00 Uhr. 


SO ★ 10. MAI 


Ulm: „8. Mai 1945 - 70 Jahre Befreiung 
vom deutschen Faschismus.“ Gedenkver¬ 


anstaltung der DKP-Kreisorganisation Ulm/ 
Alb-Donau. Gewerkschaftshaus Ulm, Wein- 
hof 23,11.00 Uhr._ 

Göttingen: „Wölfe mitten im Mai“, Lie¬ 
derabend gegen den Rechtsruck in Europa 
mit Kai Degenhardt. Veranstalter: WN-BdA, 
ver.di, Jüdische Kultusgemeinde, Jüdisches 
Lehrhaus, Bistro Löwenstein, Rosa Luxem¬ 
burg Stiftung. Bistro Löwenstein, Rote Stra¬ 
ße 26. Eintritt 6,00 Euro. 

Heidenheim: WN-Kundgebung vor dem 
Gedenkstein beim Rathaus mit Lothar Let¬ 
sche, 10.30 Uhr. 14 Uhr, DKP-Veranstaltung. 
Buch-Lesung mit Lothar Letsche: „Kommu¬ 
nistischerwiderstand in Nazideutschland“ 


Ml ★ 13. MAI 


München: Gruppenabend des Betriebs¬ 
aktivs der DKP München, „G7 in Schloss 
Elmau - Protest und Widerstand - vom 
Alternativgipfel bis zum Sternmarsch in 
München und Garmisch Partenkirchen“; 
KOMM-Treff, Holzapfelstr.3,19.00 Uhr. 


SA ★16. MAI 


München: 23. isw-forum „Der Aufstieg des 
Südens - Umbruch in der globalen Macht¬ 
verteilung? Mit Conrad Schuhler, Jörg 
Goldberg, Anna Ochkina (Moskau) Valter 
Pomar (Sao Paulo), Walter Baier (Wien), Ge¬ 
werkschaftshaus, Schwanthalerstraße 64 
(U4+U5 Theresienwiese), 10.00 bis 17.00 
Uhr 


Ml ★ 20. MAI 


Röthenbach/Peg.: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land, Thema: Be¬ 
richt von der Bezirksdelegiertenkonferenz, 
„Floraheim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr 


DO ★ 21. MAI 


Düsseldorf: DKP-KMV mit dem Schwer¬ 
punktthema „Ukraine“. Bürgerhaus Bilk, 
Raum 101,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen 
in der UZ 
helfen 
der UZ 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 



Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,- € / Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Für zentrale Arbeit: 
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Für internationale Solidarität: 
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IBAN: DE93 3701 00500253525502, BIC: PBNKDEFF 
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Aufklärung im Swimmingpool 

Satirischer Rückblick auf den April 2015 


Tausende Tote bei Bombardierungen 
im Jemen durch die saudische Luftwaf¬ 
fe. Hört man da einen Protest unserer 
Regierung wegen Verletzung des Völ¬ 
kerrechts? I wo! 

Die Angriffe der saudi-arabischen 
Luftwaffe auf den Jemen sind nach An¬ 
sicht der Bundesregierung nicht völker¬ 
rechtswidrig, sondern legitim. Es habe 
von der Regierung im Jemen eine Bit¬ 
te um Hilfe gegeben. Ach so. Erinnert 
sich noch jemand an den Einsatz rus¬ 
sischer Soldaten in Afghanistan? Auch 
da gab es eine Bitte um Hilfe von der 
afghanischen Regierung. Dieser Einsatz 
aber war sehr wohl eine Verletzung des 
Völkerrechts - nach Meinung unserer 
Regierung. Während die Unterstüt¬ 
zung der Amerikaner für die „Freiheits¬ 
kämpfer“ Bin Ladens selbstverständlich 
„legitim“ war - es ging ja um Freedom 
and Democracy. Darum geht es den 
Saudis natürlich auch - was denn sonst! 

Auch in der Ukraine geht es um 
Freedom and Democracy. Mit ähnlich 
schrecklichen Begleiterscheinungen. 
Drei Gegner des Kiewer Regimes wur¬ 
den innerhalb einer Woche ermordet. 
Selber schuld! 

„Wer von den Maidan-Gegnern des 
letzten Jahres noch lebt und um sein Le¬ 
ben fürchtet, sollte sich schnellstens den 
Behörden 
offenbaren.“ 

Dies rät der 
Kiewer Po¬ 
litikberater 
Anton Ge- 
raschtschen- 
ko. Knast 
oder Tod - so 
sieht die de¬ 
mokratische 
Entwicklung in der Ukraine aus. Und 
der Chef der zentralen Ermittlungsab¬ 
teilung des Ukrainischen Sicherheits¬ 
dienstes empfiehlt allen „Ukrainopho- 
ben“, wenn sie schon nicht den Mund 
halten könnten, ihre Rhetorik zu zü¬ 
geln. Aber während nach dem Mord an 
Boris Nemzow in Moskau Putin per¬ 
sönlich vom Westen aufgefordert wur¬ 
de, aufzuklären, hört man hier von un¬ 
seren Regierungen kein Wort dazu. 

Natürlich sind die Täter schnell 
identifiziert: Es müssen die Russen sein. 
Die haben ja auch auf den Euro-Mai- 
dan geschossen! Oder? Im Europarat 
wurde die ukrainische Regierung jetzt 
gerügt, weil sie die Aufklärung behin¬ 
dert habe. So seien Offiziere der Son¬ 
dereinheit Berkut gewarnt worden und 
konnten sich ins Ausland absetzen. 

Die BBC hatte im Februar gar einen 
ehemaligen Demonstranten vor der Ka¬ 
mera, der zugab, mit einem Scharfschüt¬ 
zengewehr auf Polizisten geschossen zu 
haben - die Gewalt ging also nicht nur 
von einer Seite aus. Aber die offizielle 
Lesart: Russische Geheimagenten hät¬ 
ten das Blutbad angezettelt. Auf beiden 
Seiten??? 

Auch hierzulande drei Tote: Schon 
die dritte Zeugin im NSU-Skandal ist 
unter seltsamen Umständen gestorben. 
Thomas Richter, V-Mann in der Nazi¬ 
szene, starb angeblich an einer nicht 
erkannten Zuckererkrankung. Florian 
Heilig starb kurz vor seiner Aussage 
zum Mord an der Polizistin Kiesewet¬ 


ter - angeblich Selbstmord. Und Melisa 
Marjanovic, die Freundin von Florian 
Heilig, wegen der er sich umgebracht 
haben soll, starb jetzt angeblich an einer 
Lungenembolie. Sie hatte am 13. März 
ausgesagt, dass Florian Heilig sich nicht 
aus Liebeskummer selbst umgebracht 
haben kann, wie die Ermittlungen der 
Polizei ergeben haben wollten. Sie war 
damals gar nicht erst befragt worden, 
weil das Ergebnis „Selbstmord“ schon 
von vorneherein feststand. Drei junge 
Menschen sind tot, die Licht ins Dun¬ 
kel hätten bringen können. Wo bleibt 
der Aufschrei: Frau Merkel, klären Sie 
unverzüglich auf? 

Unternommen werden soll jetzt et¬ 
was gegen die Überschwemmung des 
Mittelmeers mit Leichen. Denn das 
Mittelmeer ist ja nicht irgendein Meer, 
sondern „unser Swimmingpool“. Erklär¬ 
te jedenfalls Ulrich Maly, Präsident des 
Städtetags: „Europa kann es sich nicht 
leisten, in seinem Vorgarten, bzw. in 
seinem Swimmingpool, so etwas zuzu¬ 
lassen.“ Und er fordert die Wiederauf¬ 
nahme des Seenotrettungsprogramms 
„Mare nostrum“ durch die EU. 

Aber die EU hat andere Prioriäten: 
Sie will die Boote der Schlepper ver¬ 
nichten und so die Flüchtlinge aus Af¬ 
rika stoppen - Krieg gegen die Schlep¬ 
per statt Be¬ 
kämpfung 
der Fluchtur¬ 
sachen. „An 
allererster 
Stelle geht 
es darum, 
Menschen¬ 
leben zu ret¬ 
ten“ heuchelt 
Angela Mer¬ 
kel. Das könnte die EU - wenn sie ihre 
Grenzen aufmachen würde, ihre Desta¬ 
bilisierungspolitik beenden würde und 
in Afrika nicht mehr die Lebensgrund¬ 
lagen der Bevölkerung zerstören wür¬ 
de - durch Landraub, extensive Fische¬ 
rei, Aufrüstung und so weiter. Der EU 
geht es aber in allererster Linie darum, 
nicht zahlen zu müssen für die Zerstö¬ 
rungen, die sie anrichtet. 

Und es geht ja nicht nur um einen 
Swimmingpool! Im Mittelmeer leidet die 
Schifffahrtindustrie unter den ständigen 
Rettungen von Flüchtlingen in Seenot. 
Das geht nicht so weiter! Die Reederei 
Hapag-Lloyd weist daher ihre Kapitäne 
im Mittelmeer an, die Seenot von Flücht¬ 
lingen erst einmal zweifelsfrei festzustel¬ 
len und erst beim Reeder rückzufragen, 
bevor sie retten. Schließlich kostet ein 
Tag eines Container-Schiffes 50 000 
Euro. Was ist dagegen das Leben von af¬ 
rikanischen Flüchtlingen in Seenot? 

„Wenn es Weiße wären, die ganze 
Welt würde erzittern“, sagte eine fran¬ 
zösische Schriftstellerin in der Talkshow 
„Ce soir (ou jamais)“ (Heute Abend 
(oder nie)). Es sind aber Schwarze, Af¬ 
rikaner - und die lassen niemanden er¬ 
zittern. Nicht einmal die Regierungen 
der afrikanischen Staaten, aus denen 
sie kommen. Der einzige, der sich für 
sie eingesetzt hatte, wurde mit europä¬ 
ischer Hilfe ermordet: Ghaddafi. Und 
so ein Schicksal möchte natürlich kein 
afrikanischer Machthaber riskieren. 

Jane Zahn 


Die Reederei Hapag-Lloyd weist daher ihre 
Kapitäne im Mittelmeer an, die Seenot 
von Flüchtlingen erst einmal zweifelsfrei 
festzustellen und erst beim Reeder 
rückzufragen, bevor sie retten. Schließlich 
kostet ein Tag eines Container-Schiffes 
50000 Euro. Was ist dagegen das Leben von 
afrikanischen Flüchtlingen in Seenot? 


Meine progressive Woche 

Vom 25. April bis zum 1. Mai 


Samstag 

Als „Spieler, Amateur und Zeitverschwen¬ 
der “ soll Giannis Varoufakis gestern auf 
dem Treffen der Eurofinanzminister in 
Riga bezeichnet worden sein. Das kann 
sein, schlechtes Benehmen ist bei Nadel¬ 
streifenträgern recht häufig. Auf jeden Fall 
läuft gegen Varoufakis und die griechische 
Regierung eine Kampagne, an der nicht 
nur zahlreiche Medien, sondern auch 
wichtige Politiker und Finanziers betei¬ 
ligt sind. Sie eint die Sorge um das Schick¬ 
sal der neoliberalen Austeritätspolitik, mit 
der sie Europa überziehen. 

Kern dieser Politik ist die Umvertei¬ 
lung von unten nach oben, zwecks Be¬ 
reitstellung großer Geldsummen für das 
weitere Funktionieren des finanzmarktge¬ 
triebenen Kapitalismus. Genau den stellt 
die griechische Regierung in Frage. Wei¬ 
tere Milliarden für Griechenland gäben 
die Neoliberalen - gegen entsprechen¬ 
den Zins - gern, ein Ende der Sparpoli¬ 
tik wäre ihr eigenes Ende. Denn mit dem 
Dominostein Griechenland würde die 
EU der Austerität fallen. Solidarität mit 
der griechischen Bevölkerung ist das ur¬ 
eigenste Interesse aller arbeitenden Men¬ 
schen in Europa. 


Mittwoch 

Vor noch nicht allzu langer Zeit sagte 
Wolfgang Schäuble, bezüglich Grie¬ 
chenland sei man auf einem guten 
Weg. Er meinte zweierlei. Seit2008 hat 
sich die Wirtschaftsleistung Griechen¬ 
lands dramatisch verringert. Über mi¬ 
nus 10 Prozent auf mittlerweile minus 
25 Prozent. Gleichzeitig haben sich 
die schon vorher enormen Schulden 
des griechischen Staates um ein Viel¬ 
faches erhöht. 

Griechenland ist unter dem 
Spar druck der EU und der Erfüllungs¬ 
politik der Vorgängerregierungen seiner 
Souveränität verlustig gegangen, außer¬ 
dem wurde das griechische Staatsvolk 
auf Jahrzehnte zur Finanzgeisel der gro¬ 
ßen Banken gemacht. Genau dagegen 
wehrt sich die Regierung Tsipras und ge¬ 
nau deswegen ist sie zur Hauptgefahr 
für die EU der Austerität geworden. 

Donnerstag 

Mit dem daraus folgenden Druck muss 
die griechische Regierung umgehen. 
Dass sie sich nicht beugt, zeigt ihre Po¬ 
litik der „roten Linien “ deren Einhal¬ 
tung Premier Tsipras in einer dreistün¬ 


digen live-Sendung des Fernseh-Senders 
STAR TV bekräftigte. 

Diese Politik ist das Beharren auf dem 
Anspruch, mit der Sparpolitik zu Lasten 
der griechischen Bevölkerung ein Ende 
zu machen. Die Krankenversicherung 
soll wieder für alle gelten, Löhne und 
Renten sollen pünktlich gezahlt werden. 
Das hat nach Tsipras nach wie vor abso¬ 
lute Priorität. Diese Politik ist in all den 
„Reform“-Paketen enthalten - von der 
EU mit großem Geklingel eingefordert-, 
die von griechischer Seite geliefert und 
von der EU wiederum umgehend mit ei¬ 
nem pauschalen „nicht ausreichend“ ab¬ 
gelehnt wurden. 

Tatsächlich gefallen ihnen die sozia¬ 
len Standards nicht, die die griechische 
Regierung aufstellt - vor allem nicht ihre 
Signalwirkung für ganz Europa. Und 
noch etwas gefällt ihnen nicht. Tsipras 
will die griechischen Wähler per Referen¬ 
dum über eine Vereinbarung mit der EU 
abstimmen lassen. Neoliberale Medien 
schrieben darauf: „ Tsipras droht mit Re¬ 
ferendum“. Die darin aufblitzende Angst 
der Herrschenden kommentierten andere 
so „ Tsipras droht mit Demokratie “ 

Adi Reiher 


Berechtigt oder geheuchelt? 

Red Bull Leipzig im Fokus der Kritik 


Fußball ist in Deutschland ein Politi¬ 
kum. Deshalb hat Innenminister Tho¬ 
mas de Maiziere, der in der hiesigen 
Republik auch für den Sport zuständig 
ist, jüngst das Wort ergriffen und RB 
Leipzig gegenüber seinen Kritikern in 
Schutz genommen. Die Form der Aus¬ 
einandersetzung vieler Fans gehe „gar 
nicht“, erzählte de Maiziere der Welt, 
denn: „Was RB Leipzig angeht, ist alles 
von der DFL [Deutsche Fußball Liga 
GmbH] geprüft worden.“ Und die DFL 
sah, dass es gut war. 

Wo liegt eigentlich 
das Problem? 

Fußballhasser wissen seit je, dass es im 
modernen Fußball nur noch um Geld 
geht. Und haben damit auch teilweise 
recht. Dennoch: Es gibt einen Unter¬ 
schied zwischen dem FC Bayern, Bay¬ 
er Leverkusen, dem VfL Wolfsburg 
und RB Leipzig. In allen Fällen haben 
Wirtschaftsunternehmen die Finger im 
Spiel, dennoch unterscheiden sich die 
jeweiligen Engagements zum Teil er¬ 
heblich. Beim FC Bayern ist die Lage 
z.B. so, dass verschiedene Großunter¬ 
nehmen (Audi, Adidas, Allianz) insge¬ 
samt 24,99 Prozent der Anteile der FC 
Bayern AG halten. Die Mehrheit von 
75,01 Prozent der Anteile hält der FC 
Bayern München e.V., der sich somit 
gegen einen zu großen Einfluss der Un¬ 
ternehmen sperrt. Hier wird klar, dass 
der Verein das Geld aus der Wirtschaft 
gern nimmt, aber den Wirtschaftsinte¬ 
ressen nicht die oberste Priorität ein¬ 
räumt. An erster Stelle steht nach wie 
vor der Verein als Sportverein. 

Selbst bei Vereinen wie Wolfsburg 
und Leverkusen, bei denen die Volks¬ 
wagen- bzw. die Bayer-AG die Mehr¬ 
heit der Anteile (weil die Unterneh¬ 
men mehr als 20 Jahre in die Vereine 
investiert haben, geht das) hält, steht 
der Fußballverein als Verein im Vorder¬ 
grund und nicht als Werbefläche für ei¬ 
nen Konzern. Bei Leipzig ist all das an¬ 
ders. Ausnahmslos alle führenden Funk¬ 
tionäre im Verein sind Mitglieder von 
Red Bull; generell versucht RB Leipzig, 
sich nur insofern den hiesigen Vereins¬ 
strukturen anzupassen, wie es rechtlich 
nötig ist. Beispiel Mitgliedschaft: Wäh¬ 
rend die Mitgliedschaft bei jedem an¬ 
deren Verein eine Formsache ist - man 
unterschreibt, zahlt und ist letztlich Mit¬ 
glied, wodurch man in gewisser Weise 
mitentscheiden kann - hat RB Leipzig 
jahrelang versucht, nur loyale Freun¬ 
de des Brausekonzerns als Mitglieder 
aufzunehmen. Ziel des Ganzen war es, 
zu verhindern, dass auch Fans Einfluss 
auf die Geschicke des als Werbeträger 
konzipierten Vereins nehmen könnten. 
Hierin unterscheidet sich RB Leipzig 
grundlegend von anderen Klubs. 



Anti-Red-Bull-Parole. 


Während Vereine wie Dortmund, 
Bayern und sogar Leverkusen oder 
Wolfsburg immer noch Fußballvereine 
sind, deren oberstes Ziel die möglichst 
erfolgreiche Organisation von Fußball¬ 
spielen ist, steht für Red Bull das Ziel 
im Vordergrund, mit einem erfolgrei¬ 
chen Fußballverein Werbung für ein 
Getränk zu machen. Das Ziel ande¬ 
rer Vereine wird so Mittel zum Zweck. 
Und das stört auch Offizielle anderer 
reicher Vereine wie des FC Bayern, da 
die Verantwortlichen selbst aus dem 
Fußball kommen: Sie sind es gewohnt, 
dass Wirtschaftsunternehmen mitre¬ 


den, beanspruchen jedoch den Primat 
des Sports, wie etwa Karl-Heinz Rum¬ 
menigge, der davon überzeugt ist, dass 
RB niemals die Champions-League ge¬ 
winnen kann. 

Was soll die Debatte um die 
Kritik an Red Bull bewirken? 

Mit der Strategie, Kritikern des Pro¬ 
jekts RB „Ewiggestrigkeit“ „Roman¬ 
tik“ und „Nostalgie“ vorzuwerfen und 
die Artikulation dieser Kritik nach 
Möglichkeit zu unterbinden (Manager 
Rangnick: „Es ist ein Zeitpunkt gekom¬ 
men, an dem wir [...] über Maßnahmen 
nachdenken müssen“), wird der Ver¬ 
such unternommen, die Fankultur in 
Deutschland, die eine der aktivsten Eu¬ 
ropas ist, mundtot zu machen. Bislang 
haben Profifußball und Fankultur eine 
Form der „friedlichen Koexistenz“ ge¬ 
führt. Der Vorstoß von Politikern und 
den RB-Verantwortlichen zeigt jedoch, 
dass es Versuche gibt, Fankultur nur 
noch so weit zur Entfaltung kommen zu 
lassen, „wie sie nicht die Marketingin¬ 
teressen des Inhabers stört“, wie Philipp 
Köster, Chefredakteur des Fußballma¬ 
gazins 11FREUNDE, schreibt. 

Michael Böse 


Der rote Kanal 


Der Verlorene, BRD 1951 

Dr. Rothe forscht für die Nazis in 
kriegswichtigen Projekten. Seine Ver¬ 
lobte spioniert ihn aus, als er das ent¬ 
deckt, ermordet er sie im Affekt. Sein 
Kollege Hoesch deckt ihn und verhin¬ 
dert damit eine Verurteilung. Nach 
dem Krieg treffen sich Rothe und 
Hösch im Lager wieder. Peter Lorres 
einzige Regiearbeit. 

Die Filmemacherin Ulrike Ottin- 
ger schrieb: „Mit diesem Film ist deut¬ 
sche Nachkriegsgeschichte so präzise 
gezeigt worden, wie es nur einem mög¬ 
lich ist, der selbst Opfer war und einen 
Täter spielt, der weiß, dass er Schuld 
hat. Lorre hat damit auch seine eigene 
Geschichte als Schauspieler und sei¬ 
ne harten Erfahrungen als Emigrant 
thematisiert und sie mit dem Film auf 
spannende Weise verwoben.“ Leider 
nur im Spartensender. 

So., io. 5., 0.30-2.00 Uhr, servus tv 

Johnny Cash At Folsom Prison, 

USA 2008 

Am 13. Januar 1968 trat Johnny Cash 
nach seiner schweren Tablettenabhän¬ 
gigkeit im kalifornischen Hochsicher¬ 
heitsgefängnis Folsom auf. Im Film 
sprechen auch Insassen und andere 
Beteiligte über das Konzert. 

So., io. 5., 22.00-23.25 Uhr, 3sat 


Die Arier, D 2014 

Die afrodeutsche Moderatorin und 
Filmemacherin Mo Asumang begibt 
sich in ihrem Film auf eine Reise in 
die Neonazi-Szene weltweit. In per¬ 
sönlichen Gesprächen lässt sie sich 
das Weltbild von Mitgliedern unter¬ 
schiedlicher neonazistischer Grup¬ 
pen beschreiben. Asumang besucht 
Veranstaltungen der NPD in Gera, 
Wismar und Potsdam. In den USA 
trifft sie sich mit Mitgliedern des Ku- 
Klux-Klan und mit Tom Metzger, dem 
Gründer der White Aryan Resistance. 
Auf ihrer Reise sucht sie nach den Ur¬ 
sprüngen des Arierbegriffs - und nach 
Gründen und Überwindungsstrategi¬ 
en gegen den Rassenhass. 

Mo., 11.5., 23.55-1.25 Uhr, zdf 

Das höhere Prinzip, CSSR i960 

Protektorat Böhmen und Mähren 
1942: SS-Obergruppenführer Rein¬ 
hard Heydrich, stellvertretender 
Reichsprotektor, fällt in Prag einem 
Attentat von tschechischen Nazigeg¬ 
nern zum Opfer. Wahllos erschießt die 
SS tagelang unschuldige Menschen, 
die angeblich das Attentat gebilligt 
haben. Die fürchterliche Rache macht 
auch vor Kostelec, einer böhmischen 
Kleinstadt, nicht halt. Dort bereiten 
sich die Schüler eines humanistischen 
Gymnasiums auf das Abitur vor. 

Mo., 11.5., 23.40-1.24 Uhr, mdr 











